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I. Die Rechtslehre im System der Moralphilosophie (Metaphysik der Sitten)1 

 

Als mit praktischer Vernunft begabtes Wesen hat der Mensch es beständig mit zwei 
Arten von Problemen zu tun. Die erste Art bezieht sich auf seine Freiheit im inneren 
Gebrauch der Willkür als die Fähigkeit, sich Zwecke zu setzen; die zweite bezieht sich auf 
seine Freiheit im äußeren Gebrauch der Willkür als die Fähigkeit, die für die Erreichung der 
gesetzten Zwecke erforderlichen Handlungen zu vollziehen. Die Frage, welche Zwecke sich 
der Mensch setzen und wie er also sein Wollen bestimmen soll oder darf oder nicht darf, 
betrifft ausschließlich den einzelnen Menschen selber. Die Frage hingegen, wie er äußerlich 
handeln2 soll oder darf oder nicht darf, betrifft auch andere Menschen und kann demzufolge 
nur unter Berücksichtigung des Verhältnisses zu diesen anderen Menschen beantwortet 
werden. Es ist ja eben die Fähigkeit des Menschen als eines praktischen Vernunftwesens, 
auf Grund eigenen Wollens die darin vorgestellten Zwecke, welche von Natur möglichen 
auch immer, in Raum und Zeit zu verwirklichen, – kurz: es ist sein äußeres Handeln und nur 
dieses, durch das der Mensch in der unvermeidlichen raum-zeitlichen Gemeinschaft mit allen 
anderen Menschen jederzeit mit jedem beliebigen anderen Menschen in jeder beliebigen 
Weise in einen (äußeren Handlungs-)Konflikt geraten kann, durch den die Realisierung der 
jeweils gesetzten Zwecke zum Teil oder auch ganz in Frage gestellt ist.  

Die Moralphilosophie handelt generell von der (moralischen) Gesetzgebung mit Bezug 
auf den möglichen Freiheitsgebrauch überhaupt und differenziert sich mit dieser in zweierlei 
Weise.3 Entsprechend den zwei Arten moralischer Fragen betrifft die Gesetzgebung 

                                                
1 Quellenangaben zu Kant beziehen sich auf die Akademie-Ausgabe, wobei die von den Kant-

Studien vorgegebenen Siglen verwendet werden. Im Text werden Buchtitel in Kursivschrift gesetzt, 
der mit dem Buchtitel bezeichnete Sachbereich in Normalschrift. Beispiel: Rechtslehre – Rechtslehre. 

Quellenverweise zu Ebbinghaus beziehen sich auf: Julius Ebbinghaus, Gesammelte Schriften, 
Bd. 1: Sittlichkeit und Recht. Praktische Philosophie 1929-1954, Hariolf Oberer / Georg Geismann 
(Hrsg.), Bonn: Bouvier 1986 (= GS I); Bd. 2: Philosophie der Freiheit. Praktische Philosophie 1955-
1972, Georg Geismann / Hariolf Oberer (Hrsg.), Bonn: Bouvier 1988 (= GS II); Bd. 3: Interpretation 
und Kritik. Schriften zur Theoretischen Philosophie und zur Philosophiegeschichte 1924-1972, Hariolf 
Oberer / Georg Geismann (Hrsg.), Bonn: Bouvier 1990 (= GS III). 

Quellenverweise zu Wolfgang Kersting, Wohlgeordnete Freiheit. Immanuel Kants Rechts- und 
Staatsphilosophie, Berlin / New York: de Gruyter 1984 (Neuauflage [irreführend im Impressum als 
„Erste Auflage 1993“ bezeichnet] Frankfurt am Main: Suhrkamp 1993) erfolgen als: Wolfgang 
Kersting, WF. Seitenangaben beziehen sich auf die [erweiterte] Neuauflage. 

2 „Handeln“ bedeutet im Folgenden durchweg willkürliches, auf das Bewirken eines Zwecks 
gerichtetes Handeln. Da die mit Bezug auf Zwecksetzung und Zweckverwirklichung durchaus 
sinnvolle und auch vielfach verwendete Unterscheidung zwischen „innerem“ und „äußerem Handeln“, 
wenn man sie nicht strikt einhält, leicht zu Mißverständnissen führen kann, werde ich statt dessen 
zumeist von „Wollen“ bzw. „Handeln“ sprechen, wobei dieses (äußere) Handeln selbstverständlich ein 
Unterlassen einschließt. Es gibt allerdings auch ein inneres Handeln der Zweckverwirklichung, etwa 
das Lösen eines mathematischen Problems oder das gedankliche Präzisieren des Handlungsbegriffs. 
Da ein solches Handeln jedoch für die hier gestellte Aufgabe ohne wesentliche Bedeutung ist, wird es 
nicht eigens berücksichtigt. Wo auch dieses Handeln und darüber hinaus auch das Wollen im 
Handlungsbegriff eingeschlossen ist, geht dies aus dem Kontext hervor. 

3 Aus heuristischen Gründen wird manches im Folgenden einerseits immer wieder 
behauptungsweise und in Bruchstücken ins Spiel gebracht, wenn es gleichsam noch nicht „an der 
Reihe“ ist. Andererseits ist es oft unvermeidlich oder gar geboten, auf einen bereits behandelten 
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einerseits den inneren Gebrauch, andererseits den äußeren Gebrauch der Freiheit. 
Außerdem aber ist sie ihrerseits entweder nur als innere (durch einen selber) oder auch als 
äußere (durch einen Anderen) möglich. Nimmt man beide Unterscheidungen zusammen, 
dann zeigt sich, daß zum einen für den inneren Freiheitsgebrauch nur eine innere 
Gesetzgebung, zum andern eine äußere Gesetzgebung nur für den äußeren 
Freiheitsgebrauch und schließlich eine innere Gesetzgebung für den inneren und für den 
äußeren Freiheitsgebrauch in Betracht kommen. Damit sind die Elemente für die Struktur der 
Moralphilosophie vorgegeben.  

Sie gliedert sich genau genommen zweifach in jeweils zwei voneinander unabhängige 
Teile: einmal in die (1a) Lehre von den Gesetzen, die sich nur auf den äußeren 
Freiheitsgebrauch (Rechtslehre) und die (1b) Lehre von den Gesetzen, die sich sowohl auf 
den inneren als auch auf den äußeren Freiheitsgebrauch (Tugendlehre [Ethik im engeren 
Sinn]4) beziehen;5 und außerdem in die (2a) Lehre von den Gesetzen, für die auch eine 
äußere Gesetzgebung möglich ist (Rechtslehre) und die (2b) Lehre von den Gesetzen, für 
die eine äußere Gesetzgebung nicht möglich ist (Ethik [im weiteren Sinn]).6 Rechtslehre 
handelt somit von dem äußeren Freiheitsgebrauch unter möglichen äußeren Gesetzen; Ethik 
bzw. Tugendlehre dagegen von dem Freiheitsgebrauch überhaupt unter inneren Gesetzen, 
wobei – mit Vorbehalt und vorwegnehmend sei es gesagt – die Rede von Ethik auf die 
innere Triebfeder, die Rede von Tugendlehre dagegen auf die Zwecksetzung Bezug nimmt.7 

Die Unterscheidung der Metaphysik der Sitten in Rechtslehre und Tugendlehre / Ethik 
gründet sich vorrangig, wenn auch nicht deckungsgleich, auf die Unterscheidung im 
Freiheitsgebrauch zwischen (äußerem) Handeln und Wollen. Die Unterscheidung hinsichtlich 
der Art der Gesetzgebung ist erst eine Folge daraus. Daß für den inneren Freiheitsgebrauch 
weder hinsichtlich seiner Triebfeder noch hinsichtlich seiner Zwecksetzung eine 
Gesetzgebung durch einen anderen Willen möglich ist, liegt auf der Hand.8 Für Tugendlehre 
/ Ethik kommt damit nur eine innere, die Freiheit des je eigenen Willens voraussetzende 

                                                                                                                                                   

Sachverhalt in einem anderen Zusammenhang noch einmal zurückzukommen, weil er erst dort zu 
voller Klarheit gebracht werden kann bzw. dieser dienlich ist. Daher sind auch Wiederholungen nicht 
ganz zu vermeiden und bisweilen sogar erwünscht und beabsichtigt. 

Beiläufig wird sich zeigen, mit welcher wünschenswerten Klarheit und sogar Ausführlichkeit sich 
fast alles hier Erörterte bei Kant selber findet, vor allem in der so oft als das Produkt eines schon 
senilen Mannes hingestellten Metaphysik der Sitten, deren drei Einleitungen (in die Metaphysik der 
Sitten überhaupt, in die Rechtslehre und in die Tugendlehre) in ihrer Bedeutung für die 
Moralphilosophie gar nicht überschätzt werden können. Ich verweise für alles Folgende generell auf 
diese Einleitungen, da ich von deren Erörterungen einen so ausgiebigen Gebrauch mache, daß 
Einzelverweise überhand nähmen. 

4 Vgl. etwa TL AA 06.375; 06.379; 06.413. 
5 VATL HN AA 23.386: „Die Moral besteht aus der Rechtslehre (doctrina iusti) und der 

Tugendlehre (doctrina honesti) jene heißt auch ius im allgemeinen Sinne, diese Ethica in besondrer 
Bedeutung (denn sonst bedeutet auch Ethic die ganze Moral).“ Vgl. auch ZeF AA 08.386: Moral als 
Rechtslehre und Moral als Ethik. 

6 Es ist zu bemerken, daß Kant besonders die Ausdrücke Ethik, Tugendlehre, Moral nicht immer 
in derselben Bedeutung verwendet, wobei ihm freilich die Unterschiede wohl bewußt sind. (Siehe etwa 
TL AA 06.379; VAMS HN AA 23.245; MSVigil Vorl AA 27.481 f.; 27.576 f.). Meistens dürfte sich die 
gemeinte Bedeutung aber aus dem Kontext ergeben. Dies gilt auch für den vorliegenden Beitrag. 

7 Vgl. VATL HN AA 23.395.06-11. 
8 Kant macht eigens darauf aufmerksam, daß dafür selbst ein göttlicher Wille, der ja nun 

durchaus zwingen könnte, nicht in Betracht kommt. Siehe MS AA 06.219. 
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Gesetzgebung in Betracht. Für die Rechtslehre dagegen mit ihrer Beschränkung auf bloß 
äußeren Freiheitsgebrauch kommt zunächst eine Gesetzgebung durch irgendeinen Willen 
überhaupt und damit auch eine (äußere) Gesetzgebung durch einen anderen Willen in 
Betracht.9 Die Unterscheidung zwischen Selbstzwang und Fremdzwang ist wiederum daraus 
eine Folge. 

Speziell in der Einleitung zur Metaphysik der Sitten erörtert Kant die für eine 
Metaphysik der Sitten insgesamt unerläßlichen Begriffe, die freilich für deren beide Teile, 
Rechtslehre und Tugendlehre, nicht immer dieselbe Relevanz haben und im Folgenden 
demgemäß zur Sprache kommen werden. Manches kommt sogar für die Rechtslehre als 
solche gar nicht in Betracht, wird aber von Kant dennoch in der Einleitung zur gesamten 
Metaphysik der Sitten behandelt, weil es nicht allein für die Tugendlehre, sondern auch in 
Bezug auf die Rechtslehre insofern benötigt wird, als diese auch, freilich bloß indirekt, zur 
Ethik gehört. Auch die Erörterungen in der Grundlegung zur Metaphysik der Sitten und in der 
Kritik der praktischenVernunft sind nur zu einem eher geringen Teil für die Rechtslehre 
relevant, nämlich mit ihrem reinen Rationalismus in der Begründung des Moralgesetzes. 
Kant ist dort ersichtlich an den mit Moralität (im Sinne von Handeln aus Pflicht) verbundenen 
Problemen interessiert. 

Unter jenen Begriffen ist einer von äußerster Wichtigkeit, über den zugleich die 
Lehrmeinungen stark divergieren. Es ist der Begriff der Freiheit, besser: es sind die 
verschiedenen Bedeutungen, die Kant in der Metaphysik der Sitten und anderswo je nach 
Zusammenhang mit dem Freiheitsbegriff verknüpft, worüber erheblicher Dissens besteht. 
Besonders gravierend wirkt sich dieser Dissens auf die Frage aus, welchen Begriff von 
Freiheit der unbedingte Geltungsanspruch des Rechtsgesetzes voraussetzt. So ist es tunlich, 
zunächst auf Kants Freiheitslehre einzugehen. 

 

 

II. Willkür – Wille – Freiheit; Handlung – Maxime 

 

Die Willkür als das Vermögen beliebigen Tuns und Lassens ist beim Tier eine 
ausschließlich durch Neigungen (sinnliche Triebfedern, Stimuli) bestimmte und somit durch 
diese genötigte Willkür (arbitrium brutum).10 Wenn man Willkür als das „Vermögen zur 
Selbstbestimmung seiner Ursächlichkeit oder Nichtursächlichkeit“11 begreift, dann muß man 
mit Bezug auf das Tier sagen, daß seine „Selbstbestimmung“ eine ihm unmittelbar durch 
seine Natur oktroyierte ist.  

                                                
9 Mit dem Ausschluß der Notwendigkeit einer inneren Gesetzgebung für die Rechtslehre 

entfallen auch die Notwendigkeit des Bezuges auf den je eigenen Willen und damit die Notwendigkeit, 
dessen Freiheit vorauszusetzen. Damit deutet sich, um das Mindeste zu sagen, bereits die Richtigkeit 
der sogenannten „Unabhängigkeitsthese“ an, die weiter unten (siehe Kap. VII) als „Ebbinghaus-
These“ noch zu erörtern sein wird. Es ist, kurz gesagt, die These, daß die Rechtslehre in ihrer 
objektiven Geltung von Kants Lehre von der transzendentalen Idealität von Raum und Zeit gänzlich 
unabhängig ist. 

10 Siehe KrV AA 03.363 (B 562); 03.521 (B 830); MS AA 06.213. 
11 Karl Alphéus, Kant und Scheler, Bonn: Bouvier 1981, S. 18. 



 5 

Die menschliche Willkür (arbitrium liberum) unterscheidet sich von der tierischen 
dadurch, daß sie durch Neigungen zwar unausweichlich affiziert, diesen aber, falls keine 
pathologische Störung12 vorliegt, nicht zugleich blindlings ausgeliefert ist.13 Vielmehr ist die 
Willkür des Menschen das Vermögen, auf Grund beliebiger (von Natur möglicher) 
Zwecksetzung sein Tun und Lassen zu bestimmen.14 Ein solches „Begehrungsvermögen 
nach Begriffen“15 ist nicht ohne Vernunft möglich; und die insofern bestehende 
Unabhängigkeit von der Bestimmung (Nötigung) durch sinnliche Antriebe16 bedeutet den 
negativen Begriff17 der Freiheit der Willkür18. Bevor der diesem korrespondierende positive 
Begriff der freien Willkür zur Sprache kommt, empfiehlt sich die Erörterung eines anderen 
Freiheitsbegriffs, der im Laufe dieser Arbeit noch eine wichtige Rolle spielen wird.  

Es ist der in der Kritik der reinen Vernunft verwendete Begriff der praktischen Freiheit19. 
Kant bestimmt diese zugleich negativ und positiv als eine (freie) Willkür, „welche unabhängig 
von sinnlichen Antrieben, mithin durch Bewegursachen, welche nur von der Vernunft 
vorgestellt werden, bestimmt werden kann“.20 In jeder Handlung als Mittel zu einem Zweck, 
in jedem Handeln nach einer Maxime ist Vernunft praktisch. In positiver Hinsicht ist die so 
begriffene praktische Freiheit das durch (Selbst-)Erfahrung21 beweisbare und bewiesene 
Vermögen, „durch Vorstellungen von dem, was selbst auf entferntere Art nützlich oder 
schädlich ist, die Eindrücke auf unser sinnliches Begehrungsvermögen zu überwinden; diese 
Überlegungen aber von dem, was in Ansehung unseres ganzen Zustandes 
begehrungswerth, d. i. gut und nützlich, ist, beruhen auf der Vernunft.“22 Praktische Freiheit 

                                                
12 Im „Maschinenwesen im Menschen“ (Anth AA 07.214). 
13 „Der stimulus [...] afficirt den Menschen so, daß er dessen Eindruck und Reiz nicht 

vermeiden, sondern dessen Wirkung nur verhindern und aufheben kann.“ MSVigil Vorl AA 27.494. – 
Um dem Einwand, Vorlesungsnachschriften seien kein Beweis für Kants wirkliche Meinung, 
zuvorzukommen, sei festgestellt, daß die vielen in dieser Arbeit sich findenden Hinweise auf solche 
Nachschriften gar nichts beweisen sollen, sondern lediglich als Erläuterung und weitere Klarstellung 
der vorgetragenen Überlegungen gedacht sind und bisweilen für deren angemessene Formulierung 
verwendet werden. Auch dort, wo auf Texte aus Kants Nachlaß oder auf Texte verwiesen wird, die 
lange vor der Metaphysik der Sitten, ja den kritischen Hauptwerken veröffentlicht wurden, ist über 
Erläuterung hinaus höchstens eine ergänzende Stützung, nicht aber ein Beweis angestrebt. 

14 Der Bezug ist hier die Einleitung in die Metaphysik der Sitten; früher hatte Kant das 
Vermögen der Zwecke Wille genannt (siehe etwa KpV AA 05.58 f.; KU AA 05.280; 05.370; 05.431). 
Siehe dazu die terminologischen Bemerkungen weiter unten. 

15 MS AA 06.213. 
16 MS AA 06.213; ebenso 06.226.17-19. 
17 Er ist streng von dem ganz anderen ebenfalls negativen Begriff zu unterscheiden, der sich 

auf „sittliche Freiheit“ bezieht. Siehe dazu weiter unten. 
18 „Die menschliche Willkür ist zwar ein arbitrium sensitivum, aber nicht brutum, sondern 

liberum, weil Sinnlichkeit ihre Handlung nicht nothwendig macht“ KrV AA 03.363 f. (B 562). „Die 
intellectuelle Willkühr eines Wesens das durch stimulos afficirt (obgleich nicht determinirt) wird ist kein 
arbitrium brutum aber auch nicht purum sondern arbitrium impurum dergleichen die menschliche ist.“ 
VATL HN AA 23.378 f. 

19 Zu einer anderen Verwendung dieses Begriffs siehe Prol AA 04.346; RezSchulz AA 08.13; 
ferner auch KpV AA 05.93 ff.; Refl 4684, HN AA 17.672.15-16. 

20 KrV AA 03.521 (B 830); siehe auch 03.363 f. (B 561 f.).  
21 Deswegen spricht Kant bisweilen auch von psychologischer Freiheit. Siehe MPölitz Vorl AA 

28.267; KpV AA 05.07; 05.96 f.. Der Reflexion 6007 (HN AA 18.422) zufolge ist die Erfahrung der 
psychologischen Freiheit mit dem moralischen Bewußtsein gegeben. Siehe auch KrV AA 03.310 (B 
476). 

22 KrV AA 03.521 (B 830 f.) (ohne Kants Hervorh.). 
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ist also zunächst, gleichsam prima facie, nichts weiter als das auf Wollen und Handeln 
bezogene Vermögen, auf Grund von selbstgesetzten Zwecken und insofern durch Vernunft 
bestimmt zu handeln.23 Praktisch freies Handeln in diesem Sinn ist willkürliches, also 
gewolltes und insofern selbst bewirktes Handeln, wie es für menschliches Leben 
kennzeichnend ist.  

Mit der Bestimmung der praktischen Freiheit als eines Vermögens, unabhängig von 
natürlicher Nötigung nach Grundsätzen, also auf Grund von Vernunft, zu handeln, bleibt 
unausgemacht, ob auch die Handlungsgrundsätze ihrerseits durch Vernunft oder aber durch 
Sinnlichkeit bestimmt sind, ob also „die Vernunft selbst [GG. = selber] in diesen Handlungen, 
dadurch sie Gesetze vorschreibt, nicht wiederum durch anderweitige Einflüsse bestimmt sei, 
und das, was in Absicht auf sinnliche Antriebe Freiheit heißt, in Ansehung höherer und 
entfernterer wirkenden Ursachen nicht wiederum Natur sein möge [...]“.24 „Denn es folgt 
daraus, daß ein Wesen Vernunft hat, gar nicht, daß diese ein Vermögen enthalte, die Willkür 
unbedingt durch die bloße Vorstellung der Qualification ihrer Maximen zur allgemeinen 
Gesetzgebung zu bestimmen und also für sich selbst praktisch zu sein: wenigstens so viel 
wir einsehen können. Das allervernünftigste Weltwesen könnte doch immer gewisser 
Triebfedern, die ihm von Objecten der Neigung herkommen, bedürfen, um seine Willkür zu 
bestimmen; hiezu aber die vernünftigste Überlegung, sowohl was die größte Summe der 
Triebfedern, als auch die Mittel, den dadurch bestimmten Zweck zu erreichen, betrifft, 
anwenden [...]“25 Die Vernunft fungiert dann gleichsam als oberster Spielleiter im Spiel der 
Affekte, indem sie mit Hilfe der Kenntnis und zugleich durch selbständige Gestaltung des 
Parallelogramms der diversen sinnlichen Triebkräfte das Spiel in die zuoberst durch 
Sinnlichkeit bestimmte Richtung lenkt.26 Sie hat hier einen bloß regulativen Gebrauch.27 So 
kann der Mensch ihn affizierenden Stimuli folgen, er kann aber auch deren Auftreten planend 
vermeiden oder sie durch vorstellendes Wachrufen (Erzeugen) anderer Stimuli in ihrer 
Wirkung neutralisieren. Er kann mit seiner freien Willkür der „Naturnothwendigkeit 
widersprechen, und es steht also in seiner Gewalt, im Fall Handlungen unwillkührlich von 
ihm unternommen sind, dennoch sich zu bestimmen, ob er davon Gebrauch machen will 
oder nicht, ob er darauf eine attention richten oder davon abstrahiren will, ob er sie durch 
erstere verstärken, in ihren Folgen erweitern, oder ihre Wirkungen entfernen und zerstören 
will.“28 Kurz: der Mensch kann auf Grund von (auf Vernunft beruhenden) Gründen29 (Motiven, 
                                                

23 „ein Vermögen [...], sich unabhängig von der Nöthigung durch sinnliche Antriebe von selbst 
zu bestimmen“ (KrV AA 03.364 [B 562]). 

24 KrV AA 03.521 (B 831).  
25 RGV AA 06.26 (m. H.). 
26 „Indessen ist es moglich, daß die intellectuelle Willkühr sich einmische, die von dem Gesetze 

der Abhängigkeit von Sinnen ausgenommen ist; diese bestimmt nur einen anderen Lauf der 
Sinnlichkeit.“ (Refl 5616, HN AA 18.255 [m. H.]). „Bey allen Handlungen liegt der Grund, die 
caussalitaet, (der Materie nach) in der Natur; der Form nach aber entweder blos in der natur [...] oder 
in einem andern Vermögen, welches die Kräfte der Natur innerlich dirigirt. Das letztere ist Freyheit.“ 
(Refl 3858, HN AA 17.315 [m. H.]); siehe ferner die Erläuterungen Schmuckers zu Kants Reflexionen 
5616 und 5619 in: Josef Schmucker, Das Weltproblem in Kants Kritik der reinen Vernunft. Kommentar 
und Strukturanalyse des ersten Buches und des zweiten Hauptstücks des zweiten Buches der 
transzendentalen Dialektik, Bonn: Bouvier 1990, S. 328 ff. 

27 Vgl. KrV AA 03.520 (B 828). 
28 MSVigil Vorl AA 27.626. „[...] ein dominium facultatum [...], als in deren Rücksicht der Mensch 

freye Gewalt hat, sie zweckmäßig nach eigner Wahl zu gebrauchen“ (ebd.). 
29 Rationes; ragioni; raisons; reasons. 
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nicht Stimuli) wollen und handeln, welchen auch immer und was auch immer deren eigener 
Bestimmungsgrund letztlich sein mag; anders gesagt: er ist in seinem Wollen und Handeln 
durch Vernunft (tout court) bestimmbar und insofern praktisch frei. Bereits dadurch – und 
nicht etwa erst durch Bestimmbarkeit durch reine Vernunft – unterscheidet er sich vom Tier. 
Wäre der Mensch bloßes Naturwesen, dann wäre er durch „Stimuli“ determiniert. Als 
„vernünftiges Naturwesen“ und gar als „mit innerer Freiheit begabtes Wesen“30 ist er zwar 
durch Stimuli affiziert, zur Handlung determiniert jedoch durch Motive auf Grund von 
Vorstellungen der Vernunft. Praktische Freiheit bedeutet somit ganz allgemein, aus Gründen 
handeln zu können. Aus diesem durch Erfahrung bekannten Sachverhalt läßt sich freilich 
weder schließen, daß der Mensch in seinem Wollen unausweichlich zuoberst von physisch-
psychischen Gesetzen abhängt, die ihn als Naturwesen bestimmen, noch daß das Gegenteil 
der Fall ist. Bloß als erfahrbare unterliegt die praktische Freiheit wie alles in der Sinnenwelt 
dem Naturgesetz der Erscheinungen, ist also selber „eine von den Naturursachen, nämlich 
eine Causalität der Vernunft in Bestimmung des Willens [GG. = der Willkür]“31. In dieser 
Hinsicht bedeutet sie nur negativ, daß sich die Vernunft unabhängig von allen sinnlichen 
Trieben durch sich selbst bestimmt,32 nicht aber auch positiv, daß man sich in seinem 
Wollen, ohne dabei sinnlicher Triebfedern zu bedürfen, durch die Vernunft bestimmt.33 Als 
Gegenstand der Erfahrung hat der Mensch nach Kant freilich – worauf Ebbinghaus eigens 
aufmerksam macht – überhaupt nur eine Freiheit des Handelns in Abhängigkeit von 
Zwecken, „in deren Bestimmung er den Bedingungen der Natur und dem Gesetz ihrer 
Kausalität unterworfen ist“. Dennoch bleibt es – wie Ebbinghaus hinzufügt – wahr, „daß seine 
Handlungen gar nicht den formalen Charakter der Zusammenstimmung des Bewußtseins 
ihrer Bedingtheit durch seine wie immer bedingten Zweckbestimmungen haben könnten, 
wenn die Ursache dieser Handlungen eine Nötigung durch Sinnenreize wäre“.34 Es wird sich 
zeigen, daß dies eine hinreichende Voraussetzung für die Rechtslehre ist. Kants positive 
Bestimmung der freien Willkür in der Einleitung zur gesamten, also auch die Tugendlehre 
einschließenden Metaphysik der Sitten geht allerdings erheblich weiter und über die 
Schwelle der Erfahrung hinaus. 

Bestimmt die Vernunft die Regel für die Willkür den Neigungen gemäß, dann ist sie 
zwar praktisch, aber nicht als reine Vernunft („für sich selbst“). In Bezug auf die Willkür ist 
somit zwischen bedingt-vernünftigem und unbedingt-vernünftigem Begehrungsvermögen zu 
unterscheiden. Der Bestimmungsgrund (die Triebfeder) des Beliebens hinsichtlich der 
Zwecke, die man sich setzt, und der Handlungen, mit denen man sie zu realisieren versucht, 
liegt nicht auch selber notwendig in der Vernunft; er kann auch in der Natur liegen:35 „Die 

                                                
30 TL AA 06.418. 
31 KrV AA 03.521 (B 831); vgl. KrV AA 03.372 (B 577); KU AA 05.172; Refl 6859, HN AA 

19.182. 
32 Deswegen sind Gründe (einer Entscheidung) etwas anderes als Ursachen (eines 

Ereignisses). Das Handeln nach Gründen ist ein Befolgen von (objektiv geltenden) Normen; und eben 
darin liegt Freiheit, sei es Denkfreiheit, sei es Handlungsfreiheit. Siehe hierzu RezSchulz AA 08.14. 

33 Siehe MS Vigilantius, Vorl AA 27.494. 
34 Julius Ebbinghaus, Die Strafen für die Tötung eines Menschen nach Prinzipien einer 

Rechtsphilosophie der Freiheit, GS II 297. 
35 So kann etwa der Grund für die Annahme der Maxime, einen Kunden nicht zu übervorteilen, 

im natürlichen Interesse am langfristigen Vorteil oder in der Pflicht zur Ehrlichkeit liegen. 
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Triebfeder ist entweder blos sinnlich Antrieb oder intellectual.“36 Erst wenn Vernunft auch zur 
Triebfeder wird, ist sie als reine Vernunft praktisch. Für die darin liegende (transzendentale) 
Freiheit genügt nun nicht mehr die negative Bestimmung als Unabhängigkeit von sinnlicher 
Nötigung und die positive Bestimmung als Bestimmbarkeit der Willkür durch Vernunft. 
Vielmehr ist diese Freiheit negativ die „Unabhängigkeit [der] Vernunft selbst (in Ansehung 
ihrer Causalität, eine Reihe von Erscheinungen anzufangen) von allen bestimmenden 
Ursachen der Sinnenwelt“37 und positiv Bestimmbarkeit der Willkür durch reine Vernunft, also 
das Vermögen der reinen Vernunft, „für sich selbst [„ohne Triebfedern von der Natur zu 
bedürfen“38] praktisch zu sein“.39 Anders formuliert: Freiheit „im strengsten, d. i. 
transscendentalen, Verstande“40 bedeutet Unabhängigkeit des Wollens und Handelns vom 
Kausalgesetz der Natur41 und Bestimmbarkeit des Wollens und Handelns durch das 
Freiheitsgesetz der reinen Vernunft. 

Der Unterschied zwischen praktischer Freiheit und freier Willkür (im Sinne der 
Metaphysik der Sitten) liegt nicht in der Sache, sondern in dem, was von ihr in den Blick 
genommen wird. Während die (frühere) Rede von praktischer Freiheit sich negativ wie 
positiv auf das beschränkt, was an ihr erfahrbar ist, und das in ihr theoretisch 
vorauszusetzende, aber jenseits aller möglichen Erfahrung liegende (transzendentale) 
Moment der Freiheit in „eigentliche[r] Bedeutung“42 durchaus nicht etwa bestreitet,43 wohl 
aber als praktisch gleichgültig bei Seite setzt,44 enthält die (spätere) Rede von freier Willkür, 
negativ begriffen, zwar ebenfalls eine empirische Bezugnahme, versteht aber, positiv 
begriffen, freie Willkür als deren unerfahrbare und auch unbegreifliche Bestimmbarkeit durch 
das (moralische) Gesetz der reinen Vernunft („aus reinem Willen“45) und damit das Derart-
Bestimmtsein wahrhaft als Freiheit.46 

                                                
36 VATL HN AA 23.378. 
37 KrV AA 03.522 (B 831) (m. H.); Vorl AA 28.257 („ganz und gar unabhängig von allen 

stimulis“). 
38 MSVigil Vorl AA 27.494. Im Folgenden wird dieser positive Begriff der freien Willkür in 

Abweichung vom Sprachgebrauch des späten Kant gelegentlich auch Freiheit des Willens 
(Willensfreiheit) genannt. 

39 MS AA 06.213 f.; vgl. auch KrV AA 03.310 ff. (B 476 ff.); 03.363 (B 561); KrV AA 03.364 (B 
562); 03.375 (B581 f.); KpV AA 05.33; MS AA 06.221. Es ist diese Freiheit, der in der Grundlegung 
zur Metaphysik der Sitten und in der Kritik der praktischenVernunft die Autonomie des Willens 
korrespondiert. 

40 KpV AA 05.29; siehe auch KrV AA 03.18 (B XXVIII). 
41 Vgl. KpV AA 05.29; 05.96 f.  
42 Vgl. KpV AA 05.97. 
43 In einer Reflexion vom Anfang der 1770er Jahre (Refl 4548, HN AA 17.589) unterscheidet 

Kant einmal die transzendentale von der „blos practische[n] Freyheit“ und entsprechend 
transzendental freie Handlungen als ursprünglich freie von praktisch freien Handlungen als (GG. bloß) 
derivativ freien. Dem korrespondiert die Unterscheidung zwischen spontaneitas simplex und 
spontaneitas secundum quid. Siehe die Reflexionen 4542; 4546; 4547, HN AA 17.588 f. 

44 Siehe dazu unten Kap. VIII 2. 
45 MS AA 06.213. 
46 Deswegen bestimmt der späte Kant die Freiheit der Willkür als das Vermögen, sich durch die 

innere Gesetzgebung der Vernunft bestimmen zu lassen, und nicht etwa als das Vermögen, zwischen 
Unterwerfung und Nicht-Unterwerfung unter das Gesetz der Vernunft zu wählen. (Siehe MS AA 
06.226 f.) Die Bestimmbarkeit der Willkür durch reine Vernunft ist im Begriff der freien Willkür das 
positive Gegenstück zur Unabhängigkeit von sinnlichen Antrieben. 
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Mit den auf die freie Willkür bezogenen, von der Vernunft gegebenen „objective[n] 
Gesetze[n] der Freiheit“ oder „Vorschrift[en] des Verhaltens“47 kommt der Wille ins Spiel. So 
heißt das Begehrungsvermögen für den späten48 Kant der Metaphysik der Sitten dann, wenn 
es sich nicht wie das Begehrungsvermögen als Willkür auf die Handlung bezieht, sondern 
auf die Willkür selber, genauer: auf deren Belieben, sofern auch („selbst“) dieses „in der 
Vernunft des Subjects angetroffen wird“49. Während die Willkür das Vermögen ist, das 
Handeln nach Maximen zu bestimmen, ist der Wille das Vermögen, Regeln für die Annahme 
von Maximen zu geben. „Von dem Willen gehen die Gesetze aus; von der Willkür die 
Maximen.“50 Entsprechend kann man hinsichtlich der Unterscheidung zwischen Wille und 
Willkür von der legislativen und der exekutiven Funktion des menschlichen Wollens51 oder 
von gesetzgebendem und handlungsbestimmendem Wollen52 sprechen. Der die Maximen 
der Willkür bestimmende Wille hat nicht selber wieder einen Bestimmungsgrund. Vielmehr ist 
er, „sofern sie die Willkür bestimmen kann, die praktische Vernunft selbst“53, sei diese nun 
ihrerseits empirisch bedingt54 oder unbedingt. Entsprechend sind die Willkür, die durch reine 
Vernunft bestimmt werden kann, eine freie Willkür55 und der sie bestimmende Wille ein reiner 
Wille.56 Als die auf (pragmatische oder moralische) Gesetze für die Maximen der Willkür 
ausgehende praktische Vernunft ist der Wille „schlechterdings nothwendig und selbst keiner 

                                                
47 KrV AA 03.521 (B 830 f.) (ohne Kants Hervorh.). 
48 Vorher hatte Kant „Willkür“ und „Wille“ nicht streng unterschieden. Dies führt leider im 

Rahmen dieser Arbeit zu einem gewissen Mangel an terminologischer Präzision, da unvermeidlich 
vielfach auch frühere Texte Kants herangezogen werden, in denen er die Unterscheidung noch nicht 
macht. Auch werde ich meinerseits des öfteren von „Wille“ in einer der strengen Unterscheidung nicht 
entsprechenden Weise reden. Ich habe mich jedoch bemüht, im jeweiligen Kontext für Klarheit zu 
sorgen und mich nach Möglichkeit der mit der Metaphysik der Sitten gegebenen Terminologie zu 
bedienen, muß aber dennoch darauf hoffen, daß der Leser im Zweifelsfall die angemessene 
Bedeutung entdeckt. – Beiläufig sei hier angemerkt, daß ich Ausdrücke wie „der Leser“ oder „der 
Mensch“ geschlechtsneutral verstehe, um den Text nicht mit den gegenwärtig üblichen „Innen“ zu 
verlängern und zu verunzieren. Entsprechend hat bei mir auch der Ausdruck „die Person“ keine bloß 
feminine Bedeutung, zumal mir das maskuline Pendant nicht bekannt ist. 

49 MS AA 06.213. 
50 MS AA 06.226. 
51 So Lewis White Beck, A Commentary on Kant’s Critique of Practical Reason, Chicago / 

London: The University of Chicago Press 1966 (1960), S. 202; Henry E. Allison, Kant’s Theory of 
Freedom, New York etc.: Cambridge University Press 1990, S. 129 ff. 

52 So Bernward Grünewald, „Praktische Vernunft, Modalität und transzendentale Einheit. Das 
Problem der transzendentalen Deduktion des Sittengesetzes“; in: Hariolf Oberer / Gerhard Seel, Kant. 
Analysen – Probleme – Kritik, Würzburg: Königshausen & Neumann 1988, S. 158. 

53 MS AA 06.213.25-26. 
54 Sie gibt dann „nur die Vorschrift zur vernünftigen Befolgung pathologischer Gesetze“ (KpV AA 

05.33). 
55 Siehe MS AA 06.213.29-30. 
56 Der Wortlaut in der Einleitung zur Metaphysik der Sitten scheint mir die hier getroffene 

Unterscheidung zwischen praktischer Vernunft / Wille und reiner praktischer Vernunft / reiner Wille 
ebenso nahezulegen wie die Systematik der praktischen Philosophie Kants. Doch gibt es Texte aus 
dem Nachlaß Kants, welche dieser Lesart entgegenzustehen scheinen. Freilich ist eine Entscheidung 
darüber für den Fortgang der vorliegenden Untersuchung unerheblich. Vgl. hierzu MS AA 06.226; 
VAMS HN AA 23.248 f.; VARL HN AA 23.256; VATL HN AA 23.383 f.; ferner KpV AA 05.33; KU AA 
05.172; VATP HN AA 23.143; OP HN AA 21.470 f. 
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Nöthigung57 fähig“ und kann daher im Unterschied zur Willkür weder frei noch unfrei genannt 
werden.58 

Insofern sie durch reine Vernunft („zu Handlungen aus reinem Willen“59) bestimmt 
werden kann, ist die menschliche Willkür in jenem strengsten Sinne frei. Nur durch den in der 
Befolgung der Gesetze der reinen praktischen Vernunft bestehenden Gebrauch dieses 
Vermögens erhält „das vernünftige äußere oder innere Handeln nach Maximen [...] den 
Charakter des freien Handelns [...], d.h. [es wird] selbstbestimmt und von den Einflüssen der 
bloßen Natur unabhängig“60. Diese Freiheit wird uns „durchs moralische Gesetz allererst 
kundbar“61, insofern wir auf sie als Vermögen schließen können. Allerdings kennen wir 
empirisch auch sie „nur als negative Eigenschaft in uns, nämlich durch keine sinnliche 
Bestimmungsgründe zum Handeln [GG. sei es zur Setzung, sei es zur Verwirklichung von 
Zwecken] genöthigt zu werden“62. 

Bei der Rede von Bestimmbarkeit bzw. Bestimmung durch Vernunft ist also darauf zu 
achten, ob sie sich auf praktische Vernunft überhaupt oder aber auf reine praktische 
Vernunft bezieht. Die bloß praktische Freiheit bedeutet nur, daß der Mensch sein Tun und 
Lassen durch Grundsätze bestimmen kann. Mithin ist er durch Vernunft bestimmbar und 
insofern frei. „Eine jede Handlung hat [...] ihren Zweck, und da niemand einen Zweck haben 
kann, ohne sich den Gegenstand seiner Willkür selbst zum Zweck zu machen, so ist es ein 
Act der Freiheit des handelnden Subjects, nicht eine Wirkung der Natur irgend einen Zweck 
der Handlungen zu haben.“63 Nun können erstens jene Grundsätze selber empirisch 
bedingt64 oder unbedingt65 (rein rational) sein. Zweitens läßt sich wiederum das Befolgen 
auch von Grundsätzen der reinen praktischen Vernunft seinerseits empirisch bedingt oder 
                                                

57 Es ist nicht etwa so, daß der bloß pragmatisch gesetzgebende Wille durch den reinen Willen 
eingeschränkt und damit doch genötigt werden könnte. Es handelt sich ja um die eine und selbe 
praktische Vernunft, die ihre verschiedenen Gesetze (Imperative) gibt. Die mögliche Nötigung betrifft 
die Willkür in ihrer Bestimmbarkeit durch (reine oder eben „nicht-reine“) Vernunft.  

58 MS AA 06.226. „Aber der Wille ist auf eine andere Art frey weil er gesetzgebend nicht 
gehorchend ist weder dem Naturgesetz noch einem andern u. so fern ist die Freyheit ein positives 
Vermögen nicht etwa zu wählen denn hier ist keine Wahl sondern das Subject in Ansehung des 
sinnlichen der Handlung zu bestimmen.“ VAMS HN AA 23.249; vgl. auch VATL HN AA 23.383. 

59 MS AA 06.213 (m. H.); vgl. auch AA 06.221. Ein „reiner Wille“ ist für Kant ein „ohne alle 
empirische Bewegungsgründe, völlig aus Principien a priori“ bestimmter Wille. Sein Begriff bedeutet 
keinen wirklichen Willen, sondern die reine, von aller möglichen Materie des Wollens abstrahierende 
Vernunftidee eines notwendig und ausschließlich durch das moralische Gesetz bestimmten Willens. 
(Siehe GMS AA 04.390; KpV AA 05.31; 05.109.) Er ist die Vernunftnorm für die Form jedes beliebigen 
wirklichen Willens, was immer dessen Materie, die er als Wille notwendig hat, sein mag. 

60 Manfred Baum, „Freiheit und Verbindlichkeit in Kants Moralphilosophie“, in: Jahrbuch für 
Recht und Ethik, 13 (2005) 39. 

61 MS AA 06.226; vgl. RGV AA 06.49.22-24. 
62 MS AA 06.226; ähnlich OP AA 21.470 f. 
63 TL AA 06.385. Siehe dazu (unten Anm. 285) das, was Kant in einer Vorlesungsnachschrift 

aus den 1790er Jahren (MS Vigilantius, Vorl AA 27.558 f.) von einem Betrunkenen sagt. 
64 Etwa der Grundsatz: „handle äußerlich so, daß der freie Gebrauch deiner Willkür dir nach 

aller Erfahrung die größte Freude machen könne.“ Von der Vernunft wird hier nur ein regulativer 
Gebrauch gemacht, um „die Einheit empirischer Gesetze zu bewirken“. Doch auch hier gibt die 
Vernunft Anweisungen in Form „pragmatische[r] Gesetze des freien Verhaltens“. (KrV AA 03.520 [B 
828]). 

65 Etwa der Grundsatz: „handle äußerlich so, daß der freie Gebrauch deiner Willkür mit der 
Freiheit von jedermann nach einem allgemeinen Gesetze zusammen bestehen könne.“ (RL AA 
06.231). 
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unbedingt denken; als Triebfeder läge ihm dann eine Neigung bzw. die Vernunft zugrunde. 
So mag sich jemand das Rechtsgesetz zur Regel seiner Praxis machen, weil sich dies auf 
lange Sicht „auszahlt“. Er ist dann insofern durch reine Vernunft bestimmt, als es deren 
Gesetz ist, das sein Verhalten bestimmt; aber zuoberst ist er nicht durch Vernunft, sondern 
durch Sinnlichkeit bestimmt. Also betrifft die Bestimmbarkeit bzw. die Bestimmung (das 
Bestimmtsein) durch reine Vernunft einerseits die Maxime der Praxis, andererseits die 
Triebfeder für diese Praxis. Nur im Fall des doppelten Vernunftbestimmtseins ist reine 
Vernunft „für sich allein zulange[nd]“66, „ohne Beimischung irgend eines empirischen 
Bestimmungsgrundes für sich allein [...] praktisch“67 und „ein unmittelbar den Willen 
bestimmendes Vermögen“68. Hier allein liegt Freiheit der Willkür ihrem positiven Begriffe 
nach vor.69 Nur im Hinblick auf die mögliche Bestimmung auch der Triebfeder durch reine 
Vernunft ist diese Freiheit eine notwendige Voraussetzung;70 und nur unter dieser 
Voraussetzung wiederum ist der Mensch nicht nur ein praktisch vernünftiges, sondern 
zugleich ein der Moralität fähiges und im strengen Sinne freies Wesen. 

Der auf die freie Willkür bezogenen Unterscheidung zwischen deren innerem und 
deren äußerem Gebrauch entspricht grosso modo die zwischen Wollen und Handeln. 
Freilich ist zu beachten, daß erstens die das Wollen konstituierende Zwecksetzung ebenfalls 
ein Handeln ist. Zweitens ist nicht jeder innere Gebrauch der Willkür ein Akt der 
Zwecksetzung; er kann auch ein Akt der Zweckverwirklichung sein. Es ist daher ein weiter, 
das Wollen einschließender Handlungsbegriff71, wie er sich etwa in Formulierungen des 
kategorischen Imperativs findet, von einem engen Handlungsbegriff zu unterscheiden, der 
nur das willkürliche Hervorbringen des (gewollten) Gegenstandes umfaßt, sei diese 
Zweckverwirklichung nun eine innere72 oder eine äußere73 Handlung und einerlei außerdem, 
ob die Setzung des Zwecks ihrerseits ein Akt der Freiheit ist.74 Im Folgenden wird, wenn 
nichts Anderes vermerkt wird bzw. aus dem Kontext unzweideutig hervorgeht, stets von 
Handeln im engen Sinn, zumeist sogar nur von bloß äußerem Handeln, die Rede sein, dem 
dann, wie umgangssprachlich üblich, ein Wollen korrespondiert.75 Dem entspricht dann die 

                                                
66 KpV AA 05.15. 
67 KpV AA 05.91 (m. H.). 
68 KpV AA 05.46 (m. H.); ebenso KpV AA 05.132. 
69 Vgl. MS AA 06.213 f. 
70 Für die Erfassung eines Freiheitsgesetzes als gültigen Beurteilungsprinzips ist keine Freiheit 

des Wollens, sondern nur Freiheit des Denkens erforderlich, die in der Moralphilosophie schon mit 
deren Betreiben allemal als unbezweifelbar vorausgesetzt ist.  

71 Die Rolle, die der Handlungsbegriff für Kant in erkenntnistheoretischem Zusammenhang 
spielt, kann hier unberücksichtigt bleiben.  

72 Etwa Erstellen eines Einkaufsplans oder Philosophieren. 
73 Etwa Einkaufen oder Turnen. 
74 Der Unterschied zwischen einer unter dem Gesetz der Naturkausalität stehenden Handlung 

(„Naturhandlung“) und einer unter einem Gesetz der Kausalität aus Freiheit stehenden, nicht „auf 
empirischen Bedingungen, sondern auf bloßen Gründen des Verstandes beruh[enden]“ Handlung 
(„ursprüngliche Handlung“) ist freilich für die Ethik (Moralität) von größter praktischer Bedeutung. 
(Siehe KrV AA 03.368 ff. [B 570 ff.]). 

75 Wenn Kant zwischen innerem und äußerem Gebrauch der Willkür unterscheidet, dann 
scheint er damit stets Zwecksetzung bzw. äußere Zweckverwirklichung zu meinen und also inneres 
Handeln im engen Sinn unberücksichtigt zu lassen. Die Sache kann hier unentschieden bleiben, da es 
im Folgenden in der Tat ausschließlich um zwecksetzendes Wollen und zweckrealisierendes äußeres 
Handeln geht.  
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Rede von Handlungsfreiheit76 und Willensfreiheit.77 Gemäß dem positiven Begriff der Freiheit 
der Willkür als deren Unterworfensein unter Vernunftgesetze (Freiheitsgesetze) ist zwischen 
innerer und äußerer Freiheit zu unterscheiden, je nachdem, ob es um die Willkür unter 
Gesetzen ihres inneren oder ihres äußeren78 Gebrauchs geht.79 

Praktische Freiheit als das Vermögen, auf Grund von wie immer zustande 
gekommenen Zwecksetzungen sein Handeln zu bestimmen, kurz: so zu handeln, wie man 
es will, hat ihre objektive Realität in der Erfahrung. Sie bedeutet auf Gründen beruhende 
Selbstbestimmung hinsichtlich des eigenen Ursache-Seins, nicht notwendig auch Freiheit 
der Selbstbestimmung. Die Handlungsgründe müssen also nicht ihrerseits der Vernunft 
entstammen.80 Die aus Erfahrung bekannte menschliche Willkür als arbitrium liberum 
impurum ist nicht identisch mit unbedingter Freiheit der Willkür,81 und entsprechend ist eine 
willkürliche Handlung nicht identisch mit einer frei gewollten Handlung.82 Freiheit des 
(zweckgerichteten) Handelns (Unabhängigkeit des Tuns und Lassens von der Nötigung 
durch sinnliche Antriebe) ist etwas anderes als Freiheit des Wollens (Unabhängigkeit der 
Zwecksetzungen von jeglicher natürlichen Verursachung), Freiheit im äußeren Gebrauch der 
Willkür etwas anders als Freiheit im inneren Gebrauch der Willkür. Praktische Vernunft ist 
nicht dasselbe wie reine praktische Vernunft. Und Wille ist nicht notwendig auch reiner 
(autonomer) Wille; vielmehr kann der Wille auch sinnlich bedingt (heteronom) sein,83 indem 

                                                
76 Der Ausdruck „Handlungsfreiheit“ kommt, soweit ich weiß, bei Kant nicht vor. Der Begriff, wie 

ich ihn verwende, enthält weniger als der Begriff der praktischen Freiheit, insofern er sich nur auf das 
äußere Handeln bezieht. Deswegen wird in ihm auch nicht einmal ein transzendentales Moment als 
praktisch gleichgültig bei Seite gesetzt; vielmehr ist es gleichsam gedanklich gar nicht vorhanden. 

77 Der von Kant in den 1780er Jahren und besonders in der Grundlegung zur Metaphysik der 
Sitten regelmäßig verwendete Ausdruck „Freiheit des Willens“ tritt in späteren Schriften immer 
seltener und in der Metaphysik der Sitten als Folge ihrer terminologischen Neuerung gar nicht mehr 
auf (von einer belanglosen Verwendung abgesehen; siehe TL AA 06.481). 

78 Die Kennzeichnung als „äußerer“ bezieht sich dabei nicht auf die räumliche Dimension (vgl. 
als Parallele hierzu auch Kants Erläuterung zu „Gegenstand“ „außer mir“ [RL AA 06.245; ferner 
06.295.08]), sondern auf den möglichen Einfluß, welchen der äußere Gebrauch, den jemand von 
seiner Willkür macht, auf den möglichen äußeren Willkürgebrauch eines Anderen haben kann, indem 
dadurch dessen mögliche Gebrauchswelt verändert wird. Die so begriffene äußere Freiheit ist also 
nicht die (für sie allerdings vorauszusetzende) Unabhängigkeit äußeren, zweckverwirklichenden 
Handelns von der Nötigung durch sinnliche Triebkräfte, sondern die gesetzlich bestimmte 
Unabhängigkeit äußeren, zweckverwirklichenden Handelns von der Nötigung durch einen Anderen. 
Auch ich werde im Folgenden von äußerer Freiheit in dieser Bedeutung sprechen. Da aber der 
Ausdruck „äußere Freiheit“ kurz und „handlich“ ist, werde ich ihn auch anstelle von „äußerer Gebrauch 
der Willkür“ verwenden. Auch anstelle von „innerer Gebrauch der Willkür“ wird es zuweilen „innere 
Freiheit“ und überhaupt anstelle von „Willkür“ und „Willkürgebrauch“ „Freiheit“ und Freiheitsgebrauch“ 
heißen. Der Leser wird jeweils leicht erkennen, worum es geht. 

79 Vgl. MS AA 06.214; TL AA 06.396; 06.406; ZeF AA 08.350. 
80 So kann etwa die Abneigung gegenüber drohenden Folgen zu einem auf deren Vermeidung 

zielenden Handlungsgrund werden. Siehe dazu Kants Beispiel von dem Menschen mit der angeblich 
unwiderstehlichen Neigung zur Wollust, der diese durchaus zu bezwingen imstande wäre, wenn ihm 
„sogleich nach genossener Wollust“ dafür seine Hinrichtung drohte. (KpV AA 05.30) 

81 „Die Freyheit ist die Eigenschaft eines Menschen als Noumens, die Willkühr als eines 
phaenomens die sich selbst bestimende (nicht durch gegebene Objecte [der Sine] bestimmte) 
Willkühr ist die freye Willkühr.“ (OP AA 21.470) 

82 „Die Freyheit der Willkühr in Ansehung der Wahl des Gesetzmäßigen u. Gesetzwiedrigen ist 
blos respective Spontaneität u. ist libertas phaenomenon — die der Wahl der Maximen der 
Handlungen ist absolute Spontaneität u. ist libertas noumenon.“ (OP AA 21.470) 

83 Vgl. Refl 7240, HN AA 19.292. 
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er die Willkür nach Naturbegriffen und nicht nach Freiheitsbegriffen (reinen 
Vernunftbegriffen) bestimmt.84 

Zuweilen kann man lesen, hierbei handele es sich nicht um „wirkliche Freiheit“. Aber 
diese Rede ist eher irreführend. Selbstverständlich ist die aus Erfahrung bekannte praktische 
Freiheit als solche nicht transzendentale Freiheit. Dennoch ist sie ein spezifisches 
Vermögen, dessen man sich übrigens auch jederzeit bewußt ist, indem man von seinem 
Handeln in der 1. Person spricht.85 Ein vernünftiges Wesen, das einen Willen hat, müssen 
wir uns als ein Wesen denken, bei dem die Vernunft „Causalität in Ansehung ihrer Objecte 
hat. Nun kann man sich unmöglich eine Vernunft denken, die mit ihrem eigenen Bewußtsein 
in Ansehung ihrer Urtheile anderwärts her eine Lenkung empfinge, denn alsdann würde das 
Subject nicht seiner Vernunft, sondern einem Antriebe die Bestimmung der Urtheilskraft 
zuschreiben. Sie muß sich selbst als Urheberin ihrer Principien ansehen unabhängig von 
fremden Einflüssen, folglich muß sie als praktische Vernunft, oder als Wille eines 
vernünftigen Wesens von ihr selbst als frei angesehen werden; d.i. der Wille desselben kann 
nur unter der Idee der Freiheit ein eigener Wille sein und muß also in praktischer Absicht 
allen vernünftigen Wesen beigelegt werden.“86 Also muß schon für das bloße Handeln als 
zweck-verfolgendes eine Unabhängigkeit von der Natur und damit intelligible Kausalität 
(durch Freiheit) vorausgesetzt werden. Theoretisch bleibt diese Annahme freilich ebenso 
unbeweisbar87 wie der Sachverhalt selber unbegreiflich. Für die Freiheit „im praktischen 
Verstande“ dagegen ist die Annahme unvermeidlich. Mit jeder (auf Gründen basierenden) 
Willensentscheidung setzt man implizit Spontaneität der Vernunft voraus, und zwar 
unabhängig davon, ob die Gründe selber empirisch bedingt waren oder nicht.88 Auch wenn 
letztlich (zuoberst) eine Neigung und nicht die Vernunft die Triebfeder meines Handelns ist, 
so ist es dennoch die Vernunft, welche die natürlich bedingte Triebfeder „zur allgemeinen 

                                                
84 Bei seiner Unterscheidung, die Kant in der Kritik der Urteilskraft (KU AA 05.172 f.) zwischen 

Naturbegriff und Freiheitsbegriff macht, geht es ihm darum, Prinzipien des Willens, die auf einem 
Naturbegriff beruhen, aus der praktischen Philosophie auszuschließen. Die im vorliegenden 
Zusammenhang sich stellende Freiheitsfrage ist damit nicht unmittelbar berührt, geschweige denn 
beantwortet. 

85 So sagt man: „ich denke“ oder „ich schwimme“ und nicht „es denkt in mir“ oder „es wird mit 
mir gedacht“ bzw. „es wird mit mir geschwommen“. Dasselbe gilt vom „Ich will“, dem der Gedanke, 
daß in mir oder mit mir gewollt wird, widerspricht. Siehe dazu KrV AA 03.108 (B 132); RezSchulz AA 
08.14; Refl 4225, HN AA 17.464; MPölitz, Vorl AA 28.269. 

86 GMS AA 04.448 (m. H.); siehe ferner RezSchulz AA 08.13 f.; vgl. Kants Beispiel vom 
Aufstehen von seinem Stuhl „völlig frei und ohne den nothwendig bestimmenden Einfluß der 
Naturursachen“ KrV AA 03.312 (B 478) (m. H.); ferner MSVigil Vorl AA 27.558 f. 

87 Die Selbsterfahrung praktischer Freiheit schließt eine bloße Einbildung nicht aus. Das 
Selbstbewußtsein würde dann zwar das „Kunstwerk“ Mensch „zu einem denkenden Automate[n] 
machen, in welchem aber das Bewußtsein seiner Spontaneität, wenn sie für Freiheit gehalten wird, 
bloße Täuschung wäre“ (KpV AA 05.101; dazu ferner KpV AA 05.96 f.; MMron Vorl AA 29.896 f.). Bei 
aller Selbsterfahrung mit praktischer Freiheit bleibt es also möglich, daß der Mensch dennoch bloß ein 
„automaton spirituale“ (KpV AA 05.97) ist. Die praktische Freiheit wäre dann nur „komparative“ 
Freiheit und eben nicht Freiheit im strengen Sinne; und der Mensch würde sich vom Tier lediglich 
dadurch unterscheiden, daß seine ebenfalls naturgesetzlich und nicht freiheitsgesetzlich bestimmte 
Kausalität durch in der Vernunft liegende Gründe anstatt durch Instinkt bestimmt wären. (Vgl. MSVigil 
Vorl AA 27.501 ff.) Für die moralische (juridische bzw. ethische) Praxis sind diese Überlegungen 
freilich gar nicht relevant. Siehe dazu unten Kap. VIII 2. 

88 Siehe dazu (unten Anm. 285) Kants Ausführungen im Anschluß an seine Bemerkungen zu 
dem bereits erwähnten Betrunkenen in MSVigil Vorl AA 27.559. 
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Regel“ meines Handelns macht; „so allein kann eine Triebfeder, welche es auch sei [sic!], mit 
der absoluten Spontaneität der Willkür (der Freiheit) zusammen bestehen.“89 

Jeder Handlung als vernünftiger liegt ein subjektiver Grundsatz (Maxime) zugrunde, 
der ihren Zweck enthält und nach dem sie erfolgt.90 Ein solcher subjektiver Grundsatz ist 
eine „Regel, die die Willkür sich selbst für den [GG. inneren oder äußeren] Gebrauch ihrer 
Freiheit macht“91. Entsprechend ist Maxime des Handelns (im weiten Sinn) jede Maxime mit 
Bezug auf das Handeln überhaupt, dabei das Wollen als das Vermögen der Zwecksetzung 
inbegriffen. Der Maxime des Handelns (im engen Sinn) mit Bezug auf Zweckverwirklichung, 
also des äußeren Willkürgebrauchs, steht dagegen die Maxime des Wollens mit Bezug auf 
Zwecksetzung, also des inneren Willkürgebrauchs, gegenüber.  

Damit stimmt in gewisser Weise die Unterscheidung zwischen Maxime der Willkür und 
Maxime des Willens überein, die sich in Kants Vorarbeiten zur Tugendlehre findet: 1) 
„Maxime der [als frei begriffenen] Willkühr“ ist das „Princip der [GG. äußeren] Freyheit für 
mich und Andere“, und bezieht sich auf das „Verhältnis der Menschen gegen einander“. 
Darum geht es in der Rechtslehre. 2) „Maxime des [auf Zwecke bezogenen] Willens“ ist das 
„Princip der Zwecke für mich allein“ und gilt entsprechend „nur für mich (in Beziehung auf 
innere oder äußere Handlungen)“. Darum geht es in der Tugendlehre.92  

Maximen (des Wollens wie des Handelns, moralische wie nicht-moralische) können 
einen unterschiedlichen Grad von Allgemeinheit im Sinne von Generalität aufweisen, also 
(relativ) generell oder speziell sein; aber den moralischen Maximen kommt als solchen 
natürlich allen dieselbe (absolute) Allgemeinheit im Sinne von Universalität zu. 

Vor den relevanten Unterscheidungen in Bezug auf moralische Gesetzgebung und 
daraus sich ergebende Pflichten sind nunmehr vorab das Problem, das sich der Rechtslehre 
stellt, präzise, und das heißt vor allem: hinsichtlich seines Unterschieds zum Problem der 
Tugendlehre bzw. Ethik zu bestimmen und die sich daraus für die Moralphilosophie 
ergebenden Konsequenzen aufzuzeigen. 

 

 

III. Das Rechtsproblem als moralisches Problem sui generis 

 

Im Falle des Rechts als eines Problems speziell der Rechtslehre stellt sich dem 
Menschen ein moralisches Problem eigener Art. Es geht darin nicht um die Frage, wie er 
sein Wollen bestimmen, welchen inneren Gebrauch er also von seiner Willkür machen, 
welche Zwecke er sich setzen, nach welchen Maximen er handeln soll; ja, es geht nicht 
einmal um die weite Frage, welchen äußeren Gebrauch er von seiner Willkür überhaupt 
machen soll. Dies sind lauter Fragen, die sich etwa für Robinson Crusoe bereits stellen 
(können), wenn er noch ganz allein auf „seiner“ Insel ist. Die Frage aber, die sich für ihn als 

                                                
89 RGV AA 06.24; vgl. auch KrV AA 03.364.11-16 (B 562).  
90 Etwa die Abgabe eines falschen Versprechens zum Zweck der Befreiung aus akuter Geldnot 

auf Grund der Maxime, „notfalls“ unwahre Versprechen abzugeben.  
91 RGV AA 06.21. 
92 Siehe VATL HN AA 23.376. 
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Rechtsproblem stellt, ergibt sich erst mit der Möglichkeit der Ankunft eines Freitag, damit 
freilich unausweichlich.93 Jetzt geht es um den äußeren Gebrauch seiner Willkür im 
Verhältnis zu einem Anderen. Welchen Weg Robinson für die Lösung des Problems, das er 
mit Freitag (und Freitag mit ihm) hat, gehen kann und gehen muß und ob dieser Weg ganz 
oder ein Stück weit derselbe ist, den er für die Lösung des Problems, das er auch ohne 
Freitag hätte, gehen müßte, läßt sich nur durch eine Analyse eben jenes Problems 
entdecken.94  

Tatsächlich ist für Menschen ein Freitag natürlich immer schon angekommen: sie 
befinden sich mit ihrer Geburt unvermeidlich in raum-zeitlicher Gemeinschaft mit 
Ihresgleichen. Sie besitzen überdies die Fähigkeit, auf Grund von Zwecksetzungen zu 
handeln. Darüber hinaus unterliegen sie der naturbedingten Notwendigkeit, von dieser 
Fähigkeit mehr oder weniger permanent Gebrauch zu machen. Damit besteht für sie 
jederzeit, ob sie dies nun eigens beabsichtigen oder nicht, die Möglichkeit, daß sie mit ihrem 
äußeren Handeln Einfluß auf das äußere Handeln Anderer haben, – mit der ebenfalls 
jederzeit möglichen Folge, daß mancher verfolgte Zweck gar nicht oder nur partiell erreicht 
werden kann. Damit stellt sich für jedermann die Frage nach den Bedingungen, unter denen 
er unabhängig von der ihn nötigenden Willkür Anderer handeln und insofern äußerlich frei 
sein kann. Mit Bezug auf jedermann gestellt ist es die Frage nach dem Recht seines 
Handelns oder nach seiner äußeren Freiheit im rechtlichen, das Verhältnis zu Anderen 
betreffenden Sinn. 

Da es hier nicht um Einzelheiten der Rechtslehre geht, ist eine Beschränkung auf das 
Wesentliche erlaubt. Dazu gehört zuvörderst der (moralische, geltungsdifferente) Begriff des 
Rechts95, für dessen Bestimmung zuerst alles dafür Irrelevante zu eliminieren ist.96 

1a) Das innere Verhältnis einer Person zu einer anderen Person (in Form von 
Gedanken oder Gefühlen zueinander) tangiert als solches nicht deren äußere Freiheit, ist 
somit als solches kein möglicher Faktor in einem Handlungskonflikt und kommt daher auch 
für die Bestimmung des Rechtsbegriffs nicht in Betracht. Gedanken oder Gefühle mögen zu 
bestimmten Handlungen führen; aber dennoch ist ein Konflikt zwischen Personen in Bezug 
auf deren äußere Freiheitssphäre unmittelbar ausschließlich durch die Handlungen selber 
verursacht. Für die Bestimmung des Rechtsbegriffs ist daher nur das äußere Verhältnis 
zwischen Personen relevant. 

                                                
93 Daß weder für diese Frage noch für eine mögliche Antwort auf sie eine transzendentale 

Deduktion der Realität anderer Vernunftwesen erforderlich ist, hat (mit Blick auf Fichte) bereits Krug 
kurz und bündig dargetan. Siehe Wilhelm Traugott Krug, Aphorismen zur Philosophie des Rechts, 
Leipzig: 1800, S. 21 ff. 

94 Ich habe den Verdacht, daß die Bestreiter der „Ebbinghaus-These“ stets den gleichsam 
alleinstehenden Robinson im Sinn haben, für den sich mit Freitags Ankunft zu den normativen 
Problemen, die er bisher hatte, bloß ein weiteres von derselben Art hinzugesellt; und daß für sie damit 
die Rechtslehre zusammen mit der Tugendlehre im Horizont der Ethik verbleibt. 

95 Siehe RL AA 06.230; ferner auch VATL HN AA 23.394.23. Vorländer liest „der moralische 
Begriff der Verbindlichkeit“. Baum schließt sich dem an. (Siehe Manfred Baum, „Recht und Staat bei 
Kant“, in: Recht – Moral – Selbst. Gedenkschrift für Wolfgang H. Schrader, Hrsg. von K. Hammacher 
und M. Heinz, Hildesheim: 2004, S. 29) Mich konnte die Erklärung, die er dafür gibt, bisher nicht 
überzeugen. Meines Erachtens grenzt Kant hier den moralischen Begriff des Rechts vom positiven 
Begriff des Rechts ab, von dem unmittelbar zuvor mit Bezug auf eine „bloß empirische Rechtslehre“ 
die Rede war. 

96 Zum Folgenden siehe RL AA 06.230. 
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1b) Das theoretische (durch Naturgesetze bestimmte) Verhältnis zwischen Personen 
kommt ebenfalls, und aus demselben Grund wie das innere Verhältnis, für die Bestimmung 
des Rechtsbegriffs als eines auf äußere Freiheit bezogenen Begriffs nicht in Frage. Der 
einzige dafür relevante Faktor ist deshalb das praktische Verhältnis zwischen Personen, also 
deren Verhältnis, soweit es durch freien Willkürgebrauch möglich ist. Kant hebt dies eigens 
hervor, indem er von „Handlungen als Facta“ spricht.97 

1c) Doch nicht einmal jedes äußere und praktische Verhältnis zwischen Personen ist 
für die Bestimmung des Rechtsbegriffs relevant,98 sondern allein jene äußeren 
Manifestationen freier Willkür, die als solche Einfluß auf den äußeren Gebrauch der freien 
Willkür einer anderen Person haben können.99 

Hinsichtlich der Bestimmung des Rechtsbegriffs ist also der Bestimmungsgrund des in 
einer Handlung zum Ausdruck kommenden Willens und insbesondere dessen sich daraus 
ergebende moralische Qualität ohne jeden Belang, da sie zu dem das Rechtsproblem 
konstituierenden Handlungskonflikt in keinerlei notwendiger Beziehung stehen. Damit kann 
auch die schwierige moralphilosophische Problematik bezüglich der Freiheit des Wollens 
jedenfalls für die Bestimmung dessen, was Recht ist, ganz unberücksichtigt bleiben. 

2) Auch Wünsche sind von einer Berücksichtigung bei der Bestimmung des 
Rechtsbegriffs ausgeschlossen. Sie mögen wie die Bedürfnisse oder Interessen, aus denen 
sie erwachsen, durch das Handeln einer anderen Person hervorgerufen sein, wie sie 
ihrerseits, wenn sie geäußert werden, auch das Handeln einer anderen Person beeinflussen 
mögen. Aber sie sind nicht selber ein möglicher Faktor in einem Handlungskonflikt zwischen 
zwei oder mehr Personen. Ein solcher Konflikt entsteht allein dadurch, daß eine äußere 
Handlung die äußere Handlungsfreiheit einer anderen Person einschränkt.  

3) Schließlich ist sogar der äußere Freiheitsgebrauch selber, soweit es seine Materie 
betrifft, für die Frage nach dem Recht ohne jede Bedeutung, da auch die mit den 
Handlungen jeweils intendierten Zwecke für das Auftreten eines Handlungskonflikts keinerlei 
Ursächlichkeit haben.100 Denn einerseits sind es nicht ihre Zwecke, sondern ihre 

                                                
97 Vgl. MS AA 06.227.22-23. 
98 Zum Beispiel nicht ein Gespräch zwischen Personen als solches; auch nicht das lautlose 

Anstreichen des eigenen Hauses, das etwa im Unterschied zum Benutzen einer Kreissäge im eigenen 
Garten nicht als solches, sondern nur bedingt durch eine zugrunde liegende, rechtlich jedoch 
irrelevante „Ideologie“ mittwochs durchaus nicht, wohl aber sonntags von manchen Menschen als 
Störung erfahren wird. Tatsächlich wird man aber in seinem äußeren Handeln durch das sonntägliche 
Anstreichen nicht im geringsten behindert. Das Hindernis liegt allein in einem selber. 

99 Das rein physische Element im Gespräch (die akustischen Wellen, die Töne, das Geräusch, 
der Lärm) kann einen solchen Einfluß haben, nicht jedoch das geistige Element (der Inhalt) als 
solches. Niemand ist in seiner äußeren Freiheit durch das, was ein anderer sagt (etwa eine 
sogenannte Gotteslästerung), behindert. Erst und nur durch seine eigene (oder mittelbar auch durch 
anderer Leute) „Interpretation“ des Gesagten mag er daran gehindert sein, in bestimmter Weise zu 
handeln. 

100 Ganz abwegig ist Höffes in diesem Zusammenhang angebotene Erwägung, „[d]aß es im 
Recht nicht auf die Materie der Willkür ankomme, könnte man mit der moralischen Perspektive 
begründen; denn nach Kant ist für sie der Ausschluß der Materie und die Konzentration [?] auf die 
Form konstitutiv (vgl. KpV, §§ 2-4)“. In der „moralischen Perspektive“ der Tugendlehre kommt es sehr 
wohl und aus gutem Grund auf die Materie der Willkür an. Allerdings ist diese Materie (Zwecksetzung) 
der Gegenstand der ethischen Gesetzgebung und nicht, wie in der Kritik der praktischen Vernunft, der 
im Hinblick auf die moralische Gesetzgebung ausgeschlossene Bestimmungsgrund. (Siehe Otfried 
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Handlungen, durch welche die Menschen miteinander in Konflikt geraten;101 und andererseits 
kann ein solcher Handlungskonflikt durch die Verwirklichung jedes beliebigen Zwecks 
verursacht werden.102 Keine menschenmögliche Zwecksetzung ist somit durch den 
Rechtsbegriff prinzipiell ausgeschlossen,103 und keine ist prinzipiell impliziert; und daher 
begründet auch keine als solche ein Recht. Der Beweggrund des Handelns ist somit kein 
möglicher Gegenstand rechtlicher Bestimmung, und seine Einbeziehung in diese, wenn denn 
eine Erzwingung physisch möglich wäre, eine rechtswidrige Freiheitseinschränkung. Damit 
ist zugleich die traditionelle Abhängigkeit des Rechts von der Ethik endgültig und vollständig 
aufgehoben; beide hängen nur mehr über ihr gemeinsames Prinzip, das allgemeine 
moralische Gesetz, miteinander zusammen. 

Der zu lösende Konflikt, auf den sich die Rechtsfrage bezieht, betrifft hinsichtlich jeder 
möglichen Konfliktpartei also immer nur deren pures äußeres Handeln. Denn nicht der 
diesem Handeln zugrunde liegende Wille als solcher bewirkt, weder seiner Form nach, sei er 
gut, sei er böse, noch seiner Materie, also dem Zweck nach, sei dieser moralisch, sei er 
unmoralisch, den Konflikt, sondern allein das Handeln selber, indem sich nämlich die 
Handlungssphären von zwei und mehr Personen nicht in prästabilierter gesetzlicher 
Harmonie miteinander befinden. Das Problem des Rechts als ein Problem der Lösung 
möglicher äußerer Handlungskonflikte zwischen Menschen ergibt sich ausschließlich aus der 
Tatsache, daß Menschen ihr Handeln unabhängig von natürlicher Nötigung bestimmen 
können. Praktische Freiheit in diesem Sinn muß in der Tat vorausgesetzt werden, damit der 
Mensch überhaupt als mögliches Rechtssubjekt und nicht bloß als Naturobjekt in den Blick 
                                                                                                                                                   

Höffe, Kategorische Rechtsprinzipien. Ein Kontrapunkt der Moderne, Frankfurt/Main: Suhrkamp 1990, 
S. 134). 

101 Vgl. RL AA 06.231.05-08. 
102 Wenn etwa eine Nonne und ein Lebemann vor einem Fahrstuhl stehen, der nur eine Person 

transportieren kann, dann entsteht die Frage, wer fahren darf, nicht deshalb, weil die Nonne im 10. 
Stock eine alte Dame bekehren und der Lebemann im 11. Stock mit einer Lebedame verkehren will, 
sondern weil beide ihren jeweiligen Zweck unter Benutzung des Fahrstuhls verwirklichen wollen.  

103 Man wird hier vielleicht einwerfen, Diebstahl oder Mord seien doch wohl von vornherein als 
Zwecksetzungen ausgeschlossen. Nun, sie sind gar keine Zwecksetzungen, und ihnen 
korrespondieren auch keine spezifischen Handlungen. Einer anderen Person etwas wegnehmen oder 
sie töten, kann man sich zum Zweck setzen; und man kann diesen Zweck handelnd verwirklichen. Ob 
aber das beobachtbare Handeln Diebstahl bzw. Mord oder aber Rücknahme von eigenem Eigentum 
bzw. Notwehr ist, ergibt sich nicht schon aus der genannten Zwecksetzung und auch nicht aus der 
Handlung, sondern allererst aus deren rechtlicher Beurteilung. Gleiche Handlungen können ganz 
verschiedene Taten sein. Für sie als Taten kommt es allein auf ihr Verhältnis zur äußeren Freiheit 
Anderer an. Wenn man in Nachbars Garten ohne Erlaubnis einen Baum fällt, weil man ihn nicht mag, 
dann ist dies mit der rechtsgesetzlichen Freiheit des Nachbarn nicht vereinbar, also Unrecht. Wenn 
man den Baum fällt, weil er auf das Haus des abwesenden Nachbarn zu fallen droht, dann ist dies 
damit sehr wohl vereinbar, also Recht. Der Wille oder der mit der Handlung verfolgte Zweck 
interessiert hier aber nur hinsichtlich des dadurch erst bestimmbaren Verhältnisses der Handlung zur 
äußeren Freiheit des Nachbarn. Vor allem ist die Unterscheidung zwischen einem bösen und einem 
guten Willen rechtlich völlig irrelevant. Wenn ein Bankkassierer Geld aus der Kasse nimmt und es für 
hungernde Kinder in Afrika spendet, tut er Unrecht; wenn er aber vor den Augen eines Bettlers eine 
ihm gehörende Hundertdollarnote verbrennt, tut er kein Unrecht. Wenn er einen anderen Menschen 
nach Belieben tötet, begeht er nach kantischem Rechtsverständnis einen Mord, unabhängig davon, 
ob er es aus Habgier, Sexualbedürfnis oder Lust am Töten oder aber getan hat, um dem Anderen 
etwas Gutes zu tun, weil er etwa glaubt, dieser gelange auf diese Weise früher ins Paradies. Es ist 
schwer verständlich, wie der deutsche Strafrechtsgesetzgeber meinen kann, eine beliebige Tötung 
eines Menschen mache im Hinblick auf dessen rechtsgesetzliche Freiheit, also auf das rechtlich allein 
Entscheidende, irgendeinen Unterschied, je nachdem, ob sie aus „niedrigen“ oder eben nicht aus 
niedrigen (etwa ehrbaren?) Motiven erfolgte.  
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kommen kann. Ob der Mensch darüber hinaus auch in seinem Wollen frei ist, ist eine Frage, 
die sich hier überhaupt nicht stellt und deshalb, wie schon gesagt, zumindest für die 
Problemkonstitution keine Rolle spielt; ob auch keine für die Problemlösung, muß sich freilich 
noch herausstellen.104 

Nach der Eliminierung alles für den Rechtsbegriff Irrelevanten bleibt nur die Form der 
äußeren Freiheit, also das bloße Unabhängig-Sein im äußeren Verhältnis zu Anderen übrig. 
Recht kann somit allein auf die äußere Freiheit als solche Bezug haben. Als objektives Recht 
ist es – nach Kants berühmter Definition – nichts anderes als „der Inbegriff der Bedingungen, 
unter denen die Willkür des einen mit der Willkür des andern nach einem allgemeinen 
Gesetze der Freiheit zusammen vereinigt werden kann.“105 Entsprechend ist subjektives 
Recht oder rechtliche Freiheit nichts anderes als freiheitsgesetzlich bestimmter äußerer 
Willkürgebrauch. Damit ist die Sphäre abgesteckt, innerhalb derer das Rechtssubjekt 
äußerlich handeln kann, ohne daran durch Andere gehindert werden zu dürfen. Es ist die 
praktische Freiheit des beliebigen äußeren Handelns – und nur diese –, die durch den 
ebenfalls bloß äußeren Gebrauch der Willkür Anderer jederzeit bedroht ist; und es ist 
deshalb eben diese Freiheit – und nur diese –, die in ihrem Verhältnis zu der gleichen 
Freiheit von jedermann Gegenstand rechtlicher Bestimmung ist. 

Mit dem aufgezeigten Begriff des Rechts ist zugleich die gesamte Rechtslehre Kants in 
ihren wesentlichen Momenten vorgeprägt. Der Gegenstand dieser Rechtslehre ist eine 
mögliche Gemeinschaft äußerlich freier Wesen. Die dafür zunächst allein erforderliche 
anthropologische Voraussetzung106 ist eben diejenige, durch welche sich überhaupt ein 
Rechtsproblem stellt: die Fähigkeit (und Bedürftigkeit) des Menschen zu freiem äußerem 
Handeln in unvermeidlichem Nebeneinandersein107 mit Seinesgleichen. Der Begriff des 

                                                
104 Herb und Ludwig tun das mit der „Ebbinghaus-These“ aufgeworfene Problem mit dem 

Hinweis ab, „[o]hne die Vernunftnatur des Menschen und die darin gegründete Autonomie besteh[e] 
überhaupt keine Notwendigkeit, die Handlungen von Menschen gegen andere Menschen anders als 
etwa gegenüber (heteronomen) wilden Tieren oder gar Steinen einzuschränken. Das Rechtsproblem 
– in der Kantischen Exposition – setz[e] folglich [?] zweierlei voraus: Daß Menschen sich a) beliebig 
einschränken können, und daß sie dies b) nicht in beliebigem Maße dürfen!“ (Karlfriedrich Herb / 
Bernd Ludwig, „Naturzustand, Eigentum und Staat. Immanuel Kants Relativierung des ,Ideal des 
hobbes’“; in: Kant-Studien, 83 (1993) 288) Nun, daß Menschen einander (hier nicht: sich!) beliebig 
einschränken können, ist in der Tat ebenso eine Voraussetzung für das empirisch bedingte Auftreten 
des Rechtsproblems, wie die Frage, ob und ggfls. in welchem Maße sie dies dürfen, eine 
Voraussetzung für das philosophisch sich stellende Rechtsproblem ist.. Daß sie es nicht nach 
Belieben dürfen, ist dagegen eine Voraussetzung weder des praktischen noch des theoretischen 
Rechtsproblems, sondern gehört zu dessen Lösung. Für den Unterschied aber zu Steinen und Tieren 
(wild oder nicht!) ist allein entscheidend, daß sie überhaupt in ihrem Handeln durch Vernunft 
bestimmbar und damit im angegebenen Sinn praktisch frei sind. 

105 RL AA 06.230. 
106 Was diesbezüglich in der Literatur als „moralische Anthropologie“ abgehandelt wird, führt 

eher in die Irre. Grünewald bringt die Sache präzise und mit Bezug auf die gesamte Moralphilosophie 
auf den Punkt: „Die Moralphilosophie setzt in ihren Prinzipien keine Anthropologie voraus, aber sie 
nimmt genau so viel an anthropologischen Problemen in ihre Gesetzgebung mit auf, wie ihr in den 
Maximen zur Prüfung ‚vorgelegt’ wird (und gegebenenfalls wegen der natürlichen Unvermeidlichkeit 
solcher Probleme vorgelegt werden muß).“ (Bernward Grünewald, „Form und Materie der reinen 
praktischen Vernunft. Über die Haltlosigkeit von Formalismus- und Solipsismus-Vorwürfen und das 
Verhältnis des kategorischen Imperativs zu seinen Erläuterungsformeln“, in: Sabine Doyé et al. 
(Hrsg.), Metaphysik und Kritik; Berlin / New York: de Gruyter 2004, S. 192). Vgl. auch KpV AA 
05.08.18-19. 

107 Siehe RL AA 06.307.09-10; ferner TP AA 08.289.19-21. 
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Rechts folgt rein analytisch „aus dem Begriffe der Freiheit im äußeren Verhältnisse der 
Menschen zu einander“108 und hat nichts mit den Zwecken zu tun, welche man sich setzen 
mag.109 Freiheit im wechselseitigen äußeren Verhältnis von Menschen zueinander 
(„Unabhängigkeit von eines Anderen nöthigender Willkür“110) kann widerspruchsfrei nur als 
gesetzlich auf ihre Vereinbarkeit mit der Freiheit von jedermann eingeschränkte Freiheit 
begriffen werden.111 Sehr wohl jedoch läßt sich diese äußere Freiheit ohne Widerspruch 
denken als nicht eingeschränkt durch ein Gesetz, welches sich auf die Setzung und 
Verfolgung bestimmter Zwecke bezieht (Tugendgesetz112). 

Die nur noch selten und dann zumeist von rechtsphilosophierenden Juristen vertretene 
These, die Rechtslehre sei so sehr ein integraler Bestandteil der Moralphilosophie, daß 
Recht überhaupt nur als im Dienste der Moral (Sittlichkeit) stehend begriffen werden könne, 
verfehlt den Buchstaben wie den Geist der kantischen Rechtsphilosophie zu sehr, um 
ernstgenommen werden zu können. Man darf erwarten, daß diese ebenso aus- wie 
abgestandene These in Zukunft innerhalb der Rechtsphilosophie denselben Status haben 
wird wie die These vom „horror vacui“ der Natur innerhalb der Physik. Es mögen daher 
einige Worte dazu genügen. 

Die rechtliche Notwendigkeit, die äußere Freiheit von jedermann bloß als solche, d.h. 
ohne jede Berücksichtigung von in ihr zum Ausdruck kommenden Zwecken, gesetzlich 
einzuschränken, hat ihren Grund nicht einfach nur darin, daß angesichts der Beliebigkeit 
empirischer Zwecke deren Berücksichtigung allgemeingesetzlich gar nicht möglich ist. Viel-
mehr würde auch der gleiche, durch die Zweckgesetzgebung vorgegebene und auch von 
jedermann individuell oder gar von allen gemeinsam verfolgte („vernünftige“, „vor- und 
aufgegebene“, „gottgewollte“) Endzweck (etwa das „höchste Gut“ in dieser oder einer 
anderen Welt) an der Problemlage und der Möglichkeit ihrer Beseitigung nicht das Geringste 
ändern. Denn erstens würde es auch auf der Basis dieses gleichen Endzwecks zu jeweils 
zwar seiner Erreichung dienenden und dennoch individuell ganz unterschiedlichen 
Zwecksetzungen kommen, deren empirisch bedingte und daher unvermeidliche Zufälligkeit 
die vollkommene Gesetzlosigkeit einer daran orientierten Freiheitseinschränkung und mithin 
die vollkommene Rechtlosigkeit einer derart eingeschränkten Menschheit zur Folge hätte. 
Zweitens würden selbst dann, wenn sogar die unmittelbar das Handeln bestimmenden 
Zwecksetzungen bei allen Menschen die gleichen wären, deren Handlungen selber trotzdem 
jederzeit beliebig miteinander konfligieren können. Selbst wenn zwei Personen wirklich 
dasselbe Gut bezwecken, so haben sie dennoch nicht denselben, sondern nur den gleichen 
Zweck und verrichten möglicherweise entsprechend auch die gleiche, jedenfalls aber nicht 
dieselbe Handlung: zwei Personen – ergo: zwei Willen, zwei Zwecksetzungen, zwei 
Handlungen. Ob aber diese zwei Handlungen miteinander vereinbar sind oder nicht, ist ganz 

                                                
108 TP AA 08.289 (m. H.). 
109 Vgl. TL AA 06.382. 
110 RL AA 06.237. 
111 „Willkühr in Gemeinschaft [...] ist Einheit der äußeren Willkühr vor der Vernunft. Ein anderer 

Begrif der freyheit [insbesondere der einer gesetzlosen Freiheit] ist an sich vernunftwiedrig.“ (Refl 
6854, HN AA 19.180) 

112 „Einheit der innern willkühr“ (Refl 6854, HN AA 19.180). 
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unabhängig davon, ob die zwei Personen dabei das gleiche Ziel verfolgen oder nicht.113 A 
fortiori gilt diese Unabhängigkeit in Bezug auf die mögliche Triebfeder des Handelns. 

Wolfgang Bartuschat sieht ganz richtig, daß Recht nicht deshalb notwendig ist, weil 
nicht alle Menschen moralisch handeln.114 Aber er versieht sich darin, daß der Grund der 
Notwendigkeit die „fundamentale Differenz zwischen Intelligibilität und Empirie, vernünftigem 
Willen und empirischen Handlungen“ sei. Nicht weil die empirischen Handlungen von A und 
von B in ihrem Vollzug und in ihrem Ergebnis von dem Vernunftgewollten abweichen 
(können), ist eine rechtsgesetzliche Bestimmung der äußeren Freiheit von A und von B 
erforderlich, sondern weil es sich auch ohne eine solche Abweichung immer noch um zwei 
verschiedene, aber in demselben Raum-Zeit-Kontinuum stattfindende Handlungen handelt. 

Ethische Prinzipien, die als solche dazu dienen, die (je eigene) innere Freiheit der 
Zwecksetzung einer Person in gesetzliche Übereinstimung mit sich selbst zu bringen, sind 
gänzlich ungeeignet, auch als rechtliche Prinzipien dazu zu dienen, die äußere(n) 
Freiheit(en) des Handelns von zwei und mehr Personen in gesetzliche Übereinstimmung 
miteinander115 zu bringen.116 Die für jeden Einzelnen besonderen (empirischen) 
Bedingungen für die Verwirklichung seiner jeweiligen Zwecke sind a priori gar nicht 
bestimmbar. Weder kann daher das durch einen bestimmten Zweck in Raum und Zeit 
Geforderte überhaupt, noch kann der äußere Willkürgebrauch durch Zugrundelegung eines 
bestimmten Zwecks allgemeingesetzlich, d.h. als Recht bestimmt werden. Die Willkür wäre 
somit im Falle einer Intervention ethischer Prinzipien in ihrem möglichen äußeren Gebrauch 
Bedingungen unterworfen, die in ihrer Zufälligkeit und also Gesetzlosigkeit ohne jede 
Verbindlichkeit wären. Eine allgemeinverbindliche Bestimmung der äußeren Freiheit und 
damit Recht anstelle von Herrschaft der „Willkür“ erfordern mit Bezug auf das Gesetz jener 
Bestimmung den bedingungslosen Verzicht auf die Berücksichtigung jedes möglichen 
Zwecks. Das Recht beschränkt sich deshalb notwendig auf die gesetzliche Bestimmung der 
äußeren Freiheit bloß als solcher und ist ohne jeden Bezug auf Moralität und ihr gemäße 
Zwecksetzung.117 Insofern es freilich damit zugleich die äußeren Bedingungen schafft, unter 
denen auch und gerade tugendhaftes Handeln sich allererst voll entfalten kann, ist die 

                                                
113 Vgl. KpV AA 05.28. Auch wenn in Anm. 102 an die Stelle des Lebemanns eine zweite Nonne 

träte, welche die Lebedame (Akkusativobjekt) bekehren will, so gäbe es weiterhin das 
Fahrstuhlproblem. Dieses selber mag durch den sogenannten guten Willen der Beteiligten lösbar sein, 
nicht aber auch das mit ihm verbundene Freiheitsproblem. Denn auch die Abhängigkeit des eigenen 
äußeren Willkürgebrauchs von dem guten Willen eines Anderen bedeutet äußere Unfreiheit. Vgl. 
VATP HN AA 23.127 f. 

114 Wolfgang Bartuschat, „Apriorität und Empirie in Kants Rechtsphilosophie“, in: Philosophische 
Rundschau, 34 (1987), 38; vgl. auch Ders., „Praktische Philosophie und Rechtsphilosophie bei Kant“, 
in: Philosophisches Jahrbuch, 94 (1987), 28. 

115 Wenn Kant mit Bezug auf die Rechtslehre von einer Zusammenstimmung der äußeren 
Freiheit mit sich selbst spricht (siehe etwa TL AA 06.380), dann sieht er auf denselben Sachverhalt 
nur aus einem anderen Blickwinkel. Denn die äußere Freiheit stimmt nur dann mit sich selbst 
gesetzlich zusammen, wenn sie mit der äußeren Freiheit von jedermann zusammenstimmt. 

116 Das hier Gesagte gilt also auch hinsichtlich des kantischen Tugendgesetzes, das zwar wie 
das Rechtsgesetz seinen Grund im allgemeinen Moralgesetz hat, aber eben dessen Bezug auf die 
Bestimmung von Zwecken und nicht wie das Rechtsgesetz auf die Bestimmung der äußeren Freiheit 
bloß als solcher darstellt. 

117 Einzelheiten hierzu bei Georg Geismann, Ethik und Herrschaftsordnung. Ein Beitrag zum 
Problem der Legitimation, Tübingen: Mohr (Siebeck) 1974. 
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Verwirklichung von Recht schon deswegen118 auch eine notwendige Forderung der Ethik. 
Dennoch ist die spezifische Funktion des Rechts nicht die Schaffung jener Bedingungen, 
sondern der Bedingungen für freiheitsgesetzliches äußeres Handeln überhaupt, ob moralisch 
oder nicht. 

Nunmehr sind die Freiheitsgesetze als solche genauer in den Blick zu nehmen. 

 

 

IV. Moralgesetz überhaupt – Rechtsgesetz – Ethisches Gesetz / Tugendgesetz 

 

Kants berühmte an die praktische Vernunft gerichtete Frage „Was soll ich tun?“ stellt 
sich zunächst ganz allgemein. Sie läßt dabei offen, ob sie sich auf das Wollen als das 
Wählen von Maximen und das Setzen von Zwecken oder auf das Handeln als das Ausführen 
von Zwecksetzungen gemäß der gewählten Maximen oder auf beides bezieht. 

Entsprechend enthält das allgemeine Moralgesetz die Bedingung für einen durch reine 
praktische Vernunft bestimmten Freiheitsgebrauch überhaupt, nämlich die 
Gesetzestauglichkeit119 der Maximen, nach denen er erfolgt.120 Hinsichtlich der Möglichkeit 
eines zweifachen Gebrauchs der Freiheit differenziert es sich dann in das Moralgesetz für 
die Freiheit des Wollens (Tugendgesetz)121 und das Moralgesetz für die Freiheit des 
Handelns (Rechtsgesetz)122, die ihrerseits die Maximen des inneren bzw. des äußeren 
Freiheitsgebrauchs an die Bedingung der Gesetzestauglichkeit knüpfen.123 Damit ist für den 
Gebrauch der Freiheit – allgemein, innerlich, äußerlich124 – jeweils der objektive Grundsatz 

                                                
118 Siehe auch MS AA 06.214.26-30; 06.219-221. 
119 Seit Jahren hat sich in der Literatur, besonders virulent in der angelsächsischen, ein Virus 

namens „universalizability“ ausgebreitet, der oft das Gesicht der kantischen Moralphilosophie entstellt. 
Seine schlimmste Variante, die nicht einmal zwischen einer Handlung und einer Maxime zu 
unterscheiden vermag, läuft auf die belanglose Frage hinaus, was wäre, wenn das, was man tut, jeder 
täte. Ein gutes Gegengift gab es freilich schon vor 30 Jahren:Theodor Ebert, „Kants kategorischer 
Imperativ und die Kriterien gebotener, verbotener und freigestellter Handlungen“, in: Kant-Studien, 67 
(1976) 570-583. Später hat Oberer noch einmal hinreichend klargestellt, daß „Tauglichkeit zu einem 
allgemeinen Gesetz“ fundamental mehr bedeutet als bloße Universalisierbarkeit, auf die sie immer 
wieder reduziert wird, nämlich: „schlechthinnige Universalität, absolute, ausnahmslose Notwendigkeit 
für alle Fälle des Gesetzes, Notwendigkeit für Freiheit (Autonomie, Selbstzweckhaftigkeit), interne und 
externe Widerspruchsfreiheit, - kurz alles das, was in bloßer Vernunftbestimmtheit unvermeidlich 
wäre.“ (Hariolf Oberer, „Sittengesetz und Rechtsgesetze a priori,“ in: Ders. (Hrsg.), Kant. Analysen – 
Probleme – Kritik, Bd. III, Würzburg: Königshausen & Neumann 1997, S. 174.) 

120 MS AA 06.225: „handle nach einer Maxime, welche zugleich als ein allgemeines Gesetz 
gelten kann“; TL AA 06.389: „Handle so, daß die Maxime deiner Handlung ein allgemeines Gesetz 
werden könne.“ 

121 Siehe TL AA 06.395. 
122 Siehe RL AA 06.231. 
123 „Alle Pflichten binden die Willkühr an Bedingungen [...] und schränken sie ein entweder die 

Freyheit [der Willkür] oder den Zweck der Willkühr. Die erste sind strenge [Rechts-]Pflichten die 
anderen nachsichtliche [Tugendpflichten]“ (VATL HN AA 23.380; vgl. auch GMS AA 04.421.09-10). 

124 Vgl. Refl 7054; HN AA 19.236. 
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festgestellt. Die hierbei praktisch-erkennend tätige reine Vernunft125 ist das Band, welches 
alle drei Grundsätze und das, was aus ihnen folgt, miteinander verbindet.126  

Allen moralischen Gesetzen kommt als Vernunftgesetzen absolute Notwendigkeit, 
strenge Allgemeinheit und daraus sich ergebende objektive Geltung127 zu. Alle sind Gesetze, 
die ein vernunftbegabtes Wesen unausweichlich befolgte, wenn es ausschließlich durch 
Vernunft bestimmt wäre. Mit Bezug auf endliche Vernunftwesen werden aus diesen 
Gesetzen128 (ebenso unbedingt geltende) kategorische Imperative.129 Während das 
allgemeine Prinzip der Moral überhaupt130 und das allgemeine Prinzip des Rechts131 lediglich 
fordern, allgemein bzw. äußerlich nach Maximen zu handeln, die gesetzestauglich sind, 
macht das allgemeine Prinzip der Tugend zusätzlich das Haben oder die Annahme 
bestimmter Maximen zum Gesetz;132 und es besteht ein moralphilosophisch grundlegender 
Unterschied zwischen Handlungsmaximen und Maximen der Annahme von 
Handlungsmaximen und entsprechend zwischen einer pflichtwidrigen Handlung und einer 
pflichtwidrigen Annahme einer Maxime für eine Handlung.  

Juridische Imperative und die entsprechenden Pflichten beziehen sich „nur auf bloße 
äußere Handlungen und deren Gesetzmäßigkeit“133 (also nicht auch auf die mit ihnen 
verfolgten Zwecke) und damit auf denjenigen Willkürgebrauch, für den eine äußere (Zwangs-
)Gesetzgebung möglich ist,134 und zwar in seinem Verhältnis zum möglichen äußeren 
Willkürgebrauch Anderer ebenfalls als bloß äußerem (also unabhängig von deren möglichen 
Bedürfnissen oder Zwecken).135 Ethische Imperative und die daraus sich ergebenden 
Pflichten beziehen sich unmittelbar auf den inneren Willkürgebrauch (der Zwecksetzung)136 

                                                
125 Vgl. KrV AA 03.421.21-22 (B 661); MS AA 06.224.29-30; ferner MPMron II Vorl AA 29.599: 

“Die Moral, die rein a priori Gesetze der Freiheit erkennt, ist Metaphysic der Freyheit oder der Sitten.“ 
Schon 1770 heißt es bei Kant: „[...] conceptus morales, non experiundo, sed per ipsum intellectum 
purum cogniti. [...] Philosophia igitur moralis, quatenus principia diiudicandi prima suppeditat, non 
cognoscitur nisi per intellectum purum“. (MSI AA 02.395 f.) Nur bei pflichtmäßigem Handeln aus 
Pflicht ist reine Vernunft über das praktische Erkennen hinaus auch praktisch bestimmend oder, wie 
Kant bisweilen kurz zu sagen pflegt, praktisch. 

126 Vgl. auch Johann Heinrich Tieftrunk, Philosophische Untersuchungen über das Privat- und 
öffentliche Recht, 2 Teile, Halle: 1. Teil 1797, 105 ff. 

127 Daraus wird, wie noch zu zeigen ist, subjektive Geltung oder Verbindlichkeit erst durch 
Selbstgesetzgebung, wobei freilich die Tauglichkeit dazu mit der objektiven Geltung gegeben ist. 

128 Wenn im Folgenden im Rahmen der Triebfederproblematik zuweilen anstatt von Imperativen 
von Gesetzen (und etwa deren „Forderung“) die Rede ist, dann ist dabei immer an deren Anwendung 
auf den Menschen gedacht. 

129 Fortan versteht sich das „Kategorische“ daran von selbst.  
130 Siehe etwa TL AA 06.389. 
131 Siehe etwa ZeF AA 08.377; aber auch RL AA 06.230. 
132 Siehe etwa TL AA 06.388 f.; 06.395. 
133 MS AA 06.214; siehe auch RL AA 06.232. 
134 Siehe MS AA 06.220; RL AA 06.239. 
135 Vgl. RL AA 06.230.  
136 Geht es Kant hinsichtlich des inneren Willkürgebrauchs mehr um die damit verbundene 

Zwecksetzung, so spricht er (eher) von Tugendlehre („Lehre der Zwecke“ [TL AA 06.381]) und 
entsprechenden Tugendpflichten. Geht es ihm hingegen mehr um die damit zu verbindende innere 
Triebfeder, so spricht er (eher) von Ethik und ethischen Pflichten. Für die folgenden Erörterungen gilt, 
falls nicht ausdrücklich aufgehoben, die Regel einer synonymen Verwendung von Tugendlehre und 
Ethik (im engeren Sinn) und entsprechend von Tugend-Pflichten (-Gesetzen) und ethischen Pflichten 
(Gesetzen) im engeren Sinn, – jeweils als Gegenstück zu Rechtslehre und entsprechend zu 
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und damit auf denjenigen Willkürgebrauch, für den keine äußere Gesetzgebung möglich 
ist.137 Ethische Pflichten beziehen sich also unmittelbar nicht – wie Rechtspflichten – auf 
Handlungen (darauf, wie man beliebige Zwecke verwirklicht), sondern auf Maximen des 
Handelns (auf die Zwecke, auf Grund derer man handelt). Während also juridische Gesetze 
den Gebrauch bloß der äußeren Willkür, und zwar im Verhältnis zu dem Gebrauch der 
äußeren Willkür Anderer betreffen, beziehen sich ethische Gesetze auf den Gebrauch der 
inneren und äußeren Willkür im Verhältnis zu Anderen und zu einem selbst. Entsprechend ist 
bei juridischen Pflichten das nötigende Subjekt eine andere Person, bei ethischen Pflichten 
dagegen eben die Person selber.138 Oder mit den Worten Tieftrunks: „Das Recht will den 
Widerstreit der äußern Freiheit mit der Idee ihrer Möglichkeit verhüten; die Tugend will die 
Zusammenstimmung der innern Freiheit mit sich selbst, folglich des eignen, seine Maxime 
als allgemeines Gesetz denkenden, Wollens mit sich selbst bewirken.“139 

Dieter Scheffel140 vertritt mit Scharfsinn die These, daß das „allgemeine Prinzip des 
Rechts“ in der Rechtslehre141 zwar nicht mehr, wie das in der Schrift über den ewigen 
Frieden formulierte142 gänzlich zur Ethik, aber auch noch nicht allein zur Lehre vom strikten 
Recht gehöre, sondern vielmehr ein „Prinzip des Übergangs vom weiten zum engen Recht 
bzw. von der Ethik zur eigentlichen Rechtslehre“ darstelle, weil der Verweis auf die Maxime 
noch an die Ethik anschließe, während der Verweis auf die Handlung selber über die Ethik 
hinausgehe. Erreicht sei die Lehre vom strikten Recht erst mit der Lehre von der Einerleiheit 

                                                                                                                                                   

juridischen (oder Rechts-)Pflichten (Gesetzen), wobei jeweils eines der beiden Momente, das formale 
der Triebfeder oder das materiale der Zwecksetzung, und auch beide zusammen von Bedeutung sein 
können. 

137 Siehe MS AA 06.220. Mit dieser Unterscheidung der Ethik / Tugendlehre von der 
Rechtslehre ist für Kant alles Entscheidende gesagt („wobei es denn auch sein Bewenden haben 
mag“ [TL AA 06.379]). Übrigens bedeutet die Unmöglichkeit äußerer Gesetzgebung sowohl physische 
als auch moralische Unmöglichkeit. (Vgl. RL AA 06.239.07-12; TL AA 06.381.20-24; 06.383.19) Selbst 
wenn eine bestimmte Zwecksetzung äußerlich erzwungen werden könnte, so wäre eine auf sie 
bezogene äußere Gesetzgebung dennoch moralisch-unmöglich aus Gründen des Rechts, da die 
dadurch erfolgende Einschränkung des inneren Freiheitsgebrauchs keine notwendige Bedingung der 
Möglichkeit eines von Anderen unabhängigen äußeren Freiheitsgebrauchs ist. Umgekehrt kann man 
mit Bezug auf die äußere Freiheit des Handelns sagen, daß äußerer Zwang nicht nur physisch, 
sondern unter bestimmten Bedingungen auch moralisch möglich ist, und zwar ebenfalls aus Gründen 
des Rechts. 

138 „Ein vernünftiges Wesen hat Pflichten wenn die Freyheit seiner Willkühr durch ein Gesetz 
eingeschränkt wird [...] Wird sie durch die Willkühr eines Anderen eingeschränkt so hat es 
Rechtspflichten; Sofern sie aber nur durch das innere Gesetz der practischen Vernunft des Subjects 
selbst eingeschränkt wird hat es Tugendpflichten. [...] diejenige [Verbindlichkeit] wo das nöthigende 
Subject eine andere Person seyn muß, die rechtliche wo es eben dieselbe Person seyn muß die 
ethische Verbindlichkeit. Im ersten Falle wird der obligatus durch die Willkühr eines andern nach 
Gesetzen der Freyheit, im zweyten blos durch die Vorstellung des Gesetzes genöthigt.“ (VARL HN AA 
23.344 f.; m. H., ohne Kants Hervorh.). 

139 Johann Heinrich Tieftrunk, Philosophische Untersuchungen über die Tugendlehre zur 
Erläuterung und Beurtheilung der metaphysischen Anfangsgründe der Tugendlehre vom Herrn Prof. 
Imm. Kant, Halle: 1798, S. 128.  

140 Dieter Scheffel, „Kants kritische Verwerfung des Revolutionsrechts“ , in: Reinhard Brandt 
(Hrsg.), Rechtsphilosophie der Aufklärung, Berlin / New York: de Gruyter 1982, S. 192 ff.; ähnlich 
Manfred Baum, „Recht und Staat bei Kant“, in: Recht – Moral – Selbst. Gedenkschrift für Wolfgang H. 
Schrader, Hrsg. von K. Hammacher und M. Heinz, Hildesheim: 2004, S. 31 f. 

141 Siehe RL AA 06.230. 
142 Siehe ZeF AA 08.377. 
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von Recht und Zwangsbefugnis.143 Unbestreitbar ist zweifellos, daß das strikte Recht nur 
einen mit der gesetzlich bestimmten äußeren Freiheit von jedermann verträglichen äußeren 
Freiheitsgebrauch fordert. Der Unterschied zwischen einem ethischen und einem juridischen 
Gesetz besteht also – von der Triebfeder abgesehen – darin, daß es dem ethischen Gesetz 
um Maximen von (inneren oder äußeren) Handlungen, dem juridischen Gesetz dagegen 
allein um äußere Handlungen geht. Dies bedeutet jedoch nicht, daß die Rede von Maximen 
in juridischem Zusammenhang notwendig ins Feld der Ethik führt. 

In der Tugendlehre sagt Kant von der Rechtslehre, daß sie es „blos144 mit der formalen 
Bedingung der äußeren Freiheit (durch die Zusammenstimmung mit sich selbst, wenn ihre 
Maxime zum allgemeinen Gesetz gemacht wurde), d. i. mit dem Recht“145 zu tun habe. Und 
zwei Seiten später heißt es wieder mit Bezug auf die Rechtslehre: „Es wird jedermanns freier 
Willkür überlassen, welchen Zweck er sich für seine Handlung setzen wolle. Die Maxime 
derselben aber ist a priori bestimmt: daß nämlich die Freiheit des Handelnden mit Jedes 
anderen Freiheit nach einem allgemeinen Gesetz zusammen bestehen könne.“146 Es geht 
hier um diejenige zu einem allgemeinen Gesetz der äußeren Freiheit taugliche Maxime, die 
der Handlung als solcher entspricht, nicht um die Maxime, die der Handelnde tatsächlich 
hat.147  

Entsprechend bezieht sich auch das allgemeine Rechtsprinzip der Rechtslehre, dem 
zufolge eine „jede [GG. äußere] Handlung [...] recht [ist], die – oder nach deren Maxime148 
die Freiheit der Willkür eines jeden – mit jedermanns Freiheit nach einem allgemeinen 
Gesetze zusammen bestehen kann“149, nicht auf die Gesetzgebung für die Annahme von 
Maximen des (äußeren) Handelns, sondern nur für dieses als solches. Der disjunktive 
Verweis auf die Maxime berücksichtigt nur die Tatsache, daß „die Handlung nur als 
Handlung, das ist, sofern sie durch Willkür, also durch Maxime bestimmt ist, Gegenstand 
einer Verpflichtung sein kann“150. Es geht somit nicht einmal darum, selber gesetzestaugliche 
Maximen (welche auch immer) zu haben, sondern nur darum, nach (= gemäß) objektiv 
gesetzestauglichen Maximen zu handeln.151 Es genügt damit für das Rechthandeln, daß sich 
dazu „eine Maxime denken läßt, die als allgemeines Gesetz der Freiheit in ihrem äußern 
Verhältnisse gelten kann“152. 

In den Vorarbeiten zur Tugendlehre spezifiziert Kant das (allgemeine) Moralprinzip der 
Gesetzestauglichkeit von Maximen. 1) Das „Princip der [GG. äußeren] Freyheit für mich und 
                                                

143 Siehe RL AA 06.232. 
144 Man darf aus der Schrift zum ewigen Frieden wie dort in Klammern hinzufügen: „(der Zweck 

mag sein, welcher er wolle)“ (ZeF AA 08.377). 
145 TL AA 06.380. 
146 TL AA 06.382 (m. H.). 
147 Dies versteht Kant freilich üblicherweise unter Maxime. Siehe etwa MS AA 06.225. 
148 Jede Handlung beruht, insofern sie gewollt ist, auf einer solchen. 
149 RL AA 06.230 (m. H.; meine Gedankenstriche). 
150 Julius Ebbinghaus, Randbemerkung in seinem in der Bibliothek der Universität der 

Bundeswehr München befindlichen Handexemplar der Rechtslehre (Immanuel Kant’s sämmtliche 
Werke [Hartenstein], Bd. 7). 

151 Vgl. VATL HN AA 23.381.29-33.  
152 Johann Heinrich Tieftrunk, Philosophische Untersuchungen über die Tugendlehre zur 

Erläuterung und Beurtheilung der metaphysischen Anfangsgründe der Tugendlehre vom Herrn Prof. 
Imm. Kant, Halle: 1798, S. 91 (m. H.). 
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Andere“ bezieht sich auf das „Verhältnis der Menschen gegen einander“. Darum geht es in 
der Rechtslehre. 2) Das „Princip der Zwecke für mich allein“ gilt entsprechend „nur für mich 
(in Beziehung auf innere oder äußere Handlungen)“. Darum geht es in der Tugendlehre. Im 
ersten Fall bezieht sich die Forderung der Gesetzestauglichkeit auf die „Maxime der Willkühr 
als freyer“, im zweiten Fall auf die „Maxime des Willens als zweckmäßigen Willens“.153  

So erfolgen etwa eine korrekte Einkommenserklärung oder eine Unterlassung eines 
Diebstahls gemäß der für das Rechthandeln a priori bestimmten Maxime, nach welcher der 
äußere Freiheitsgebrauch mit der äußeren Freiheit von jedermann nach einem allgemeinen 
Gesetz bestehen kann.154 Für die Wollensmaxime des Handelnden, der etwa mit seinem 
Rechthandeln ein Verbrechen unentdeckt zu halten bezweckt, trifft dies keineswegs zu; sie 
ist allerdings juridisch auch ohne Belang. 

Sehr schön kommen die hier vorgetragenen Überlegungen in der folgenden Passage 
zum Ausdruck. „Alle Pflichten enthalten eine unbedingte Nöthigung der freyen Willkühr durch 
die Idee einer sich zur allgemeinen Gesetzgebung qvalificirenden Maxime. Der 
Bestimmungsgrund der Willkühr macht nun entweder die Handlung [GG. Rechtslehre] oder 
die Maxime nach einer gewissen Regel zu handeln [GG. Tugendlehre] schlechterdings 
(objectiv) nothwendig. Die erste Nöthigung enthält das Princip: handle so als ob deine 
Maxime einer allgemeinen Gesetzgebung [GG. durch einen Willen überhaupt] zum Grunde 
gelegt werden sollte. Die zweyte Nöthigung sagt: Mache es dir zur Maxime so zu handeln als 
ob du durch dieselbe allgemein gesetzgebend wärest doch unter der Bedingung, daß du in 
dieser Gesetzgebung [GG. deines Willens] mit dir selbst zusammenstimmend seyn 
kannst.“155 In beiden Fällen liegt die Notwendigkeit des moralischen Gesetzes darin, daß es 
die Bedingung des Gebrauchs der (äußeren bzw. inneren) Freiheit überhaupt enthält, also 
die Bedingung für deren Zusammenstimmung mit sich selbst.156 

Gustav Radbruch soll157 einmal gesagt haben, Recht sei letztlich ein Recht auf die 
Möglichkeit der Pflichterfüllung. Sollte er dabei nur an die Erfüllung von Rechtspflichten 
gedacht haben, dann ist es zwar trivial, daß man zu deren (bedingungslos geforderter) 
Erfüllung ein Recht hat; nur erschöpft sich Recht darin nicht. Sollte jedoch auch die Erfüllung 
ethischer Pflichten gemeint sein, dann führte die Behauptung zweifach in die Irre: Einerseits 
ist die Erfüllungshandlung an die Regeln des Rechts gebunden und somit nicht bereits als 
solche rechtlich erlaubt. Andererseits ist überhaupt jedes äußere Handeln, sei es eine 
Erfüllung ethischer Pflichten oder ein Verstoß dagegen, mag es Anderen wie auch immer 
nutzen oder wie auch immer schaden (!), rechtlich erlaubt,158 wenn es nur nicht in 
Widerspruch zu der Möglichkeit eines allgemein-gesetzlichen äußeren Freiheitsgebrauchs 
überhaupt steht. Das Recht ist ethisch vollkommen neutral. 

                                                
153 VATL AA HN 23.376. 
154 Siehe RL AA 06.230 ff.; TL AA 06.382. 
155 VATL AA HN 23.379 (m. H.). 
156 Vgl. VAMS HN AA 23.250 f. 
157 So Hans Wagner, Philosophie und Reflexion, München/Basel: Reinhardt 31980 (1959), S. 

307. 
158 Vgl. Refl 8078, HN AA 19.612 f.; MSVigil Vorl AA 27.539 f. 
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Um den Faden vom Anfang des Kapitels weiterzuspinnen, sei wiederholt, daß der 
allgemeine kategorische Imperativ159, „der überhaupt nur aussagt, was Verbindlichkeit sei“160, 
(äußere und innere) Handlungen (Unterlassungen eingeschlossen) gebietet bzw. freistellt, 
deren Maximen (welche es auch sein mögen) sich zu einer allgemeinen Gesetzgebung 
qualifizieren.161 Entsprechend stehen alle moralischen Pflichten unangesehen ihres Inhalts in 
unmittelbarer Beziehung zu einem moralischen Gesetz als ihrer Quelle, wie es denn „das 
formale Princip der Pflicht im kategorischen Imperativ [...] schon anzeigt“, wobei offen bleibt, 
ob jenes Gesetz das Gesetz des eigenen Willens oder des Willens überhaupt ist, „der auch 
der Wille Anderer sein könnte“. Das formale Moralprinzip ist „nur ein negatives Princip 
(einem Gesetz überhaupt nicht zu widerstreiten)“.162 

Eben dieses Prinzip wird im Rechtsprinzip gleichsam wiederholt, insofern sich auch 
dieses unter Absehung von den mit den Handlungen verfolgten Zwecken bloß auf die Form 
der Willkür bezieht, und zwar in deren „äußern Verhältniß“163. Entsprechend genügt es auch 
für das Rechthandeln, daß dessen Maximen, welche auch immer, die „Bedingung der 
Qualification [„Habilität“] zu einer möglichen allgemeinen Gesetzgebung“ erfüllen. Auch das 
Rechtsprinzip ist also nur ein negatives Prinzip, dem zufolge von der Freiheit äußeren 
Handelns nur ein solcher Gebrauch gemacht werden darf, welcher der Möglichkeit einer 
allgemeinen Gesetzgebung für die äußere Freiheit nicht widerstreitet.164 

 Das Tugendprinzip hingegen geht über jenes formale Prinzip hinaus,165 indem es auch 
die Materie des Handelns, nämlich die durchgängige Zusammenstimmung der damit 
verfolgten Zwecke betrifft. Allererst die Ausrichtung auf Zwecke ist es, die eine 
Gesetzgebung für die Maximen des Handelns zur Folge hat. Hier genügt somit nicht das 
Haben zwar „qualifizierter“, aber zugleich „willkürlicher“ Maximen; hier kommt es vielmehr auf 
das Haben ganz bestimmter, und zwar gesetzlich bestimmter und damit „das Willkürliche der 
Handlungen auf[hebender]“166 Maximen an. Das Tugendprinzip ist also ein affirmatives 
Prinzip. Zuoberst geht es in der Tugendlehre um die Maxime des (zwecksetzenden) Wollens 
oder um die Maxime (das Prinzip) der Maximenwahl mit Bezug auf seinerseits Maximen-
geleitetes Handeln.167 

Insofern Freiheitsgesetze „reine praktische Vernunftgesetze für die freie Willkür 
überhaupt“ sind, müssen sie, auch wenn es nur um deren äußeren Gebrauch geht, „zugleich 
innere Bestimmungsgründe derselben“ sein.168 Denn nur dann ist äußeres Handeln völlig 
freies (freiheitsgesetzlich bestimmtes) Handeln, wenn es auch innerlich, also hinsichtlich der 

                                                
159 Es geht hier gleichsam um den „allgemeinsten“ Imperativ, denn es gibt ja auch einen 

allgemeinen Imperativ sowohl des Rechts als auch der Tugend.  
160 MS AA 06.225. 
161 Siehe etwa KpV AA 05.30; MS AA 06.226; TL AA 06.389; VATL HN AA 23.376. 
162 TL AA 06.388 f. 
163 ZeF AA 08.377. 
164 Siehe TL AA 06.389; ferner Refl 7251, HN AA 19.294. 
165 Eben deswegen ist es in anderer Weise als das Rechtsgesetz „vom kategorischen Imperativ 

als dem obersten moralischen, Recht und Ethik umfassenden Prinzip“ abhängig. (Julius Ebbinghaus, 
„Kants Rechtslehre und die Rechtsphilosophie des Neukantianismus“, GS II 243). 

166 TL AA 06.389. 
167 Vgl. auch VARL HN AA 23.257.22-27. 
168 MS AA 06.214 (m. H.). 
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Annahme der ihm zugrunde liegenden Maximen, durch reine Vernunft bestimmt ist. Mit 
Bezug auf die Freiheit der Willkür als solche sind daher auch die juridischen Gesetze 
zugleich, freilich nur indirekt, ethische Gesetze. 

Man muß und darf sie aber nicht immer in dieser Beziehung betrachten.169 Man kann 
und muß vielmehr auch von ihr absehen170 und sie nur als Gesetze für den Gebrauch der 
äußeren Willkür, also, wie es denn in der Rechtslehre auch geschieht, als bloße 
Rechtsgesetze in sensu stricto betrachten.171 Deren Funktion ist es nicht, den Menschen in 
seinem (inneren) Wollen, sondern nur „die Freiheit im äußeren Verhältnisse der Menschen 
zu einander“172, also nur in seinem (äußeren) Handeln unter reine Vernunftgesetze zu 
bringen; und für die Erfüllung dieser Funktion müssen diese Gesetze keineswegs zugleich 
innere Bestimmungsgründe der freien Willkür sein. „Es ist also gantz was anderes die 
Nothwendigkeit der Handlung juridisch oder ethisch zu erwägen.“173 „Die Ethik bezieht die 
Handlung blos auf das Subjekt, das handelt, und auf das Gewißen deßelben. Die 
Rechtslehre betrachtet die That in Beziehung auf die Freiheit Anderer, und untersuchet, ob 
die Willkühr auf ein solches Gesez eingeschränkt worden ist, das Alle der Allgemeinheit und 
Nothwendigkeit deßelben unterwirft. [...] in der Sittenlehre wird die Triebfeder der Handlung 
und in der Rechtslehre die Tauglichkeit derselben zu einer allgemeinen Gesezgebung 
geprüft. Dort siehet man auf die innere Freiheit, auf ihre Uibereinstimmung mit dem 
Sittengesezze, hier auf die äußere Willkühr in ihrem Verhältniße zu Andern.“174 

Das oberste Prinzip der Rechtslehre ergibt sich rein analytisch aus dem Begriff der 
äußeren Freiheit in Beziehung auf die äußere Freiheit Anderer.175 Äußerlich freie Wesen in 
raum-zeitlicher Gemeinschaft miteinander stehen, so sagt die praktisch-erkennende 
Vernunft, zueinander im Verhältnis wechselseitiger Einschränkung ihrer äußeren Freiheit,176 
die eben als äußere Freiheit Aller nur als allgemeingesetzlich eingeschränkte gedacht 
werden kann. Äußere Freiheit in raum-zeitlicher Gemeinschaft mit Anderen und äußere 
Freiheit unter Rechtsgesetzen sind einerlei. Das Rechtsprinzip bezieht sich allein auf die 
„Einschränkung [GG. der äußeren Freiheit] durch das bloße Förmliche ihrer durchgängigen 
Zusammenstimmung“ mit Hilfe eines „Zwanges von außen“.177 Die dabei vorausgesetzte 

                                                
169 Kant schreibt „nicht dürfen“ (MS AA 06.214). Zwar bedeutet dies bei ihm meistens „nicht 

müssen“ („nicht bedürfen“), nicht selten aber auch dasselbe wie heutzutage. Im vorliegenden Fall muß 
keine Interpretationsentscheidung getroffen werden, da beides zutrifft: nicht nur muß man nicht, 
sondern – wie sich noch näher zeigen wird – man darf auch nicht die Rechtsgesetze nur in jener 
ethischen Beziehung betrachten.  

170 In den Vorarbeiten zur Rechtslehre heißt es: „die Rechtslehre kann als unter der Ethik 
enthalten vorgestellt werden[,] nämlich die Ethik darauf angewandt[,] bedarf eben [= aber? GG.] nicht 
derselben“. (HN AA 23.349) 

171 Deswegen kann die juridische Gesetzgebung auch äußerlich sein. Siehe MS AA 06.220. 
172 TP AA 08.289 (ohne Kants Hervorh.); vgl. TL AA 06.382.14-15. 
173 Immanuel Kant, Vorlesung zur Moralphilosophie (hrsg. von Werner Stark), Berlin / New York: 

de Gruyter 2004 (= MPKaehler), S. 105; siehe auch ebd. S. 107. 
174 Johann Adam Bergk, Briefe über Immanuel Kants Metaphysische Anfangsgründe der 

Rechtslehre, enthaltend Erläuterungen, Prüfung und Einwürfe, Leipzig und Gera: 1797, S. 19 f.  
175 Siehe TL AA 06.396; TP AA 08.289; Anth AA 07.270; MSVigil Vorl AA 27.583. 
176 Zur Bestimmung des Rechtsbegriffs durch die Kategorie der Relation siehe Monika Sänger, 

Die kategoriale Systematik in den „Metaphysischen Anfangsgründen der Rechtslehre“, Berlin / New 
York: de Gruyter 1982, S. 178 ff. 

177 TL AA 06.396.  
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praktische Freiheit Aller ist sowohl ratio essendi als auch ratio cognoscendi des 
Rechtsgesetzes.178 

Solange nur von Freiheitsgesetzen als solchen die Rede ist, ist der Begriff der 
Triebfeder gar nicht anwendbar.179 Das Erfordernis einer Triebfeder und die Möglichkeit 
eines sich daraus ergebenden Problems tauchen erst auf, wenn es um die Befolgung dieser 
Gesetze durch Wesen geht, die nicht notwendig durch reine Vernunft bestimmt sind. Zu der 
Gesetzgebung, die in den auf solche Wesen bezogenen Imperativen zum Ausdruck kommt, 
gehören jeweils – wie Kant sagt – „zwei Stücke“: erstens ein Gesetz und zweitens eine 
Triebfeder. 

Durch das Gesetz wird „die Handlung, die geschehen soll, objectiv als nothwendig 
vor[ge]stellt, d.i. [...] die Handlung zur Pflicht [ge]macht“180. Doch über ihre Geltung hinaus 
bedarf eine Gesetzgebung außerdem der Wirksamkeit. Bei Fehlen einer „für Gesetze 
schicklichen [GG. geeigneten, also die Befolgung bewirkenden] Triebfeder“181 kann die vom 
Gesetz geforderte Bestimmung der Willkür zum Handeln nicht erfolgen, wäre die 
Gesetzgebung ohne Effekt, d. h. ohne Exekution. Also gehört zu aller Gesetzgebung 
jedenfalls auch (irgend-)eine Triebfeder, „welche den Bestimmungsgrund der Willkür zu 
dieser Handlung subjectiv mit der Vorstellung des Gesetzes verknüpft“182, um 
sicherzustellen, daß der objektive Handlungsgrundsatz, das Gesetz, auch zum subjektiven 
Grundsatz, zur Maxime, wird. Sie ist neben dem Gesetz das zweite „Stück“ in jeder 
Gesetzgebung. Durch sie „wird die [GG. durch das Gesetz vorgestellte und festgestellte] 
Verbindlichkeit so zu handeln mit einem Bestimmungsgrunde der Willkür überhaupt [GG. 
also welcher es auch sei] im Subjecte verbunden.“183 Die Art der Gesetzgebung bestimmt 
damit den Grund oder die möglichen Gründe, denen zufolge das Subjekt seiner 
Verbindlichkeit nachzukommen hat bzw. nachkommen kann. Erst mit der Triebfeder184 
bekommt der Verpflichtete die Kraft zur Erfüllung seiner Pflicht. 

Wenn Kant mit Bezug auf Tugend- und Rechts-Gesetzgebung von einer 
„Verschiedenheit der Gesetzgebung, welche die eine oder die andere Triebfeder mit dem 
Gesetze verbindet“185, spricht, dann darf man nicht aus dem Auge verlieren, daß es sich 
dennoch bei beiden Gesetzgebungen um eine Gesetzgebung der reinen Vernunft (als der im 
Hinblick auf Freiheit einzig möglichen Gesetzgebung) handelt. Das bedeutet: unabhängig 
von der Bestimmung der Triebfeder hat der Gesetzescharakter selber seinen Grund allein 
darin, daß Quelle der Gesetzgebung jeweils die reine Vernunft ist.186 Beide 
Gesetzgebungen, die der Tugend und die des Rechts, sind von derselben (allgemeinen) 

                                                
178 Bekanntlich sieht das Verhältnis von transzendentaler Freiheit und moralischem Gesetz (im 

ethischen Sinn) ganz anders aus. Dazu KpV AA 05.04. 
179 Vgl. KpV AA 05.79. 
180 MS AA 06.218; siehe hierzu auch die VAMS HN AA 23.245.19-23. 
181 MS AA 06.219. 
182 MS AA 06.218. 
183 MS AA 06.218. 
184 „Bewegungsgrund, der Verbindlichkeit zu satisfaciren (subjective necessitans)“. Refl 7056; 

HN AA 19.236 (m. H.). 
185 MS AA 06.220.  
186 Genau in diesem Sinn konnte Kant seine Rechtslehre eine „Rechtslehre innerhalb den 

Grenzen der bloßen Vernunft“ nennen. Siehe RL AA 06.355. 
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moralischen Gesetzgebung abhängig, freilich in unterschiedlicher Weise, indem diese 
Gesetzgebung unmittelbar einmal den inneren und einmal den äußeren Gebrauch der freien 
Willkür betrifft. 

Kants bereits erwähnte Frage lautet „Was soll ich tun?“ und (noch) nicht „Warum soll 
ich es tun?“ Entsprechend erwähnen weder die Antwort, die Kant mit dem allgemeinen 
kategorischen Imperativ187 bzw. dem formalen Prinzip der Pflicht im kategorischen 
Imperativ188, noch die, die er mit dem obersten Prinzip der Tugendlehre189 gibt (von dem 
obersten Prinzip der Rechtslehre190 ganz zu schweigen), und für die er jeweils unbedingte 
Verbindlichkeit in Anspruch nimmt, die Triebfeder auch nur mit einer Silbe.191 Vielmehr 
formuliert Kant lediglich das allgemeine bzw. das spezielle, auf den inneren bzw. äußeren 
Gebrauch der Freiheit bezogene Gesetz, und das heißt: die jeweiligen Bedingungen für die 
(allgemein-moralische oder ethische oder juridische) Gesetzmäßigkeit (Legalität) des 
äußeren oder inneren Freiheitsgebrauchs. Aus gutem Grund ist dabei von der möglichen 
Triebfeder dieses Gebrauchs (noch) keine Rede. Der dem jeweiligen moralischen Gesetz 
gemäße Gebrauch, den man von seiner freien Willkür macht, ist zunächst nur dadurch 
charakterisiert, daß die ihm zugrunde liegende Maxime die Tauglichkeit zu einer allgemeinen 
Gesetzgebung hat. 

Es ist nun genau jenes zweite Stück in der Gesetzgebung, welches bezüglich 
Rechtslehre und Tugendlehre nach der Differenzierung in Gesetzgebung mit Bezug auf 
äußeren und auf inneren Gebrauch der Freiheit zu der weiteren Differenzierung in äußere 
und innere Gesetzgebung führt. Demzufolge lassen sich juridische und ethische 
Gesetzgebung (und damit implizit Rechtslehre einerseits und Ethik / Tugendlehre 
andererseits) nunmehr wie folgt unterscheiden. 

Die Rechtsgesetzgebung, deren objektiver Geltungsgrund die reine praktisch-
erkennende Vernunft ist, bezieht sich auf Handlungen192 als den äußeren Gebrauch der 
Willkür und sie ist als äußere und als innere möglich.193 Zulassen kann sie jede Triebfeder,194 
als eine solche bestimmen kann sie nur die äußere des Zwanges.195 Die Kraft zu ihrer 
Befolgung wird bei jedem, der sie nicht selbst – aus welchen inneren Beweggründen (Pflicht 

                                                
187 MS AA 06.225. 
188 TL AA 06.389. 
189 TL AA 06.395. 
190 RL AA 06.230. 
191 Nur im (von Kant ein einziges Mal erwähnten) „allgemeinen ethischen Gebote „Handle 

pflichtmäßig aus Pflicht“ (TL AA 06.391; m. H.) kommen das diiudikative und das exekutive Prinzip 
zusammen. Aber dieses Gebot ist gerade nicht das Moralgesetz. 

192 Siehe TL AA 06.388 f. 
193 Siehe MS AA 06.220; 06.224; TL AA 06.394. 
194 Kerstings Behauptung, „die innere Triebfeder der Pflicht und die äußere Triebfeder des 

Zwangs [seien] nicht alternative und gleichberechtigte Exekutionsprinzipien der 
Vernunftgesetzgebung“, gilt nur für das Rechtsgesetz als indirekt-ethisches Gesetz. Siehe Wolfgang 
Kersting, „Die verbindlichkeitstheoretischen Argumente der kantischen Rechtsphilosophie“, in: Ralf 
Dreier (Hrsg.), Rechtspositivismus und Wertbezug des Rechts, Stuttgart: 1990, S. 65. 

195 Siehe MS AA 06.219. Refl 7271, HN AA 19.299: „Der imperativus iuridicus ist externe tantum 
obligans und gar nicht moralisch [GG. ethisch]. Es ist der imperativus der Gewalt, welche Rechtmäßig 
ist, und seine necessitirende Kraft ist auch nur in proportion mit dieser Gewalt.“ 
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oder Neigung einschließlich durch Zwangsandrohung bewirkter Abneigung) auch immer – 
aufbringt, durch tatsächliche Ausübung äußeren Zwanges erzeugt. 

Die ethische Gesetzgebung, deren objektiver Geltungsgrund ebenfalls die reine 
praktisch-erkennende Vernunft ist, bezieht sich (als Tugendgesetzgebung) auf die Annahme 
von Maximen der Handlungen196 (d. h. Zwecksetzungen197 als den inneren Gebrauch der 
Willkür) und sie ist nur als innere möglich.198 Sie kann als Triebfeder nur das Tugendgesetz 
und damit den Selbstzwang bestimmen. Die Kraft zu ihrer Befolgung kann nur und muß jeder 
– wenn nötig, gegen alle Neigung – aus sich selbst schöpfen. 

Im Falle des allgemeinen wie auch des juridischen Imperativs mit seiner Beschränkung 
auf äußeres Handeln wird zwischen ansonsten beliebigen Maximen unterschieden, denen 
gemäß man handeln darf bzw. nicht handeln darf. Über diese Anforderung an die Maximen 
des Handelns199 hinaus stellt der ethische Imperativ (der Tugend) eine Anforderung an den 
Handelnden200, nämlich nach Maximen zu handeln, die jeder haben soll. Für die Erfüllung 
der ersten Anforderung kann auch äußerer (Fremd-)Zwang in Betracht kommen, für die 
Erfüllung der zweiten Anforderung dagegen nur innerer (Selbst-)Zwang.201 Deshalb ist der 
allgemeine Imperativ mit dem in ihm formulierten „formalen Prinzip“, wie er sich in der 
Metaphysik der Sitten findet,202 denn auch wahrhaft grundlegend für diese Schrift in ihren 
beiden Teilen, Rechtslehre und Tugendlehre. Er fordert nur Gesetzestauglichkeit der Maxime 
des Handelns oder Gesetzmäßigkeit des Handelns (= Legalität), nicht auch 
Gesetzestauglichkeit der Maxime der Annahme von Maximen des Handelns oder die 
Maxime der Gesetzmäßigkeit des Handelns (= Moralität); nur Gesetzmäßigkeit der Form der 
Willkür, nicht auch gesetzliche Bestimmtheit der Materie der Willkür. 

Übrigens dürfte hier der systematische Grund dafür zu suchen sein, daß Kant 
wesentliche Bestimmungen und Unterscheidungen nicht schon in der Einleitung zur 
Metaphysik der Sitten, sondern erst in der Einleitung zur Tugendlehre bringt. Die Rechtslehre 
als solche läßt sich vollständig ohne sie abhandeln. Für die Tugendlehre aber in ihrem 
Unterschied zu jener und in ihrer Besonderheit benötigt Kant sie. Eben dies ist auch der 

                                                
196 Siehe TL AA 06.388 f. 
197 Siehe TL AA 06.396. 
198 Siehe MS AA 06.219 f.; TL AA 06.394. 
199 „Analytisches Princip aller Pflicht: Handle so daß die Maxime in die du deine Handlung 

aufnimmst zugleich allgemein gesetzgebend seyn könne.“ (VATL HN AA 23.381). 
200 „Synthetisches [Prinzip aller Pflicht]: Nimm solche Handlungen in deine Maximen auf die 

zugleich allgemein gesetzgebend seyn mithin als Pflicht betrachtet werden können d.i. thue was du 
sollst aus Pflicht d.i. weil du sollst.“ (VATL HN AA 23.381). 

201 Vgl. TL AA 06.379 f.; 06.394; VATL HN AA 23.376: „In den [Rechtspflichten] kann die 
Willkühr anderer für die Meinige bestimmend seyn in den [Tugendpflichten] kan nur meine eigene den 
Bestimmungsgrund enthalten (ius et ethica)“. 

202 Siehe MS AA 06.225; 06.226; TL AA 06.389; VATL HN AA 23.394. Auch in der Grundlegung 
zur Metaphysik der Sitten und in der Kritik der praktischen Vernunft, also in den oft so genannten 
moralphilosophischen Grundlegungsschriften, finden sich ähnliche Formulierungen. Freilich zeigt sich 
bei näherer Betrachtung der mehr oder weniger großen Abweichungen darin (insbesondere wenn von 
einer durch die Maximen möglichen allgemeinen Gesetzgebung und speziell vom Willen die Rede ist), 
daß es in diesen Schriften vorrangig, wenn nicht sogar nur um die Bestimmung des Wollens, also des 
inneren Gebrauchs der freien Willkür, geht. Insofern sind sie nur für die Ethik grundlegend. 
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Grund dafür, daß er die Tugendlehre an zweiter Stelle behandelt.203 Denn in ihr kommt über 
das, was für die Moralphilosophie allgemein (also einschließlich der Tugendlehre) und für die 
Rechtslehre speziell gesagt wurde, etwas hinzu, das über das bloß Förmliche der 
Freiheitsbestimmung im allgemeinen Moralgesetz bzw. im Rechtsgesetz hinausgeht und die 
Materie des Freiheitsgebrauchs betrifft.204  

Erst mit der Ausdehnung der Gesetzgebung auf die innere Freiheit (der Zwecksetzung 
oder Maximenwahl) und damit auf die Gesinnung tritt an die Stelle des analytischen obersten 
Prinzips der Rechtslehre das synthetische oberste Prinzip der Tugendlehre, – synthetisch, 
weil diese über den bloßen Begriff der äußeren Freiheit hinausgeht und damit noch den 
Begriff des Zwecks und den Begriff des Selbstzwanges verknüpft.205 Reich hat darauf 
aufmerksam gemacht, daß sich für dieses Prinzip als ein synthetisches und, wie er mit Recht 
hinzufügt, nur als ein solches „das Problem einer transzendentalen Deduktion [stelle]: d. h. 
allein der reine Rationalismus in der Ethik fordert eine Kritik der praktischen Vernunft.“206 So 
findet die Unabhängigkeit der Rechtslehre vom transzendentalen Idealismus207 denn auch in 
der „Analytizität“208 des Rechtsprinzips ihren prägnantesten Ausdruck.  

                                                
203 Wenn Kant in den Vorarbeiten zur Rechtslehre von einem „Überschritt von der Rechtslehre 

zur Ethik“ spricht, dann bedeutet dies natürlich nicht, daß die Tugendlehre eine Fortsetzung der 
Rechtslehre sei, sondern daß hier „aus einer Ordnung der Dinge zu einer anderen (metabasiV eiV allo 
genoV)“ übergegangen wird. Siehe HN AA 23.353. 

204 Einzelheiten dazu bei: Josef Schmucker, „Der Formalismus und die materialen 
Zweckprinzipien in der Ethik Kants“, in: Johannes B. Lotz (Hrsg.), Kant und die Scholastik heute, 
Pullach bei München: 1955, S. 155-205; wiederabgedruckt in: Hariolf Oberer (Hrsg.), Kant. Analysen – 
Probleme – Kritik, Bd. III, Würzburg: Königshausen & Neumann 1997, S. 99-156; siehe ferner: 
Manfred Baum, Probleme der Begründung Kantischer Tugendpflichten, in: Jahrbuch für Recht und 
Ethik, 6 (1998) 41-56.  

205 Siehe TL AA 06.396.  
206 Klaus Reich, „Rousseau und Kant“ (1936); in: Ders., Gesammelte Schriften. Hrsg. von 

Manfred Baum, Udo Rameil, Klaus Reisinger und Gertrud Scholz, Hamburg: Felix Meiner 2001, 
S.157. Man darf vermuten, daß Reich bei der „transzendentalen Deduktion“ nicht etwa die („vergeblich 
gesuchte“) Deduktion des moralischen Gesetzes, sondern die Deduktion der Freiheit im Sinn hatte. 
(Vgl. dazu auch KpV AA 05.03.06; 05.46 ff.) – Übrigens entwickelt Kant den seine spätere 
Moralphilosophie insgesamt charakterisierenden reinen Rationalismus in seinem Rechtsdenken 
bereits in den 1760er Jahren, lange bevor er in seinen ethischen Überlegungen dahin kam und 
jedenfalls lange vor und damit unabhängig von der Lehre vom transzendentalen Idealismus. (Siehe 
dazu etwa Christian Ritter, Der Rechtsgedanke Kants nach den frühen Quellen, Frankfurt am Main: 
Klostermann 1971, S. 98 f.; 103 ff.; 226 f.; 268 ff.; Monika Sänger, Die kategoriale Systematik in den 
„Metaphysischen Anfangsgründen der Rechtslehre“, Berlin: de Gruyter 1982, S. 26 ff.) Und selbst der 
reine Rationalismus der kantischen Ethik war in wesentlichen Teilen längst entwickelt, als Kant sein 
„kritisches Geschäft“ begann. (Siehe Josef Schmucker, Die Ursprünge der Ethik Kants in seinen 
vorkritischen Schriften und Reflektionen, Meisenheim: Hain 1961) 

207 Siehe dazu unten Kap. VII 3. 
208 Angesichts mancher Äußerungen in der Literatur erscheint der Hinweis als sachdienlich, daß 

es sich bei dem Begriffspaar „analytisch – synthetisch“ mit Bezug auf oberstes Rechtsprinzip und 
oberstes Tugendprinzip trotz aller formalen Übereinstimmung um etwas anderes handelt als bei seiner 
Verwendung mit Bezug auf hypothetischen und kategorischen Imperativ. So hat denn auch ein 
analytisch aus dem Begriff der Freiheit im äußeren Verhältnis gewonnener juridischer Imperativ 
durchaus dieselbe kategorische Geltung wie ein synthetisch gewonnener ethischer Imperativ. Wem 
dies entgeht, der kann nur (wie dies sogar in einem „Kommentar“ zur Rechtslehre geschehen ist) 
seinem erstaunten Zweifel darüber Ausdruck verleihen, daß Kant doch unmöglich einen analytischen 
Satz aus einem synthetischen habe ableiten wollen. Übrigens dürfte Kants dritte Art der Verwendung 
jenes Begriffspaares, nämlich mit Bezug auf angeborenes und erwerbliches Recht, für zusätzliche 
Verwirrung sorgen. Man kann und muß zwischen pragmatischen Vorschriften und praktischen 
Gesetzen, zwischen Rechtsgesetz und Tugendgesetz und zwischen Prinzip des inneren und des 
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Eine bestimmte Handlung als solche bleibt eben diese selbe Handlung, ob sie nun aus 
Pflicht oder aus Neigung erfolgt. Die Maxime einer Handlung dagegen ist je nach deren 
Triebfeder eine andere; und entsprechend ist das Etwas, das man um der Pflicht willen will, 
ein anderes als das nur scheinbar selbe Etwas, das man um einer Neigung willen will. Der 
seinen langfristigen Vorteil bedenkende und deswegen seinen Kunden ehrlich bedienende 
Kaufmann A handelt nach einer anderen Maxime und verfolgt einen anderen Zweck als der 
Kaufmann B, der um der Pflicht willen ehrlich bedient. Der Zweck der wohl äußerlich 
(rechtlich), aber eben nicht auch innerlich (ethisch) richtigen Tat des A ist die Befriedigung 
eines neigungsbedingten Interesses und nicht, wie es bei B der Fall ist, die ethisch gebotene 
Gesetzmäßigkeit (das Rechthandeln) als Zweck (und Triebfeder) der Handlung.209 
Hinsichtlich beider läßt sich die Frage stellen, ob ihre Maxime jeweils die Tauglichkeit zu 
einer allgemeinen Gesetzgebung hat. 

Nur als Folge der im Fall der Tugendpflicht erfolgenden „Erweiterung des 
Pflichtbegriffs“ um das Moment des Zwecks wird der Imperativ, aber eben nur der ethische 
oder Tugend-Imperativ, mit einem bestimmten Befolgungsmodus verknüpft, und zwar 
notwendig.210 Eine Rechtspflicht bezieht sich ausschließlich auf (äußeres) Handeln und kann 
daher auch durch ihr gemäßes bloßes äußeres Handeln erfüllt werden. Eine Tugendpflicht 
dagegen bezieht sich unmittelbar auf (inneres) Wollen und bedarf deshalb für ihre Erfüllung 
auch eines ihr gemäßen Wollens. Wenn man etwa einen Vertrag hält, um seinen nützlichen 
Vertragspartner nicht zu verlieren, dann erfüllt man damit seine diesbezügliche Rechtspflicht. 
Die Handlung hat (juridische) Legalität. Wenn man eine junge und hübsche Frau nur 
deswegen vor dem Ertrinken rettet, weil man sich davon ein Schäferstündchen verspricht, 
dann mag man auch hier von (ethischer) Legalität sprechen,211 wenn man sie nur auf die 
Handlung an sich bezieht. Von dieser ist aber strikt die mit ihr verfolgte Zwecksetzung zu 
unterscheiden. Der im vorliegenden Fall als Tugendpflicht gebotene Zweck ist die Besorgung 
der Glückseligkeit Anderer, hier durch die Rettung des Mädchens. Der im vorliegenden Fall 
tatsächlich verfolgte, ganz andere Zweck ist die Besorgung der eigenen Glückseligkeit 
(Selbstliebe), hier ebenfalls durch die Rettung des Mädchens. Mit ihrer Zwecksetzung ist 
diese Handlung also nicht einmal pflichtgemäß; und schon deshalb erfüllt man mit ihr auch 
nicht die gebotene Tugendpflicht. Vielmehr behandelt man – dem Moralgesetz sogar zuwider 
– die Ertrinkende bloß als Mittel zum eigenen Zweck. Man könnte auch sagen: Zwar ist die 
Handlung als solche gut, nicht aber auch der Handelnde und dessen Maxime.  

Ebenso ist der mit der geldgebenden Hand verfolgte Zweck gar nicht die vom 
Sittengesetz gebotene Wohltätigkeit, wenn die Hand aus Mitleid oder zwecks Beruhigung 
des eigenen Gewissens oder um der Vorteile für das eigene Unternehmen willen gibt. Der 
diese Hand bewegende Wille ist an die Maxime der Wohltätigkeit als sein Gesetz durch ein 
von ihm unabhängiges (neigungsbedingtes) Interesse, also durch etwas außerhalb seiner 
und dadurch bloß bedingt an sie gebunden. Dieser Wille ist zuoberst nicht durch das 

                                                                                                                                                   

äußeren Mein und Dein unterscheiden. Aber man darf nicht den Unterschied zwischen diesen 
Unterscheidungen außer Acht lassen. Zum Vergleich: GMS AA 04.414 ff.; TL AA 06.396; VATL HN 
AA 23.381; MSVigil Vorl AA 27.583; RL AA 06.249 f.; VARL HN AA 23.246; 23.297; 23.306 f.; 23.211; 
23.219; 23.273 ff.; 23.293 ff.; VAZeF HN AA 23.168. 

209 Vgl. VARL HN AA 23.258. 
210 Siehe TL AA 06.396. 
211 Vgl. Refl 6764, HN AA 19.154; VARL HN AA 23.268; GMS AA 04.397 f.; KpV AA 05.81 f. 
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Freiheitsgesetz der Moral, sondern durch das Naturgesetz des Interesses bestimmt; und 
somit steht das Haben jener Maxime selber unter der empirischen, also zufälligen Bedingung 
dieses Interesses, in welchem es seinen Grund hat.212 Die in Rede stehende Tugendpflicht 
geht als solche unmittelbar nicht auf eine wohltätige Handlung, sondern darauf, sich 
Wohltätigkeit zum Zweck seines Handelns zu setzen. Bei einer „wohltätigen“ Handlung aus 
Eigenliebe ist aber die „Wohltätigkeit“ bloßes Mittel zu einem ganz anderen Zweck. Aus-
Selbstliebe-Wohltätigsein oder – allgemein – die Erfüllung einer Tugendpflicht aus Neigung 
ist in der Tat eine contradictio in adiecto. Tugendgemäßes Handeln ist überhaupt nur als 
tugendhaftes denkbar.213 Der Tugendcharakter einer Tat hängt ganz an deren Triebfeder, 
nicht so der Rechtscharakter. Nur wenn das moralische Gesetz als der objektive Grund der 
Pflicht zugleich der subjektive Grund der Handlung ist, ist die anscheinend tugendhafte 
Handlung auch wahrhaft eine solche. Damit wird auch ersichtlich, warum die juridische 
Gesetzgebung auch äußerlich, die ethische dagegen nur eine innere sein kann, weil sie 
nämlich „die innere Triebfeder der Handlung (die Idee der Pflicht) in ihr Gesetz mit 
einschließt“214. 

Die mit dem ethischen Imperativ verbundene Nötigung bedeutet somit notwendig 
Selbstzwang, und zwar nicht den zufälligen Selbstzwang aus Neigung zu gesetzmäßigem 
Handeln, sondern nur den „freien Selbstzwang“215 „durch die Vorstellung des Gesetzes 
allein“216, also durch reine praktische Vernunft. Nur Selbstzwang ist in Bezug auf 
Zwecksetzung möglich, und nur Selbstzwang aus Pflicht ist mit der inneren Freiheit der 
Willkür kompatibel. Selbstzwang ist also nicht eo ipso auch Selbstbestimmung durch reine 
praktische Vernunft. Eben diese aber ist die notwendige Bedingung ethischer 
Pflichterfüllung. Denn nur mit der in dem Selbstzwang aus Achtung vor dem Gesetz sich 
zeigenden und durch ihn auch nur möglichen Autonomie des Willens ist die Bedingung 
erfüllt, unter welcher der Mensch überhaupt an das ethische Gesetz gebunden ist.217 
Selbstgesetzgebung ist in ethischer Hinsicht mehr als Selbstbindung an ein Gesetz,218 wobei 
die Notwendigkeit der Autonomie des Willens erst mit dem principium executionis ins Spiel 
kommt. 

Nur ein Wille, dessen Bestimmungsgrund die reine praktische Vernunft selber ist und 
der sich daher in Bezug auf die Maxime seiner Zwecksetzungen durch die Idee der bloßen 
gesetzlichen Form bestimmen läßt, kann sich auch Zwecke setzen, die ihrerseits durch diese 
Idee bestimmt sind. Nur ein Wille, der in der Bildung seiner Maximen durch kein Interesse 
am Gegenstand des Wollens bestimmt ist, und das bedeutet zugleich: nur ein Wille, der sich 
selbst Gesetz ist, befolgt in dieser Bedingungslosigkeit wirklich das moralische Gesetz. Das 

                                                
212 Vgl. GMS AA 04.431 ff. 
213 Hier zeigt sich noch einmal in aller Deutlichkeit, warum die Tugendgesetzgebung keine 

äußere sein kann. 
214 MS AA 06.219. 
215 TL AA 06.383. 
216 TL AA 06.379 f.; siehe auch TL AA 06.394.20-23; 06.396.19-22. 
217 „Da aber der Mensch doch ein freies (moralisches) Wesen ist, so kann der Pflichtbegriff 

keinen anderen als den Selbstzwang (durch die Vorstellung des Gesetzes allein) enthalten, wenn es 
auf die innere Willensbestimmung (die Triebfeder) angesehen ist, denn dadurch allein wird es möglich 
jene Nöthigung (selbst wenn sie eine äußere wäre) mit der Freiheit der Willkür zu vereinigen, wobei 
aber alsdann der Pflichtbegriff ein ethischer sein wird.“ TL AA 06.379 f. (m. H.). 

218 Vgl. hierzu Klaus Reich, „Rousseau und Kant“, (Anm. 206), S. 154-158. 
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ethische Gesetz kann nur „als das Gesetz deines eigenen Willens gedacht“219 werden. In der 
ethischen Gesetzgebung sind deren „zwei Stücke“, das Gesetz der reinen (direkt oder 
indirekt ethisch-praktischen) Vernunft und eben diese Vernunft als Triebfeder, untrennbar 
vereinigt; und mit dieser Vereinigung wird willkürliches Handeln zu freiem Handeln in 
emphatischem Sinn.  

Im Falle der Rechtsgesetzgebung ist die Sachlage dagegen eine ganz andere. Das 
Rechtsgesetz bestimmt ausschließlich Sphären oder Grenzen äußeren Handelns, und 
deshalb besteht auch seine Befolgung ausschließlich in deren unbedingter Wahrung. Die 
gesetzliche Bestimmung des inneren Willkürgebrauchs bezieht sich immer nur auf die je 
eigene Willkür; und diese ist genau dann frei, wenn sie in ihrem Gebrauch unabhängig von 
Antrieben der Sinnlichkeit durch das moralische Gesetz, sei es der Tugend oder auch des 
Rechts, bestimmbar bzw. bestimmt ist. Die gesetzliche Bestimmung des äußeren 
Willkürgebrauchs hingegen bezieht sich stets auf das äußere Handeln Aller; und die 
Handelnden sind als solche genau dann frei, wenn sie in ihrem Handeln unabhängig von der 
nötigenden Willkür Anderer dem Gesetz des Rechts gemäß bestimmbar bzw. bestimmt sind. 
Die Pflicht als Triebfeder des Handelns ist keine Bedingung für die gesetzliche 
Übereinstimung der äußeren Freiheit mit der von jedermann. Um es zu wiederholen: Ein 
Anderer kann überhaupt nur durch (rechtmäßige oder unrechtmäßige) äußere Handlungen, 
jedoch weder durch die damit verfolgten (ethisch erlaubten, gebotenen oder verbotenen) 
Zwecke noch durch die (moralische oder nicht-moralische) Triebfeder dieser Handlungen in 
seiner äußeren Freiheit tangiert werden. Das eigene innere Handeln hat als solches nicht 
den geringsten Einfluß auf die äußere Handlungssphäre Anderer und ist somit ohne 
Relevanz für die Lösung des Rechtsproblems.220 Daher kann und muß das Rechtsgesetz auf 
die Bestimmung der Pflicht als Triebfeder verzichten. Mehr noch: zwar erlegt es einem eine 
Verbindlichkeit auf, und insofern hat man eine Rechtspflicht, und dies bedingungslos; aber 
streng genommen erwartet es nicht einmal, geschweige daß es fordert, man solle diese 
Pflicht, weil man sie nun einmal hat, auch, wie im Fall einer Tugendpflicht, selber221 

                                                
219 TL AA 06.389. 
220 Leider wird dies in der Sphäre des positiven Rechts häufig ignoriert. Siehe dazu Georg 

Geismann, Ethik und Herrschaftsordnung. Ein Beitrag zum Problem der Legitimation, Tübingen: Mohr 
(Siebeck) 1974, bes. 63 f.; 70 ff. 

221 Kant hebt in RL AA 06.231.14-15 zu Recht nicht „ganz um dieser Verbindlichkeit willen“, 
sondern „selbst [...] solle“ hervor. Ebenso fügt er an das „eingeschränkt sei“ nicht etwa an: „und 
deswegen von mir selber auch eingeschränkt werden solle“, sondern: „von andern [...] eingeschränkt 
werden dürfe“. Sehr schön stellt Krug den Unterschied zwischen einer Tugendpflicht und einer 
Rechtspflicht heraus: Diese sagt: „Du darfst nicht das Leben eines Menschen angreifen, weil du kein 
Recht dazu hast, und wenn du es dennoch auf Antrieb deiner Neigung wolltest, so sollst du es 
dennoch bleiben lassen, weil man sonst Gewalt gegen dich brauchen wird.“ Jene aber sagt: „Du sollst 
nicht das Leben eines Menschen angreifen, weil es an sich böse ist, und wenn du es dennoch zu thun 
geneigt wärest, so sollst du deine Neigung aus Achtung gegen das Gesetz deiner Vernunft 
bekämpfen, weil du dich sonst selbst verachten müßtest als ein Wesen, das der Vernunft und Freyheit 
unwürdig ist.“ (Wilhelm Traugott Krug, Aphorismen zur Philosophie des Rechts, Erster Band, Leipzig: 
Roch 1800, S. 104). Vgl. auch Johann Gottlieb Buhle, Ideen zur Rechtswissenschaft, Moral und 
Politik, Göttingen: 1799, 24 f.: „Ursprünglich ist die Verbindlichkeit nur eine Bedingung des Rechts, 
eine Schranke der äußern Freyheit. [...] Was ich zu thun nicht berechtigt bin, bin ich verbunden zu 
unterlassen. Subjectiv aber liegt in der Verbindlichkeit (obligatio juris) als solcher kein 
Nöthigungsgrund, wie er in der Verpflichtung (obligatio moralis) liegt. Die Vernunft läßt nur zu, daß 
objectiv die Verbindlichkeit erzwungen werden könne, wenn die Beobachtung derselben verweigert 
wird, dagegen die Verpflichtung nicht erzwungen werden kann, da sie den Nöthigungsgrund in sich 
selbst enthält. Die sogenannte Zwangs-Pflicht ist also wiederum nur eine Folge der ursprünglichen 
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erfüllen.222 Das Gesetz beschränkt sich auf die Auferlegung der Verbindlichkeit. Deren 
Erfüllung ist deshalb nicht nur als freiwillige, sei es aus Pflicht oder aus Neigung, sondern 
auch als erzwungene, etwa durch einen pfändenden Gerichtsvollzieher,223 möglich; 
„Pflichtbeobachtung als factum [GG. nicht] aus der Achtung vor der Pflicht als principium“224. 
Nicht einmal die (auch aus Neigung mögliche) Maxime des Rechthandelns ist juridisch 
gefordert,225 umso weniger das Rechtsgesetz als Triebfeder.226 Entscheidend ist allein, daß 
die Erfüllung, also das mit der Pflicht Geforderte, geschieht. Die Sicherstellung dieses 
Geschehens ist die Funktion der den äußeren Zwang ermöglichenden äußeren 
Gesetzgebung. 

 Bei einer Tugendpflicht zählt allein die Gesinnung, aus der heraus ihre Erfüllung 
unternommen wird, auch wenn die Wirkung ausbleibt, weil man „unvermögend [ist] sie zu 
vollführen.“ 227 Bei einer Rechtspflicht zählt dagegen allein die gebotene Wirkung228 und ganz 
und gar nicht die gute oder böse Gesinnung, aus der heraus die Pflicht etwa erfüllt wird. Mit 
Eintritt der Wirkung – und nur mit diesem – ist sie erfüllt. Das Rechtsgesetz abstrahiert nicht 
nur von aller Zwecksetzung seines Adressaten, sondern von dessen Willen überhaupt.229 In 
der treffenden Formulierung von Scheffel: „Die Forderung, daß meine Freiheit auf die 
Bedingung etc. eingeschränkt werde, ist keine Forderung an mich, sondern eine Forderung 

                                                                                                                                                   

Verbindlichkeit, wie das Zwangsrecht eine Folge des ursprünglichen Rechts ist. Beyde setzen den Fall 
voraus, daß der Verbindlichkeit entgegen gehandelt, oder die Ausübung des Rechts gehindert werde.“ 

222 Wenn ein Engländer in Deutschland rechts fährt, und zwar nicht deswegen, weil er dazu 
durch die deutsche Straßenverkehrsordnung verpflichtet ist, sondern weil er gegen diese Ordnung, 
über die er im Irrtum ist, verstoßen will, dann würde er durch sein Handeln seiner Rechtspflicht 
genügen. Aber vielleicht würde man zögern zu sagen, der Engländer habe damit seine Pflicht getan 
und in diesem Sinne selber erfüllt. 

223 Wenn dieser einen mir gehörenden Gegenstand versteigern läßt und mit dem Erlös meine 
Schulden aus einem Vertrag tilgt, dann ist damit die Rechtspflicht aus dem Vertrag erfüllt. Dasselbe 
trifft etwa auf den Fall zu, in welchem eine Geldschuld nach den Tode des Schuldners aus dessen 
Erbe beglichen wird. 

224 VATL HN AA 23.379. 
225 Siehe RL AA 06.231. An einer Stelle im Opus postumum, an der es um den Unterschied der 

rechtlichen und moralischen Imputationen geht, heißt es: „Der Zwang zu dem Recht gründet sich auf 
Rechtsgesetze Die Regel man soll nach Rechtsgesetzen handeln gehört zur Ethik [...] NB Daß die 
Pflicht das Rechtsgesetz zu befolgen zur Ethik gehöre“. (OP AA 21.462 f.) 

226 Vgl. MS AA 06.219.13. 
227 VAMS HN AA 23.251. 
228 Vgl. VAMS HN AA 23.251. 
229 Besonders Juristen mögen hier einwenden, daß zum Beispiel auch im Strafrecht Gesinnung 

sowie Zweck und Motiv einer Tat von Bedeutung seien, etwa bei der Unterscheidung zwischen Mord 
und Totschlag. Nun ist dazu, daß die Bestimmung von „niedrigen Bewegründen“ als (aus der Zeit des 
Nationalsozialismus [!] stammendes) Tatbestandsmerkmal von „Mord“ selber einen Verstoß gegen 
das Recht der Menschheit darstellt, bereits alles Nötige gesagt worden. (Siehe Julius Ebbinghaus, Die 
Strafen für die Tötung eines Menschen nach Prinzipien einer Rechtsphilosophie der Freiheit, GS II, 
354-364) Allgemein aber ist zu sagen: Die Eruierung von Motiv und Absicht einer Handlung kann 
juridisch nur dem Zweck dienen, den Tatbestand selber zu ermitteln. So macht es in Bezug auf eine 
Tötungshandlung rechtlich einen entscheidenden Unterschied, ob der Töter die Handlung überhaupt 
gewollt hat und also auch Täter ist oder nicht, und, falls ja, ob er etwa als Polizist einen Bankräuber an 
der Tötung einer Geisel hindern oder aber als Bankräuber sich den freien Zugang zum Safe bahnen 
wollte. Man muß den gewollten Zweck (die Absicht) also u. U. kennen, um den Tatbestand (etwa 
vorsätzliche Tötung) überhaupt feststellen zu können; nicht aber kommt der Beweggrund (etwa aus 
Mordlust, zur Befriedigung des Geschlechtstriebes, aus Habgier) auch selber als 
Straftatbestandsmerkmal rechtlich in Betracht. 
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an sich.“230 Deswegen gibt es auch keine der Tugendverpflichtung („obligatio ethica“) 
korrespondierende Rechtsverpflichtung;231 vielmehr ist es jene, die sich auch über die 
Rechtspflichten (notabene: als indirekt-ethische Pflichten232) erstreckt.233 

Entsprechend ist auch der mit dem Begriff der Pflicht verbundene Begriff des Sollens 
juridisch ein anderer als ethisch. Man erfüllt eine Rechtspflicht als solche durch bloße 
Pflichtgemäßheit der Handlung. So wie diese Pflichterfüllung ersichtlich von anderer Art ist 
als die Erfüllung einer ethischen Pflicht, so ist auch das jeweilige Sollen ein anderes. Wenn 
man das Juridisch-Pflichtgemäße nicht tut, verletzt man seine Rechtspflicht; und insofern ist 
es korrekt zu sagen, man solle es tun. Dennoch ist der Rechtspflicht genau dann Genüge 
getan, wenn das Pflichtgemäße geschieht, sei es auch nur irrtümlich durch einen selber oder 
gar durch einen Anderen und sogar gegen den eigenen Willen. Nur der Verstoß gegen sie 
erfordert jederzeit ein eigenes Handeln (Unterlassen); nur er wird deshalb zugerechnet. 

Die Frage, warum die Rechtsgesetzgebung im Unterschied zur ethischen 
Gesetzgebung auf die Forderung der Pflicht als Triebfeder verzichtet234 und verzichten darf, 
ist nunmehr zusammenfassend leicht zu beantworten: weil sie darauf verzichten muß. 
Während die gesetzliche Sicherung der inneren Freiheit nur durch Einbeziehung der Pflicht 
als Triebfeder möglich ist, muß und darf die juridische Gesetzgebung, selbst wenn es 
physisch möglich wäre, die Pflicht als Triebfeder nicht mit einschließen.235 Eine Bestimmung 
des bloßen äußeren Handelns gemäß der Forderung der reinen praktischen Vernunft ist 
ohne diese Triebfeder jederzeit möglich; die Art der Triebfeder ist für dieses Handeln als 
solches, also für die Gestaltung bloß der äußeren Freiheit im Verhältnis zu Anderen, ganz 
ohne Belang. Auf die äußere Freiheit eines Anderen und deren Unabhängigkeit ist die 
eigene Triebfeder ohne jeden Einfluß.236 Diese ist daher kein möglicher Gegenstand 
rechtlicher Bestimmung. Ein auf sie bezogener äußerer Zwang wäre somit für die 
rechtsgesetzliche Sicherung der äußeren Freiheit von jedermann nicht notwendig und 
widerspräche daher selber dem allgemeinen Rechtsprinzip.237 

Die weitere Frage, warum die Rechtsgesetzgebung statt dessen, abermals im 
Unterschied zur ethischen Gesetzgebung, auch den äußeren Zwang als Triebfeder zuläßt 
und zulassen darf, ist zusammenfassend ebenfalls leicht zu beantworten: weil sie ihn 
zulassen muß, und zwar deswegen, weil die Verletzung einer äußeren Rechtspflicht238 die 
Verletzung eines Rechts Anderer ist und nur durch Androhung bzw. Anwendung äußeren 
Zwanges als „von der Idee der Pflicht unterschiedene[r] Triebfeder“239 die rechtsgesetzliche 

                                                
230 Dieter Scheffel, Kants kritische Verwerfung des Revolutionsrechts, in: Reinhard Brandt 

(Hrsg.), Rechtsphilosophie der Aufklärung, Berlin / New York: de Gruyter 1982, S. 195. 
231 Siehe Amandus Altmann, Freiheit im Spiegel des rationalen Gesetzes bei Kant, Berlin: 

Duncker & Humblot 1982, S. 70. 
232 „officia ethices iuridica“ (VATL HN AA 23.395). 
233 Siehe TL AA 06.410; ferner VATL HN AA 23.384. 
234 Vgl. Refl 7056, HN AA 19.236.26-30. 
235 MS AA 06.219 : „welche Bestimmung [der Pflicht als Triebfeder] durchaus nicht in die äußere 

Gesetzgebung einfließen muß [GG. = darf]“. 
236 Vgl. RL AA 06.231.05-08. 
237 Vgl. RL AA 06.231.03-05; 06.232.19-23. 
238 Zu „innerer Rechtspflicht“ siehe unten Kap. VIII 7. 
239 MS AA 06.219. 
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Sicherung der äußeren Freiheit von jedermann möglich ist.240 Der Verzicht auf die 
Möglichkeit der Ausübung äußeren Zwanges wäre ein Verzicht auf Rechtsverwirklichung 
überhaupt. 

Das zusammengefaßte Ergebnis der vorgetragenen Überlegungen ist aus der 
Metaphysik der Sitten hinlänglich bekannt. Die Erfüllung einer Tugendpflicht ist nur zugleich 
mit dieser als Triebfeder möglich; denn eine äußere Triebfeder ist dafür schon physisch 
ausgeschlossen, und mit einer inneren, aber sinnlichen Triebfeder würde der gebotene 
Zweck und damit auch die Erfüllung der Pflicht verfehlt. Die Erfüllung einer Rechtspflicht 
dagegen ist mit jeder beliebigen Triebfeder möglich; denn keine ist ausgeschlossen, und mit 
keiner würde die Pflichterfüllung vereitelt. 

 

 

V. Rechtszwang 

 

Da in der Literatur so viel Aufhebens vom Recht zu zwingen gemacht wird, mögen 
dazu noch einige Bemerkungen dienlich sein. 

Zu beginnen ist mit dem Hinweis, daß dieses Recht nicht etwa mit dem allgemeinen 
Zwangsrecht des Staates oder gar mit dessen Strafrecht verwechselt werden darf.241 Für 
diese bedarf es einer eigenen Rechtfertigung, die Kant in seiner auf Hobbes aufbauenden 
Lehre vom öffentlichen Recht geleistet hat, die im vorliegenden Zusammenhang aber ohne 
jedes Interesse ist. Hier geht es ausschließlich um die bereits mehrfach angeschnittene und 
im Grunde auch beantwortete Frage, ob und aus welchem Grund zum (strikten) Recht als 
solchem auch eine Befugnis zur Ausübung von Zwang gehöre. 

Noch einem anderen Mißverständnis ist zu wehren. Auch wenn die Befugnis zu 
zwingen unmittelbar mit dem Begriff des Rechts verbunden (nicht etwa damit identisch) ist, 
so stellt dennoch eine Rechtsgemeinschaft primär nicht eine Zwangsordnung, sondern eine 
Freiheitsordnung dar. Nur Recht und die Befugnis zu zwingen bedeuten nach Kant 
einerlei,242 nicht etwa Recht und Zwang.243 Es ist die äußere Freiheit als Recht – und nur sie 
–, aus der sich die Befugnis zum Zwang allererst und dann allerdings auch notwendig 
ergibt.244  

Große Aufmerksamkeit findet in der Literatur die einleuchtend scheinende Frage, wie 
es denn überhaupt moralisch erlaubt (oder gar geboten) sein könne, auf ein freies Wesen 

                                                
240 Vgl. RL AA 06.231 f. 
241 So etwa Jeffrie G. Murphy, Kant: The Philosophy if Right, London: Macmillan 1970, 112 f.; 

Ulrich Steinvorth, „Zur Begründung der Befugnis des Rechts zu zwingen“, in: Logos N. F., 1 (1994), 
321-333; Matthias Kaufmann, „The Relation between Right and Coercion: Analytic or Synthetic?”, in: 
Jahrbuch für Recht und Ethik, 5 (1997), 73-84. 

242 Siehe RL AA 06.232. 
243 So der soeben erwähnte Matthias Kaufmann (op. cit., S. 80). 
244 „[...] so ist klar, daß die Befugniß zu zwingen nur aus der Idee des Rechts selbst abgeleitet 

werden kann.“ (MSVigil Vorl AA 27.526). 
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Zwang auszuüben. So zitiert Wolfgang Kersting Gertrud Scholz245 mit der Frage, wie es eine 
Vernunftgesetzgebung geben könne, die wie die juridische auf die Pflichtidee als 
Exekutionsprinzip verzichtet. „Die Antwort findet G. Scholz in dem für die Rechtslehre 
eigentümlichen Thema des Zwangs. Sie liest die Rechtslehre von 1797 als Theorie einer 
vernunftgesetzlichen Zwangsbegründung.“246 Und Kersting selber spricht von der „genuin 
rechtsphilosophischen Frage nach den sittlich zulässigen Bedingungen der 
Zwangsanwendung“247, wobei er freilich mit der Rede von den „sittlich“ anstatt von den bloß 
„rechtlich“ zulässigen Bedingungen den Verdacht aufkommen läßt, als wolle er doch 
gleichsam den Rechtsweg verlassen und auf dem Tugendpfad wandeln. 

Kersting ist darin zuzustimmen, daß Kants „Gedankenweg [...] nicht von der sittlichen 
Freiheit zum äußeren Zwang [führt]“. Es ist ihm aber zu widersprechen, wenn er fortfährt: 
„sondern er nimmt die umgekehrte Richtung vom Zwang zu den allgemeinen Bedingungen 
seiner legitimen Handhabung. [...] Das Zwangsthema wird [...] von außen an die Lehre von 
der gesetzgebenden praktischen Vernunft herangetragen; ein immanenter Übergang von der 
Moralphilosophie zur Rechtsphilosophie ist nicht möglich“.248 Kants Gedankenweg beginnt in 
der Moralphilosophie mit ihrem allgemeinen Freiheitsgesetz als Gesetz der reinen Vernunft 
in Bezug auf die Freiheit überhaupt, kommt von dort zur Rechtsphilosophie mit ihrem 
speziellen, bloß auf äußeres Handeln bezogenen Gesetz und damit zum Recht als den 
gesetzlichen Bedingungen eines allgemein-verträglichen äußeren Gebrauchs der Freiheit 
von jedermann. Und diese können auch als die allgemeinen Bedingungen der legitimen 
Handhabung von äußerem Zwang vorgestellt werden; das heißt: „Recht und Befugniß zu 
zwingen bedeuten [...] einerlei.“249 

Für Kersting führt der Weg vom äußeren Zwang zu den Bedingungen seiner 
moralischen Möglichkeit.250 Nur ist das eben nicht der Weg, den Kant geht. Dieser zeigt mit 
dem Rechtsgesetz die gesetzlichen Bedingungen für den äußeren Freiheitsgebrauch auf und 
kommt dann unmittelbar zu dem Ergebnis, daß Recht zugleich Zwangsbefugnis bedeutet, 
daß also deren moralische Möglichkeit und sogar deren moralische Notwendigkeit im Recht 
selber und dessen Gesetz liegen. Da kommt nicht etwa zu dem „Grundgesetz der reinen 
praktischen Vernunft“ ein „gesonderte[s] Rechtspflichtprinzip“ hinzu,251 sondern das Ergebnis 
ergibt sich als solches unmittelbar aus der Vernunftidee allgemeiner Gesetzlichkeit mit 
Bezug auf die Bestimmung des äußeren Willkürgebrauchs. Und die „Konzeption des 
Rechtsgesetzes und der ihm zugeordneten juridischen Vernunftgesetzgebung“ ist 
keineswegs „die Konsequenz der moralischen Möglichkeit der Erzwingbarkeit schuldiger 

                                                
245 Gertrud Scholz, Das Problem des Rechts in Kants Moralphilosophie, Köln: Dissertation 

1972. 
246 Wolfgang Kersting, „Neuere Interpretationen der Kantischen Rechtsphilosophie“, in: 

Zeitschrift für philosophische Forschung, 37 (1983), 290. 
247 Wolfgang Kersting, WF, S. 127; ähnlich ebd. S. 175 und Ders., Kant über Recht, Paderborn: 

Mentis 2004, S. 40. 
248 Wolfgang Kersting, Kant über Recht, Paderborn: Mentis 2004, S. 40. 
249 RL AA 06.232. Kersting scheint das zu tun, wovon Kant an dieser Stelle ausdrücklich sagt, 

daß man es nicht tun dürfe, nämlich das Recht aus zwei Stücken zusammengesetzt zu denken; und 
dann überdies mit dem zweiten Stück den Anfang zu machen. 

250 Siehe Wolfgang Kersting, WF, S. 127. 
251 Siehe Wolfgang Kersting, WF, S. 128. 
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Handlungen“,252 sondern vielmehr die Voraussetzung dieser Möglichkeit. Weder in Kants 
Bestimmung des Rechtsbegriffs, noch in der des allgemeinen Prinzips des Rechts, noch in 
der des allgemeinen Rechtsgesetzes253 wird mit einer Silbe von Zwang gesprochen. Erst auf 
der Basis dieser Bestimmungen können – analytisch notwendig254 – auch der äußere Zwang 
und seine moralische Möglichkeit in den Blick kommen. 

Kants (rechtsphilosophischer) Gedankenweg führt also zwar nicht von der sittlichen 
Freiheit, wohl aber von der Freiheit überhaupt über die äußere Freiheit zum äußeren Zwang, 
und zwar direkt zu dessen legitimer Handhabung als eines durch das Rechtsgesetz selber 
genau bestimmten, ausschließlich dessen Wirksamkeit dienenden Zwanges. Als solcher zielt 
dieser somit auf gar nichts anderes als auf die Sicherung der rechtlichen (äußeren) Freiheit. 

Die erwähnte Frage nach der Berechtigung, auf ein freies Wesen äußeren Zwang 
auszuüben, erscheint nur deswegen als naheliegend, weil sie scheinbar eine Paradoxie zum 
Ausdruck bringt, – wenn man nämlich den Zwang auf die innere (sittliche) Freiheit bezieht. In 
Bezug auf Freiheit im äußeren Verhältnis der Menschen zueinander dagegen ist die Idee 
berechtigten Zwanges eine (juridische) Trivialität; denn sie ergibt sich unmittelbar aus dem 
Begriff des Rechts. Die genuin rechtsphilosophische Frage schlechthin ist die nach den 
rechtlich zulässigen Bedingungen des äußeren Gebrauchs der Willkür, also die Frage nach 
dem Recht und nach den Rechten und den entsprechenden Rechtspflichten, und damit 
zunächst bezogen auf die Verhinderung von äußerem Zwang durch eines Anderen 
nötigender Willkür. Mit dieser Frage ist dann freilich zugleich auch die Frage nach den 
rechtlich zulässigen Bedingungen der Zwangsanwendung „genuin rechtsphilosophisch“ 
beantwortet. 

Wenn Scholz und mit ihr Kersting die Rechtslehre „als Theorie einer 
vernunftgesetzlichen Zwangsbegründung“255 lesen, so überrascht dies schon gleichsam 
„optisch“, insofern das Wort „frei“ einschließlich sämtlicher Derivate in der Rechtslehre um 
ein Vielfaches häufiger vorkommt als das Wort „Zwang“ einschließlich sämtlicher Derivate. 
Eine Zwangsbegründung, genauer: eine Begründung der Ausübung von Zwang findet sich 
an zwei Stellen: In der Einleitung, wo lapidar festgestellt wird, daß die Befugnis zu zwingen 
mit dem Recht (analytisch) verbunden ist; die gesamte Passage ist gerade einmal zwei 
Seiten lang. Die zweite Stelle betrifft das staatliche Strafrecht und ist sechs Seiten lang.256 
Von einer eigentlichen Begründung des Strafrechts des Staates kann man nicht einmal 
reden.257 Sie ergibt sich für Kant ebenso selbstverständlich aus der 
Rechtssicherungsfunktion des Staates wie dessen Zwangsrecht im Rahmen der 
Exekutivgewalt. Tatsächlich ist der Rechtszwang für Kant gar kein Problem, für dessen 
Lösung er eigens eine „Theorie“ entwickeln müßte. Am allerwenigsten ist die Rechtslehre 
eine solche Theorie; vielmehr ist sie – von der Einleitung in sie abgesehen – eine Theorie 

                                                
252 Wolfgang Kersting, WF, S. 128. 
253 Siehe RL 06.230 f.; TP AA 08.289 f. 
254 In der Tugendlehre zeigt Kant die Schrittfolge seines Weges noch einmal klar und deutlich. 

Siehe TL AA 06.396; vgl. auch VARL HN AA 23.297. 
255 Wolfgang Kersting, „Neuere Interpretationen der Kantischen Rechtsphilosophie“, (siehe 

Anm. 246) 290. 
256 Siehe RL AA 06.331-337. 
257 Sogar der Frage, nach welchem Prinzip zu strafen der Staat ein Recht (und eine Pflicht) 

habe, widmet Kant nur wenige Zeilen. 
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der Bedingungen, unter denen das Recht der Menschheit wirksam und insofern Wirklichkeit 
werden kann. 

Kersting fragt auch nach Anlaß und Grund für die Einräumung der Erlaubnis, von dem 
Moment der vernünftigen Willensbestimmung abzusehen258 (wobei übrigens dieses Absehen 
nur die Bestimmung in Bezug auf die Triebfeder, nicht auch in Bezug auf den Inhalt des 
äußeren Handelns betrifft!). Den Anlaß sieht Kersting in dem – wie er meint – „für die 
Rechtslehre zentralen Problem des äußeren Zwanges“, zu dem – wie er ebenfalls meint – 
von der reinen praktischen Vernunft kein Weg führe. Tatsächlich stellt sich aber mit Bezug 
auf die Legitimation von äußerem Zwang für Kant überhaupt kein Problem, geschweige denn 
ein zentrales. Auch führt durchaus ein Weg, sogar ein ebenso gerader wie kurzer, von der 
reinen praktisch-juridischen Vernunft zum äußeren Zwang, nämlich über die Vernunftidee 
des Rechts als dessen Grund. Recht und Zwangsbefugnis sind nach dem Satz des 
Widerspruchs miteinander verknüpft,259 weil der (rechtmäßig ausgeübte) Zwang die äußere 
Freiheit des Gezwungenen auf eben die Bedingungen „thätlich“ einschränkt, auf die sie „in 
ihrer Idee“ bereits ohne ihn eingeschränkt ist.260 Nur weil gültiges Recht nicht eo ipso 
wirksames Recht ist, bedarf es der Zwangsbefugnis.261 Zum Recht-Haben gehört analytisch 
das Zwingen-Dürfen262. Der Rechtszwang verschafft gültigem Recht263 Wirksamkeit.264 

Noch ein anderer Autor mag hier mit seiner provozierenden These Erwähnung finden, 
daß die Rechtslehre überhaupt nicht in die Metaphysik der Sitten gehöre.265 Im 
Zusammenhang mit der Frage, „of how right and morality are related“ wirft Marcus 
Willaschek die weitere Frage auf, „whether [„the authorization to use coercion“ {with which 
„right is [...] closely connected“}] is moral or juridical (whether the use of coercion in the 
juridical domain is justified on generally moral or on specific juridical grounds).“266 Nun, die 
Befugnis zu zwingen ist eine juridische und deswegen auch eine moralische Befugnis; sie ist 
legitimiert aus spezifisch juridischen Gründen, eben dadurch aber in Übereinstimmung mit 

                                                
258 Siehe Wolfgang Kersting, WF, S. 126 f. 
259 Siehe RL AA 06.231 f.; TL AA 06.396. 
260 Siehe RL AA 06.231. 
261 Der früher für die Begründung der Prügelstrafe benutzte und pädagogisch gesehen ziemlich 

dumme Gemeinspruch „Wer nicht hören will, muß fühlen.“ hat mit Bezug auf Rechtspflichten eine 
überraschende Verwendung: „Wer auf die praktische Vernunft nicht hören will oder kann, muß und 
wird den äußeren Zwang fühlen“ und damit buchstäblich gezwungenermaßen seine Rechtspflicht 
erfüllen. Man könnte auch sagen: Wer den kategorischen, also unbedingten Imperativ des Rechts wie 
einen hypothetischen, also bedingten ansieht, den zu befolgen er nur dann bereit ist, wenn die 
entsprechenden Bedingungen gegeben sind, wird durch Androhung bzw. Ausübung von äußerem 
Zwang dazu gebracht, ihn dennoch de facto wie einen bedingungslosen zu befolgen. Objektiv ändert 
sich somit am kategorischen Charakter des Rechtsimperativs nichts. 

262 Oder Zwingen-Können, aber als moralische, nicht bloß als physische Möglichkeit. 
263 Nicht zu verwechseln mit geltendem (positivem) Recht! 
264 Nicht deshalb, weil – wie es Kersting den von ihm so genannten „Ebbinghausianern“ (von 

denen er allerdings nur Ebbinghaus anführt) als Meinung unterstellt – rechtswidriges Verhalten 
irrational, sondern weil es rechtswidrig ist, ist ein darauf bezogener Zwang rechtlich möglich. Siehe 
Wolfgang Kersting, „Die verbindlichkeitstheoretischen Argumente der kantischen Rechtsphilosophie“, 
(siehe Anm. 194) 72. 

265 Marcus Willaschek, “Why the Doctrine of Right does not belong in the Metaphysics of 
Morals. On some Basic Distinctions in Kant’s Moral Philosophy“; in: Jahrbuch für Recht und Ethik, 5 
(1997), 205-227. 

266 Willaschek, op. cit., S. 219. 
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allgemein moralischen Gründen. Willaschek spricht bezüglich einer möglichen Antwort auf 
seine Frage von „genuinely juridical authorization (which would imply that the rightful use of 
coercion is morally justified, but only because there is an independent juridical 
authorization)“. Der Zwang wird juridisch, nämlich durch das Recht selber, gerechtfertigt. 
Damit ist aber die Rechtfertigung keineswegs von der allgemeinen moralischen, sondern nur 
von aller ethischen Gesetzgebung unabhängig. Also ist die genuin juridische Befugnis zwar 
von einer genuin ethischen unterschieden; sie ist aber selber wie diese eine moralische 
Befugnis (so wie juridische Gesetze zugleich moralische Gesetze sind) und als solche 
indirekt durchaus im allgemeinen kategorischen Imperativ gegründet. Willascheks Ergebnis, 
daß die Zwangsbefugnis als eine spezifisch juridische „cannot be derived from, or reduced 
to, moral notions, in the way the official [GG.?] view requires“267, geht somit an Kants Lehre 
gleichsam vorbei.268 Willaschek scheint zu übersehen, daß die Gesetzgebung für die äußere 
Freiheit wie die Gesetzgebung für die innere Freiheit vom allgemeinen kategorischen 
Imperativ bzw. Moralgesetz abhängig sind, freilich in unterschiedlicher Weise. Er scheint 
daher aus der von ihm angenommenen Unmöglichkeit einer genuin moralischen Begründung 
der Berechtigung äußeren Zwanges269 zu schließen, daß die genuin juridische Befugnis 
überhaupt keine moralische Befugnis ist. Allerdings ist schwer zu eruieren, was genau er mit 
„moralisch“ im Unterschied zu „ethisch“ meint.270 

  

 

VI. Zurechnung (Person) 

 

Zurechnung (imputatio) in allgemeiner moralischer Bedeutung ist nach Kant „das 
Urtheil, wodurch jemand als Urheber (causa libera) einer Handlung, die alsdann That 
(factum) heißt und unter Gesetzen steht, angesehen wird“271. 

                                                
267 Willaschek, op. cit., S. 222. 
268 Dies gilt übrigens ebenso für Merle, auch wenn er Willaschek widerspricht. Merle glaubt, bei 

Kant zwei „grundverschiedene“, nicht miteinander kompatible Rechtsbegriffe, einen „liberalen“ und – 
besonders in der Rechtslehre – einen aus dem kategorischen Imperativ abgeleiteten nicht-liberalen, 
entdecken zu können. Siehe Jean-Christophe Merle, „Die zwei Kantischen Begriffe des Rechts“, in: 
Jahrbuch für Recht und Ethik, 12 (2004) 331-346. 

269 Siehe Willaschek, op. cit., S. 222. 
270 So spricht er von Zwangsbefugnis „specifically juridical, irreducible to moral rights and 

obligations” (op. cit., S. 224). Wenn er mit „moral“ ethisch meint, dann ist sein Satz trivial. Meint er 
aber wirklich moralisch (im weiten Sinn), dann ist der Satz unverständlich; denn „moral rights and 
obligations“ sind entweder juridisch oder ethisch. Tertium non datur. Solche Sprachverwirrung, 
gleichgültig, ob sich Zugehörige zum deutschen Sprachraum nun des Englischen oder der 
Muttersprache Kants bedienen, ist freilich kaum noch verwunderlich, wenn man schon seit längerem 
in der auf die Philosophie Kants bezogenen Sekundärliteratur den nicht nur radikal von dessen 
Terminologie abweichenden, sondern damit zugleich dessen systematische Grundunterscheidung 
preisgebenden Ausdruck „Rechtsethik“ lesen kann; synonym mit diesem dann auch noch 
„Rechtsmoral“; und schließlich im Rahmen desselben (!) Kontexts „Recht und Ethik“ und „Recht und 
Tugend (Ethik)“. Schon um nicht die Klickmaschinen in Gang zu setzen, mit denen man heutzutage 
die philosophische Bedeutsamkeit eines Autors durch die Häufigkeit der Nennung seines Namens 
bestimmen zu können glaubt, nenne ich hier und an manchen anderen Stellen niemand. 

271 MS AA 06.227; siehe auch HN AA 19.258 f.; 19.305 f.; ausführlich dazu Kant schon in den 
Vorlesungen der 1770er Jahre und dann auch der 1790er Jahre; siehe dazu: MPKaehler, S. 87-103; 
MSVigil Vorl AA 27.558-576. 
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Der Unterscheidung zwischen juridischer und ethischer Verbindlichkeit272 entspricht die 
Unterscheidung zwischen juridischer und ethischer Zurechnungsfähigkeit, je nachdem, ob es 
um die Urheberschaft bloß des äußeren Handelns oder auch des inneren Handelns 
(Wollens) geht. 

Ethisch werden auch der mit einer Handlung verfolgte Zweck und deren Triebfeder 
zugerechnet. Dies setzt Freiheit der Willkür im positiven Verstande, „absolute[.] Spontaneität 
der Handlung als den eigentlichen Grund der Imputabilität derselben“273, voraus. Eine 
Handlung unter Berücksichtigung der sie bestimmenden Maxime und damit der ihr zugrunde 
liegenden Gesinnung zuzurechnen, ist jedoch, wenn überhaupt, nur jedem für sich selbst vor 
dem inneren Gerichtshof des eigenen Gewissens274 möglich.275 Allemal findet eine solche 
Zurechnung ihre Grenze an der Unmöglichkeit der Erkenntnis, ob dabei reine Vernunft 
praktisch war. Daher sind auch für den Handelnden selber nur lasterhafte, nicht aber 
tugendhafte (verdienstliche) Handlungen als solche erkennbar und zurechenbar. 
Entsprechend ist in moralischer Hinsicht auch immer nur ein schlechtes Gewissen 
ernstzunehmen, während die Rede von einem guten Gewissen eher Bedenken hervorruft, 
wenn nicht sogar Verdacht erregt.  

Juridische, also bloß auf willkürliches – wie immer motiviertes – äußeres Handeln 
bezogene Zurechnungsfähigkeit ist bereits mit eben der Fähigkeit gegeben, durch die sich 
der Mensch ausweislich der Erfahrung vom Tier unterscheidet: mit der Fähigkeit zu 
Zwecksetzung und Zweckverwirklichung in Raum und Zeit. Sie beruht somit auf derselben 
praktischen Freiheit, die der Grund für die Entstehung und dann auch für die Lösung des 
Rechtsproblems ist. Tat im Sinne rechtlicher Zurechenbarkeit „heißt eine Handlung, sofern 
sie unter Gesetzen [GG. rechtlicher] Verbindlichkeit steht, folglich auch sofern das Subject in 
[dieser Handlung] nach der Freiheit seiner [GG. äußeren] Willkür betrachtet wird“276. Bei der 
Zurechnung in rechtlicher Bedeutung geht es ausschließlich um äußerlich freie und als 
solche unter Rechtsgesetzen stehende Handlungen, nicht um deren Maximen („innere 
Beschaffenheit“277), nicht um die Gesinnung des Handelnden,278 wobei für die rechtlich 
relevante „causa libera“ unter Abstraktion von allem Wollen nur Handlungsfreiheit 
vorauszusetzen ist.279 Entsprechend geht es bei dieser Zurechnung auch nur um das, was 
                                                

272 Mehr dazu unten Kap. VII 3. 
273 KrV AA 03.310 (B 476). 
274 Vgl. TL AA 06.438. 
275 Vgl. etwa VATP, HN AA 23.142. 
276 MS AA 06.223. Baum weist darauf hin, daß die Zurechnungslehre aus dem Römischen 

Recht stammt, dann Eingang in die Naturrechtslehre der Aufklärung fand (Grotius, Pufendorf, 
Baumgarten, Locke) und allererst von Kant auch in die Ethik eingeführt wurde. Siehe Manfred Baum, 
„Person und Persönlichkeit bei Kant“; in: Henning Peucker (Hrsg.), Subjekt als Prinzip?, Würzburg: 
2003, S. 86. 

277 Refl 7156, HN AA 19.259. 
278 „Juridische Thaten sind blos die Übertretungen, laesiones alterius; die iuridisch rechte 

Handlungen sind blos Unterlassungen, dem andern das Seine zu nehmen. [...] Das ist die äußere 
Zurechnung, aber innerlich rechne ich mir auch den Bewegungsgrund der actionis iustae zu [...]“. Refl 
7301 f., HN AA 19.306. 

279 Kobusch macht auf Thomasius aufmerksam , der „die traditionelle, auch bei Pufendorf gut 
belegbare Lehre [von der inneren Freiheit des Willens als Grund der Imputabilität] als eine ‚Quelle des 
Irrtums’“ bezeichnet habe, und zitiert dessen „Fundamenta juris naturae et gentium“ (Halle 1705, ND 
Aalen 1963) I, 7, § L, 199: „Vides adeo, totam imputationis doctrinam sensibiliter proponi posse sine 
doctrina de libertate intrinseca voluntatis.“ Siehe Theo Kobusch, Die Entdeckung der Person, 
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aus der physischen Handlung und ihrer physischen Wirkung legal, d. h. nach 
Rechtsgesetzen (und nicht etwa nach ethischen Gesetzen)280 folgt. Eben deshalb kann eine 
solche Zurechnung auch vor einem äußeren Gerichtshof durch Andere stattfinden. 

Mit Blick auf die von Kant gemachte Unterscheidung zwischen 1) der „Thierheit des 
Menschen“ als eines bloßen Lebewesens, 2) der „Menschheit“ des Menschen als eines 
vernünftigen Lebewesens und 3) der „Persönlichkeit“ des Menschen als eines vernünftigen 
und zugleich „der Zurechnung fähigen“ Wesens281 ist zu sagen, daß sowohl die Ethik als 
auch die Rechtslehre es im Sinne von Ziffer 3 mit dem Menschen als Person zu tun haben. 

Person im moralischen Sinn ist der Mensch, insofern ihm als vernünftigem und 
zurechnungsfähigem Lebewesen zugleich moralische Persönlichkeit282 zukommt, und das 
heißt: insofern er hinsichtlich des (äußeren bzw. inneren) Gebrauchs seiner freien Willkür 
unter moralischen Gesetzen steht. In der moralgesetzlich bestimmten (äußeren bzw. 
inneren) Freiheit seiner Willkür besteht seine moralische Persönlichkeit.283 Durch sie ist der 
Mensch zunächst Person im juridischen Sinn (Rechtsperson). Als solche ist er durch seine 
Vernunft als Ursache zu Handlungen in der Sinnenwelt bestimmbar;284 seine Willkür ist 
insofern unabhängig von der Nötigung durch Antriebe der Sinnlichkeit; er kann frei 
handeln.285 Darüber hinaus ist der Mensch Person im ethischen Sinn, insofern er auch seiner 
eigenen moralischen Persönlichkeit unterworfen ist. Seine Willkür ist dann überhaupt 
unabhängig von allen empirischen Bedingungen bestimmbar; er kann auch frei wollen. Dies 
bedeutet auch, daß kein Mensch als Person im ethischen Sinn denkbar ist, der nicht zugleich 
Person im rechtlichen Sinn ist; – wohl aber umgekehrt, und genau darin liegt auch der Grund 
für den Unterschied zwischen Rechtslehre und Tugendlehre und für die nachgeordnete 
Stellung der Tugendlehre im System der kantischen Moralphilosophie. 

 Auch und gerade in deren Rahmen läßt sich die These vertreten, daß der Mensch als 
moralisches Wesen (im ethischen Sinn) verpflichtet sei, jeden anderen Menschen ebenfalls 
                                                                                                                                                   

Metaphysik der Freiheit und modernes Menschenbild, 2. Aufl. Darmstadt: Wissenschaftliche 
Buchgesellschaft 1997, S. 177. 

280 Wenn Kant in Bezug auf die Gehorsamspflicht gegenüber staatlichen Befehlen 
einschränkend sagt: „in allem, was nicht dem inneren Moralischen widerstreitet“, dann kommt damit 
keineswegs, wie man gemeint hat, Ethisches ins Spiel. Vielmehr geht es um das (innere) Recht der 
Menschheit und eine sich daraus ergebende „juridisch-unbedingt[e]“ Grenze, jenseits derer man den 
Gehorsam zu verweigern berechtigt und verpflichtet ist. Siehe RL AA 06.371 (m. H.). 

281 Siehe RGV AA 06.26. 
282 Zu unterscheiden von der psychologischen Persönlichkeit (siehe dazu MS AA 06.223 sowie 

KrV AA 04.230 (A 365 f.); ferner MPölitz, Vorl AA 28.277; 28.296). 
283 Siehe MS AA 06.223. 
284 Siehe TL AA 06.418. 
285 „Auctor ist ein Urheber der Handlung. Urheber heißt soviel: die Handlung kann in Ansehung 

ihres Bestimmungsgrundes uranfänglich von ihm abgeleitet werden. Daher wird er als die wirkende 
erste Ursache betrachtet, d.i. der Bestimmungsgrund der Handlung kann nicht anderweitig in der 
Natur gesucht werden, z. E. er stößt den andern in’s Wasser, und dieser ertrinkt. War es ein 
Schwindel, so war die Ursache blos physisch und Natur-Nothwendigkeit, sie beruhete auf keiner 
uranfänglichen Ursache des Handelnden; war er aber betrunken, so stand es bei bey ihm, sich zu 
betrinken, er kannte die Kraft des Getränkes, konnte sich üble Folgen als möglich denken, er war also 
wirkende Ursache, die blos von ihm anfing. – Als Urheber fängt er jedesmal eine Reihe von 
Handlungen an, wovon der Anfang und Ursache in ihm selbst, nicht in der Natur lag.“ (MSVigil Vorl AA 
27.558 f.) Hinsichtlich der hier („in praktischer Absicht“) unterstellten praktischen Freiheit besteht 
keinerlei Notwendigkeit, den damit sich („in theoretischer Absicht“) möglicherweise aufdrängenden 
spekulativen Fragen hinsichtlich transzendentaler Freiheit nachzugehen. 
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als ein solches Wesen zu behandeln, insofern nämlich ausweislich der Erfahrung viel dafür 
und eher weniger dagegen spricht, daß bei den meisten Menschen ein moralisches 
Bewußtsein gegeben ist. Man müßte beweisen, daß sich bei einem bestimmten Menschen 
„die Menschheit (gleichsam nach chemischen Gesetzen) in die bloße Thierheit auf[gelöst]“286 
hat, um von der (ethischen) Pflicht, ihn als moralisches Wesen zu behandeln, entbunden zu 
sein. Aber was da die Erfahrung über andere Menschen zeigt, erschließt sich uns nur per 
analogiam.287 Schon von der Freiheit unserer eigenen Willkür im positiven Sinn haben wir ein 
„Wissen“ – und auch dies nur mit praktischer Gewißheit – allein durch das in der Kantliteratur 
ebenso berühmte wie berüchtigte Faktum der Vernunft288, also durch das je eigene 
Bewußtsein vom Unterworfensein unter das moralische Gesetz.289 Von einem anderen 
Menschen können wir eine solche Gewißheit unmöglich haben. Schon deswegen müßten wir 
uns jeden ethischen Urteils über andere Menschen enthalten, also ganz abgesehen von 
unserer unvermeidlichen Unkenntnis mit Bezug auf die jeweiligen Beweggründe. So mag der 
Analogieschluß von sich selbst auf Andere als moralische Wesen (im ethischen Sinn), da die 
Wahrheit der Konklusion immerhin möglich, wenn nicht sogar wahrscheinlich ist, zwar eine 
Verpflichtung zu Selbstzwang im Verhalten gegenüber Anderen begründen, nicht aber eine 
Berechtigung zum Fremdzwang.290  

Für eine rein rechtliche Zurechnung ist eine Kenntnis weder des eigenen noch des 
Gewissens Anderer erforderlich. Der in ethischer Hinsicht nicht gültige Schluß von sich auf 
einen Anderen ist in rechtlicher Hinsicht durchaus logisch möglich, weil er da kein 
Analogieschluß ist. Denn nunmehr handelt es sich um eine durch Erfahrung beweisbare 
Freiheit (als notwendige und hinreichende Bedingung der Fähigkeit, das bedingungslos 
geltende Gesetz des Rechts zu befolgen). Eben deswegen und nur deswegen muß man ja 
auch – und kann man prinzipiell – für den (nur hier möglichen, weil empirischen) Nachweis 
der juridischen Unzurechnungsfähigkeit zeigen, daß der Betroffene über die Fähigkeit zu 
äußerlich freiem Handeln (nicht zu reden von freiem Wollen) zum Zeitpunkt der Tat nicht 
verfügte. Sowohl die juridische als auch die ethische Zurechenbarkeit einer Handlung 
erfordert Freiheit des Handelnden; aber diese bedeutet im juridischen Fall lediglich Frei-
Handeln-Können und nur im ethischen Fall auch Frei-Wollen-Können. 

Das Rechtsgesetz richtet sich an den Menschen als ein mit praktischer Vernunft 
begabtes und dadurch vom Tier unterschiedenes Naturwesen. Als solches ist der Mensch in 
seinen Zwecksetzungen vollständig dem Mechanismus der Natur unterworfen. Aber er ist 
nicht wie ein vernunftloses Tier mit „blinder Willkür“ 291 seinen Neigungen willenlos 
ausgeliefert. Vielmehr ist er dank seiner praktischen Vernunft zugleich imstande, die 
Verwirklichung seiner natürlich bedingten Zwecke so zu betreiben (oder auch so zu 
unterlassen), daß sich der äußere Gebrauch seiner Willkür mit der äußeren Freiheit von 
jedermann in gesetzlicher Übereinstimmung befindet. Wenn ihm die reine Rechtsvernunft 
                                                

286 TL AA 06.400. 
287 Vgl. ÜGTP AA 08.182.12-15. 
288 Siehe KpV AA 05.31 f. 
289 Vgl. KpV AA 05.47. 
290 Auch deswegen ist eine auf das Strafrecht bezogene Erörterung der Willensfreiheit ebenso 

aussichtslos wie überflüssig. Ganz absurd ist der Gedanke, man könne bei der Frage, inwieweit ein 
Täter für sein Tun verantwortlich sei (zu machen sei), auf die schlechthin unerkennbare Willensfreiheit 
und dann auf ein bestimmtes, wie auch immer mögliches Maß ihrer Reduzierung rekurrieren.  

291 Siehe Refl 1028, HN AA 15.460. 
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eine Rechtspflicht vorstellt, so mag er dieser nachkommen, indem ihn die Achtung vor dem 
Rechtsgesetz; oder auch, indem ihn die Klugheit bewegt, die ihm sagt, daß seine äußere 
Freiheit, an der ihm natürlicherweise viel liegt, nur unter den Bedingungen des 
Rechtsgesetzes gesichert ist; oder schließlich auch, gleichsam unklugerweise, indem er sich 
unter neigungsbedingtem Sträuben letztlich dem auf ihn ausgeübten äußeren Zwang beugt. 
In allen drei Fällen liegt am Ende Erfüllung seiner Rechtspflicht vor. 

Der Unterschied zwischen ethischer und juridischer Zurechenbarkeit zeigt sich auch 
darin, daß manches ethisch, aber nicht juridisch und manches juridisch, aber nicht ethisch 
zurechenbar ist. Man denke für dieses etwa an eine unwillkürliche Handlung (z. B. 
Beschädigung fremden Eigentums durch Ausrutschen oder Versagen der Autobremsen), für 
die man zivilrechtlich, wenn auch nicht unbedingt strafrechtlich „haftet“. Das Recht auf 
Schadensersatz ergibt sich allein aus der durch eine Rechtsperson verursachten Verletzung 
rechtlichen Meins und Deins. Ähnlich ist man für eine willkürliche Körperverletzung bloß 
deswegen, weil man sie gewollt hat, unter bestimmten Bedingungen strafrechtlich 
verantwortlich, völlig unabhängig davon, ob man zwar durch reine praktische Vernunft 
bestimmbar war, sich aber nicht durch sie hat bestimmen lassen, oder ob man durch sie gar 
nicht bestimmbar war; völlig unabhängig also von Freiheit der Willkür im positiven Verstande. 

Für die Behauptung, der Mensch habe das Vermögen freien Handelns, reicht unsere 
Kenntnis über die empirische Natur des Menschen völlig aus. Diese Natur nämlich befähigt 
den Menschen, wenn er nicht pathologisch gestört292 ist, „sich innerhalb der [ihm] von Natur 
möglichen Zwecke Regeln für sein Handeln zu machen“293. Unser tägliches Leben läuft 
kontinuierlich so ab, wenn wir Entschlüsse fassen, Vorsätze haben, Pläne machen, 
Verabredungen treffen – und dann danach handeln. Der Mensch hat somit das Vermögen 
der Verwirklichung empirisch bedingter Zwecke. Da die Rechtslehre mit der Voraussetzung 
dieses Vermögens auskommt, muß auch sie den Horizont der erfahrbaren Natur nicht 
überschreiten. Ob der Mensch darüber hinaus das Vermögen der Verwirklichung empirisch 
unbedingter, also rein rational bestimmter Zwecke hat, ist eine Frage, welche nur die Ethik 
betrifft. In der dafür erforderlichen Überschreitung jenes Horizonts liegt der Grund für die 
ungeheuren Schwierigkeiten, mit denen es die Moralphilosophie als Philosophie der Moralität 
seit jeher zu tun hat. 

Rein rechtlich genügt es, daß man „Herr seiner Sinne“, also praktisch frei und daher zu 
einer Tat nicht durch seine Natur gezwungen, sondern vielmehr in der Lage ist, sie auch zu 
unterlassen.294 Man kann – und eben dies und nicht mehr wird rechtlich von einem erwartet – 
hinsichtlich der verschiedenen Neigungen, die auf die eigene Handlungsentscheidung 
einwirken, ein Nutzen-Schaden-Kalkül anstellen. So kann ein potentieller Bankräuber 
kalkulieren – und das Recht unterstellt, daß er es tut oder zumindest zu tun fähig ist –, daß 
der Raub bei Gelingen ihm viel Geld, bei Scheitern hingegen viele Jahre im Gefängnis 
einbringen könnte. Hier stehen sich in seinem Kalkül eine Zuneigung und eine Abneigung 
gegenüber, die er im Prozeß der Entscheidungsfindung gegeneinander abzuwägen hat, 

                                                
292 Im Alltag sagt man dann etwa, jemand sei „nicht bei Sinnen“, „nicht bei Verstand“, „außer 

sich“, „seiner selbst nicht mächtig“ et cetera. 
293 Julius Ebbinghaus, „Kant und das 20. Jahrhundert“, GS III 165. 
294 Der reine Triebtäter hingegen ist nicht strafbar und gehört wegen seines Tuns wie (nicht: 

als!) ein unzurechnungsfähiges Tier zwar in Sicherungsverwahrung, aber nicht als ein 
zurechnungsfähiger Mensch in eine Strafanstalt. 
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wobei das Gewicht der Abneigung zum einen von dem angedrohten Strafmaß, zum andern 
von dem ebenfalls einzukalkulierenden Risiko des Scheiterns der ins Auge gefaßten Aktion 
abhängt (beide Sachverhalte sind von eminenter Bedeutung für Strafgesetzgebung und 
Strafverfolgung). Wie immer aber der potentielle Bankräuber entscheidet, so will er seine 
Handlung in einem rechtlich relevanten Sinn. Mit seiner Handlung als Ursache will er etwas 
Bestimmtes bewirken, nämlich das In-Besitz-Nehmen von viel Geld; und entsprechend 
seiner darauf gerichteten Hauptneigung kann man diese von ihm bezweckte Wirkung die 
Hauptwirkung seiner Handlung nennen. An sich durchaus unerwünschte Nebenwirkungen 
muß er dabei gleichsam in Kauf nehmen; ihre Möglichkeit ist notwendig mit einkalkuliert. Ein 
Wollen der Hauptwirkung impliziert damit ein Wollen möglicher Nebenwirkungen. Genau 
deshalb kann ihm sein Handeln juridisch zugerechnet werden. Der oft gebrachte Einwand, 
daß diese Überlegungen den Rahmen rein empirischer Überlegungen nirgendwo verlassen, 
ist ebenso richtig wie irrelevant. Der Grund, der den Bankräuber schließlich bewegt, den 
Raub zu begehen, ist ein bestimmter natürlicher Antrieb (innerhalb einer beliebig langen 
Kette von Antrieben), der sich im Parallelogramm der Antriebskräfte (einschließlich der 
Abneigung bezüglich der angedrohten Strafe) eben als ausschlaggebender erweist. Die Tat 
des Raubes ist also die natürliche Wirkung einer natürlichen Ursache, nämlich seines durch 
praktische, freilich nicht reine Vernunft bestimmten Willens. Und je nachdem, wie der 
Mechanismus der Natur anschließend funktioniert, wird entweder das Besitzen von viel Geld 
oder das Absitzen von vielen Jahren im Gefängnis wiederum die natürliche Wirkung jener 
natürlich bewirkten Tat als natürlicher Ursache sein. Ein Richter mag sich bei seinen 
Entscheidungen vielleicht durch reine praktische Vernunft bestimmen lassen (und die 
Rechtslehre schließt eine solche Möglichkeit nicht im geringsten aus, sie rechnet nur nicht 
mit ihr); freilich wird man es nie und muß es auch nicht erfahren. Aber an seinen 
Entscheidungen wird sich absolut nichts ändern, wenn er sich darin sein Leben lang, sei es 
aus puren Karrieregründen oder sei es aus einem rein natürlichen Ehrgeiz in Bezug auf 
juristische Korrektheit, aus Grundsatz zwar, aber aus einem selber natürlich bedingten 
Grundsatz, ans Recht hält. Beide, der Räuber und sein Richter, sind hinsichtlich ihrer 
Entscheidungen frei im alltäglichen Sinn. Sie wissen, was sie tun, und sie wollen es tun.295 
Für die juridische Brauchbarkeit dieser Annahme sind „Spekulationen“, die die Erfahrung 
transzendieren, ebenso unnötig wie irrelevant.  

Würden wie die Tugend und die ethische Zurechnungsfähigkeit auch das Recht und 
die rechtliche Zurechnungsfähigkeit von der Bestimmbarkeit des Willens durch reine 
Vernunft abhängen, so wäre das Rechtsproblem schlechterdings unlösbar; denn man müßte 
für jeden Menschen als mögliches Rechtssubjekt den grundsätzlich unmöglichen Nachweis 
seiner Fähigkeit zu autonomer Willensbestimmung erbringen. Im Bereich der Ethik ist ein 
solcher Nachweis nicht erforderlich, weil es da nicht um Ansprüche gegenüber Anderen, 
sondern nur um Ansprüche gegenüber einen selbst geht, einschließlich des Anspruchs, 
jeden anderen Menschen als Rechtssubjekt zu respektieren. Im Bereich des Rechts 
hingegen, welches diesen letzteren Anspruch ebenfalls, allerdings nur negativ und nur mit 

                                                
295 Die streng fatalistische These einer ausschließlich naturkausalen Prädetermination, der 

zufolge auch (rationale) Gründe rein natürlich verursacht sind, widerspricht sich selbst, insofern sie für 
sich selbst Gründe in Anspruch nimmt; außerdem änderte, falls das in ihr Behauptete der Fall wäre, 
dies an den Ereignissen in der Erscheinungswelt nicht das Geringste. Der Fatalist würde behaupten, 
und sein Gegner würde bestreiten; der Bankräuber würde die Bank überfallen, und sein Richter würde 
ihn verurteilen. 
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Bezug auf das äußere Handeln, erhebt, ist jener Nachweis nicht erforderlich, weil hier das 
Nachzuweisende gar nicht vorausgesetzt wird. 

 

 

VII. Die Geltung des Rechtsgesetzes 

 

1) Bloß hypothetische Rechtsgeltung? 

In der Literatur findet sich die These, die Rechtslehre sei überhaupt kein Teil der 
Moralphilosophie und das Recht könne daher nur in völliger Unabhängigkeit von der Moral 
begriffen werden, – mit der Folge, daß es in der Rechtslehre nur um hypothetische 
Imperative gehe. Einer der ersten Vertreter dieser These war Fichte, der, als er sie ab 1796, 
also noch vor der Veröffentlichung von Kants Rechtslehre, vertrat, der Meinung war, damit 
nichts anderes zu vertreten, als Kant selber es täte, wenn er denn einmal eine Rechtslehre 
schriebe. Da bereits Ebbinghaus und dann Kersting die Position Fichtes erschöpfend 
dargestellt und kritisiert haben,296 will ich mich auf eine kurze Auseinandersetzung mit dem 
Fichteaner Schottky beschränken, der den Standpunkt Fichtes in einer Replik297 auf meine 
Kritik298 eben dieses Standpunktes noch einmal scharf herausgestellt und verteidigt hat. 

Das Rechtsgesetz sei, so behauptet Schottky, nicht nur für Fichte, sondern auch für 
Kant ein hypothetischer Imperativ.299 In Bezug auf Fichte stimme ich dieser Behauptung zu. 
Aber ich hatte Fichte diesbezüglich kritisiert und mit Kant geltend gemacht, daß das Recht 
ein kategorischer Imperativ sei. Fichtes „außer-moralische Deduktion“300 des Rechts sei 
damit unvereinbar. 

Damit sich das Rechtsgesetz überhaupt vom Tugendgesetz prinzipiell unterscheide 
und der Rechtszwang nicht widersinnig werde, müsse es laut Schottky auch bei Kant darauf 
verzichten, „aus Pflicht“ befolgt zu werden.301 Nun, der prinzipielle Unterschied zwischen 
Rechtsgesetz und Tugendgesetz besteht darin, daß das Rechtsgesetz ausschließlich den 
äußeren Gebrauch der Willkür, das Tugendgesetz hingegen (unmittelbar) den inneren 

                                                
296 Siehe Julius Ebbinghaus, „Die Idee des Rechtes“, GS II 167 ff.; Wolfgang Kersting, WF, S. 

167 ff.; Ders., Kant über Recht, Paderborn: Mentis 2004, S. 169 ff. Die Position Fichtes wurde 
übrigens bereits kurz nach ihrer Veröffentlichung von Tieftrunk und von Buhle kritisiert. Siehe Johann 
Heinrich Tieftrunk, Philosophische Untersuchungen über das Privat- und öffentliche Recht, 2 Teile, 1. 
Teil, Halle: 1797, S. 104 f.; Johann Gottlieb Buhle, Ideen zur Rechtswissenschaft, Moral und Politik, 
Göttingen: 1799, S. 18 f. 

297 Siehe Richard Schottky, „Rechtsstaat und Kulturstaat bei Fichte“, in: Fichte-Studien, 3 (1991) 
118-153. 

298 Siehe Georg Geismann, „Fichtes ‚Aufhebung’ des Rechtsstaates“, in: Fichte-Studien, 3 
(1991) 86-117. Ich konzentriere dort meine Kritik darauf, daß sich Fichtes „Staats“-Denken nicht 
wirklich in juridischen, sondern in „sittlichen“ (letztlich religiösen) Bahnen bewegt und daß er das 
innerlich-moralische Unterworfensein des Menschen unter das „Sittengesetz“ und den damit verbun-
denen, inneren Zwang umbiegt in ein äußerlich-rechtliches Unterworfensein unter das „Rechtsgesetz“ 
und in einen damit verbundenen, äußeren Rechtszwang. Fichte kann daher zugleich als ein Vertreter 
der Position angesehen werden, für welche das Recht im Dienst der Sittlichkeit steht. 

299 Richard Schottky, op. cit., S. 127 f. 
300 Ebd. 
301 Siehe ebd. 
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Gebrauch der Willkür betrifft; daß also das Rechtsgesetz sich nur auf das (äußere) Handeln 
vernünftiger Wesen bezieht und den darin zum Ausdruck kommenden Willen mit dessen 
möglichen Zwecksetzungen unbestimmt läßt, während das Tugendgesetz eben gerade ein 
Gesetz der Zwecke darstellt. Entsprechend lauten die beiden Gesetze in der Formulierung 
Kants: „handle äußerlich so, daß der freie Gebrauch deiner Willkür mit der Freiheit von 
jedermann nach einem allgemeinen Gesetze zusammen bestehen könne“302 und „handle 
nach einer Maxime der Zwecke, die zu haben für jedermann ein allgemeines Gesetz sein 
kann“303. 

Schottky fährt dann fort: „als Rechtsgesetz ist es zufrieden, wenn die Menschen es aus 
[...] egoistischen Motiven befolgen. Der bloß legal handelnde Mensch [...] befolgt also auch 
bei Kant das Rechtsgesetz als einen hypothetischen Imperativ“.304 Schottky scheint 
anzunehmen, kategorische Geltung hinge von Anerkennung und Befolgung ab. Aber daraus, 
daß jemand das Rechtsgesetz für einen hypothetischen, also nur bedingt gebietenden 
Imperativ hält und/oder sich ihm nur unter bestimmten Bedingungen unterwirft, folgt doch 
keineswegs, daß der Geltungsanspruch des Gesetzes auf Unterwerfung selber auch nicht 
bedingungslos ist.  

Schottky spricht – und da zeigt sich, wie einer „außer-moralisch“305 konzipierten 
Rechtslehre „nachträglich“306 eine Sittenlehre „heteronom“ übergestülpt wird – von zwei 
„inhaltsgleichen Imperativen“: der eine, das „aus einer eigenständigen, nicht-ethischen 
Vernunftnotwendigkeit sui generis entwickelte“ Rechtsgesetz, gebiete hypothetisch; der 
andere erhebe über das Rechtsgesetz hinaus die Befolgung des darin Geforderten zur 
„sittlichen“ oder „ethischen“ Pflicht.307 

Schottky glaubt, sich dabei auf Kant berufen zu können, dem zufolge der 
Rechtsimperativ sich auf das „Bewußtsein der Verbindlichkeit eines jeden nach dem Gesetze 
[...] als Triebfeder nicht berufen“308 könne. Aber er ändert Kants „nach dem Gesetze“ in „nach 
dem (Sitten-)Gesetze“. Mit der Klammereinfügung verkennt er, daß dieses Gesetz das 
juridische (Moral-)Gesetz, also nichts anderes als das Rechtsgesetz ist. Kant fügt an der 
zitierten Stelle eigens hinzu: „wenn es rein sein soll“; denn als Rechtsgesetz bestimmt es ja 
ausschließlich den äußeren Willkürgebrauch, und auch nur in dieser Beschränkung ist es 
selber legitimierbar. Mir das Bewußtsein der Verbindlichkeit zur Triebfeder der Befolgung des 
Rechtsgesetzes zu machen, ist dagegen „eine Forderung, die die Ethik an mich tut“309; in der 
Rechtslehre dagegen soll man nicht einmal Moralität fordern.310 Aber eben jenes Bewußtsein 
der Verbindlichkeit setzt doch genau diese Verbindlichkeit als schon gegeben voraus. Es ist 
das Rechtsgesetz, welches sie mir „auferlegt“311, und zwar bedingungslos.  

                                                
302 RL AA 06.231. 
303 TL AA 06.395.  
304 Richard Schottky, op. cit., S. 127. 
305 Ebd. 
306 Richard Schottky, op. cit., S. 128. 
307 Ebd. 
308 RL AA 06.232. 
309 RL AA 06.231. 
310 Siehe RL AA 06.231.18-21. 
311 RL AA 06.231. 
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Nun unterscheidet Schottky jedoch zwischen „juridischer Verbindlichkeit“ und 
„ethischer Pflicht“, und er sagt von der ersten, sie sei zwar im Unterschied zur zweiten nicht 
„unbedingt“, aber dennoch sei sie „streng gültig“. Ganz in den Denkbahnen Fichtes 
gefangen, unterstellt er mir irrtümlicherweise den Einwand, daß bei Fichte der sittlichen 
Pflicht, sich mit anderen zum Rechtsstaat zu vereinigen, keine Rechtspflicht entspreche, 
während durchaus eine „von der moralischen Pflicht unterscheidbare juridische 
Verbindlichkeit zum Staatseintritt [...] erforderlich“ sei.312 In Wirklichkeit kritisiere ich, daß 
Fichte die Pflicht zum Staatseintritt nicht als eine genuin juridisch-moralische Pflicht, also 
nicht als Rechtspflicht begreift, ja daß er – und Schottky wiederholt es mit der erwähnten 
Unterscheidung – gar keine (unbedingten) Rechtspflichten kennt, die als solche im 
(unbedingt geltenden) Rechtsgesetz, nicht im Tugendgesetz ihren Grund haben. 

Wie soll man sich eine unter Bedingungen stehende, nicht-sittliche Verbindlichkeit 
vorstellen? Schottky scheint bei seiner Unterscheidung zwischen „juridischer Verbindlichkeit“ 
und „ethischer Pflicht“ Folgendes vorzuschweben: Die im Rechtsgesetz liegende 
Vernunftnotwendigkeit und die sich daraus ergebende „juridische Verbindlichkeit“ folgen als 
hypothetischer Imperativ aus einer rein rational bestimmten „technischen Regel“313, die zu 
befolgen bedingt notwendig ist. Hier ist die Vernunft bloß theoretisch-erkennend; also das 
Vermögen der Erkenntnis naturgesetzlicher, nicht freiheitsgesetzlicher Zusammenhänge.314 

Schottky vertritt nun aber sogar die These, daß sich speziell das (für Kant mit dem 
Begriff des Rechts notwendig verbundene) Zwangsrecht stringent nur legitimieren lasse, 
wenn man das Rechtsgesetz bloß hypothetisch mit seiner rein technischen oder 
pragmatischen Vernünftigkeit und gerade nicht als sittliches Gesetz begreife.315 Tatsächlich 
öffnet man damit jedoch das (erste) Einfallstor für einen auf die Leerformel vom „Recht“ des 
Stärkeren hinauslaufenden, reinen Rechtspositivismus. Wenn Robinson hinsichtlich seines 
äußeren Freiheitsgebrauchs nicht schon bei und mit der Ankunft von Freitag und somit „von 
Natur“ durch das Gesetz der reinen juridisch-praktischen Vernunft eingeschränkt und 
insofern unbedingt verpflichtet ist, dann läßt sich ein seitens Freitag ausgeübter Zwang durch 
gar nichts legitimieren.316 Nur wenn in der Ausübung des Zwanges ein juridisch verbindliches 
Gesetz exekutiert wird, wenn also Robinson de facto unter Regeln gezwungen wird, unter 
denen er de iure bereits steht, kann man von einem Recht zum Zwang sprechen. Schottky 
dagegen scheint etwa so zu argumentieren: „Wenn du, Robinson, Sicherheit deiner äußeren 
Freiheit willst, dann mußt du dich (gemeinsam mit mir, Freitag) dem – zwar ‚nicht- ethischen’, 
also nicht verpflichtenden, dennoch aber ‚streng gültigen’ – Rechtsgesetz unterwerfen. 

                                                
312 Siehe Richard Schottky, op. cit., S. 131. 
313 Richard Schottky, op. cit., S. 129. 
314 Vgl. Fichte, Naturrecht, SW III, 50: Das „Verbindende ist keineswegs das Sittengesetz, 

sondern das Denkgesetz“. Schottky (op. cit., S.129) verweist zusätzlich auf Fichtes „Aufweis der 
Vernunftnotwendigkeit von Interpersonalität“. Nun mag es mit diesem Aufweis stehen, wie es will, und 
es mag sich – wie Schottky mit Fichte annimmt – Freiheit in der sinnlichen Wirklichkeit „zeigen“ oder 
nicht; – jedenfalls wird sich eine vernunftnotwendige praktische Beziehung zu einem Anderen als 
Vernunftwesen nur als moralische, sei es als juridische oder als ethische, Beziehung aufzeigen 
lassen. 

315 Richard Schottky, op. cit., S. 128 f. 
316 Vgl. MS AA 06.224.33-37. 
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Andernfalls mußt du die Insel verlassen, oder ich werde dich zur Unterwerfung zwingen.“ 
Und dann würde Schottky hinzufügen: „und zwar mit Recht“.317 

Richtig an diesem Gedankengang ist, daß man sich zwecks Sicherung seiner äußeren 
Freiheit dem Rechtsgesetz als der dafür notwendigen Bedingung unterwerfen muß, wobei 
freilich für Kant das Unterworfensein unter das Rechtsgesetz keineswegs unter der 
Bedingung steht, daß man selber die Sicherheit seiner äußeren Freiheit will. Gänzlich 
verfehlt jedoch ist der Schlußgedanke, daß Freitag, obwohl Robinson ihm gegenüber 
angeblich rechtlich zu nichts verpflichtet ist, einfach dadurch, daß Robinson sich den 
notwendigen Bedingungen für die Sicherheit der äußeren Freiheit nicht freiwillig unterwirft, 
das Recht erwerbe, diesen zur Unterwerfung bzw. Auswanderung zu zwingen. Wenn das 
Rechtsgesetz bloß hypothetische Geltung hat, kann Freitag doch unmöglich daraus ein 
(Zwangs-)Recht gegen Robinson haben. Freitag will eine Situation der Sicherheit seiner 
äußeren Freiheit, Robinson will eine Situation des Abenteuers und des Risikos. Hier liegen 
zunächst nur zwei individuelle Willen mit je unterschiedlichen und miteinander nicht 
kompatiblen Realisierungsbedingungen vor, beide Willen als individuelle (empirische) ohne 
spezifische juridische Qualifikation. Aus keinem dieser Willen läßt sich ein Recht gegenüber 
dem jeweils anderen Willen ableiten. Vielmehr setzt ein solches Recht die unbedingte 
Geltung des Rechtsgesetzes voraus und betrifft als Befugnis zur Ausübung von Zwang 
ausschließlich die Wirksamkeit des Rechtsgesetzes.  

Nach Kant verpflichtet das Rechtsgesetz als Moralgesetz bedingungslos zur 
Befolgung, auch wenn man dadurch den eigenen Vorteil nicht finden sollte, und ist in seiner 
Geltung von seiner Befolgung so vollständig unabhängig, daß vielmehr durch seine Geltung 
diese allererst zur (moralisch-juridischen) Pflicht wird. Für Schottky dagegen hat das 
Rechtsgesetz als solches keine verpflichtende Kraft. Wie etwa die Regeln des Schachspiels 
hat es Geltung nur für diejenigen, die sich ihm unterwerfen, und nur, insoweit sie es tun. 
Doch versäumt Schottky die Angabe eines Grundes für seine Rede von einem Zwangsrecht 
gegenüber jemandem, der das Spiel gar nicht spielt und für den daher – wie Schottky selber 
immer wieder einschärft – die Regeln, hier die Regeln des Rechts, gar nicht gelten. Schottky 
will trotz der erklärten moralischen Unverbindlichkeit des Rechtsgesetzes die Ausübung von 
Zwang legitimieren und sieht nicht, daß er eben dafür das Rechtsgesetz als kategorisch 
geltendes benötigt. 

Statt dessen rettet er sich, zwecks Sicherung nicht nur seiner Freiheit, sondern auch 
seiner Argumentation, in den Staat und behauptet mit Fichte und – wie er irrtümlich glaubt – 
auch mit Hobbes und Kant, daß es gültiges (nicht etwa bloß wirksames!) Recht nur im Staat 
gebe.318 Es ist leicht zu erkennen, warum Schottky dies sagen muß: Das Rechtsgesetz hat ja 
als solches nur „hypothetische Gültigkeit“319. „Wirkliche Gültigkeit“320 wird ihm allererst durch 
                                                

317 Schottky zitiert in diesem Zusammenhang Fichte: „Wer ihn [den Naturzustand] nicht 
aufheben will, der äussert allein dadurch, daß er das Recht nicht wolle, und dem Rechtsgesetz sich 
nicht unterwerfe; wird sonach rechtlos [sic!], und berechtigt [sic!] zu unendlichem Zwange“ (SW III, 
126), und sagt dann selbst: „Gerade weil die Pflichterfüllung des Einzelnen niemals hinreichen kann, 
Recht als sozialen Zustand zu verwirklichen, muß es ein (rein ethisch nicht legitimierbares) Recht 
geben, Andere zum Eintritt in einen Rechtsstaat zu zwingen, sobald man [...] stark genug dazu ist [...]“ 
(op. cit., S. 132).  

318 Richard Schottky, op. cit., S. 121. 
319 Richard Schottky, op. cit., S. 127. 
320 Richard Schottky, op. cit., S. 134. 
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den Staat verschafft, soweit dieser es nämlich durchsetzt („verwirklicht“). Was seinerseits 
den Staat legitimiert, ein nicht gültiges Rechtsgesetz mit Zwangsgewalt zu exekutieren, bleibt 
im Dunkeln. Wohl heißt es, auch das Zwangsrecht des Staates sei an das „Gesetz der 
Rechtsvernunft“ gebunden.321 Aber der „juridischen Verbindlichkeit“ – so sind wir doch 
belehrt worden – wohnt keine ethische Verpflichtung inne; ihre „strenge Gültigkeit“ ist nur 
bedingt. 

In diesem Zusammenhang schwingt sich Schottky nun mit Fichte zu einem veritablen 
rechtsphilosophischen salto mortale auf: Recht hänge in seiner Verbindlichkeit davon ab, 
daß es befolgt werde. „Befolgen die Anderen es [das Rechtsgesetz] nicht, verliert es auch für 
mich die praktische Gültigkeit.“ „Wäre die Gültigkeit des Rechtsgesetzes von jeder 
tatsächlichen Befolgung unabhängig, reichte doch normenlogisch die kategorische sittliche 
Verpflichtung vollkommen aus, mir jeweils das rechtliche Handeln vorzuschreiben.“322  

Nun, erstens reicht die durch das Rechtsgesetz gegebene kategorische Verpflichtung 
zwar aus, jeweils das rechtliche Handeln „vorzuschreiben“, nicht aber auch, die Befolgung 
durchzusetzen. Dies ist aber auch nicht die Funktion des Rechtsgesetzes, wie ja auch das 
Tugendgesetz zwar jeweils das tugendhafte Handeln „vorschreibt“, aber es keineswegs 
notwendig zur Folge hat. Vielmehr geben beide „lediglich“ die Bedingungen an, unter denen 
das Handeln bzw. Wollen notwendig steht, wenn es denn rechtens bzw. tugendhaft und also 
moralisch sein soll.323 Sie sind gleichsam die Theorie, „ohne Einstimmung mit welcher keine 
Praxis gültig ist“.324 

Zweitens wird hier dem Rechtspositivismus ein (zweites) Einfallstor geöffnet. Hinge die 
Gültigkeit des Rechtsgesetzes wirklich von dessen (individueller oder allgemeiner) Befolgung 
ab, so genügte tatsächlich deren gewaltsame Erzwingung durch den Staat, um dem 
Rechtsgesetz Gültigkeit zu verschaffen. Um Fichte vor dem Vorwurf des Rechtspositivismus 
zu bewahren, betont Schottky, daß das Zwangsrecht des Staates durch das „apriorische 
Rechtsgesetz“325 als ein „Gesetz der Rechtsvernunft“ „strikt begrenzt“ und „jeder Willkür 
gänzlich entzogen“ sei.326 Da nun aber dieses – wie immer „vernünftige“ und „bedingt, aber 
streng gültige“ – Rechtsgesetz nach Schottkys eigenem Bekunden „rein ethisch nicht 
legitimierbar“ und also jedenfalls nicht „ethisch legitimiert“ und damit auch nicht „ethisch 
verpflichtend“ ist, stellt der durch dieses Gesetz strikt begrenzte Zwang des Staates 

                                                
321 Richard Schottky, op. cit., S. 121. 
322 Richard Schottky, op. cit., S. 131. 
323 Indem Schottky den regulativen Charakter des Rechtsgesetzes und aller daraus folgenden 

Bestimmungen verkennt, macht er etwa in Bezug auf Kant die abwegige Unterstellung, dieser habe 
„die unfehlbare Rechtlichkeit des Staatswillens“ bereits durch die Mitwirkung aller aktiven Staatsbürger 
an der Gesetzgebung für gewährleistet gehalten (op. cit., 125), während Kant von „unfehlbarer 
Rechtlichkeit“ doch überhaupt nur in Bezug auf die Idee des zur Einheit eines öffentlich-rechtlichen 
Willens gebrachten Willens ausnahmslos aller („volonté générale“), niemals aber in Bezug auf einen – 
wie auch immer zustande gekommenen – empirischen Gesamtwillen („volonté de tous“) hätte 
sprechen können. Schottky seinerseits sagt vom „Rechtsstaat“, es sei ein „abstraktes Modell“, mit 
dem sich „die wirklich im Staat enthaltene juridische Struktur optimal durchsichtig“ machen lasse 
(Hegel ist bereits ganz nahe!); aber es sei verfehlt, „das Modell mit der konkreten Wirklichkeit 
gleichzusetzen oder es ihr gar als Sollensnorm entgegenzustellen.“ (op. cit., 136) 

324 TP AA 08. 306 (m. H.). 
325 Richard Schottky, op. cit., S. 124. 
326 Richard Schottky, op. cit., S. 121. 
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zumindest für denjenigen, der sich dem Gesetz nicht freiwillig unterwirft, also für jeden von 
dem Zwang überhaupt Betroffenen einen rein willkürlichen Zwang dar. 

Drittens heißt es doch, moralphilosophisch das Begründungsverhältnis auf den Kopf 
stellen und überdies einen naturalistischen Fehlschluß begehen, wenn man die Gültigkeit 
einer Norm von deren Befolgung abhängig macht. Daß dies krudester Empirismus ist, sähe 
selbst und vor allem der Verbrecher, wenn er sich ins Fäustchen lachte, bevor er vor seinen 
Richter träte und Schottky und Fichte zu seinen Verteidigern machte. Daran ändert sich auch 
nichts, wenn man die Befolgung als (mehr oder weniger) allgemeine begreift. 

Schottky verwechselt die Gültigkeit von Rechtsnormen mit deren Wirksamkeit, Diese 
hängt natürlich und sogar vollständig von der Normenbefolgung ab, oder besser: sie besteht 
eben darin; in jeder einzelnen Befolgung ist die Rechtsnorm wirksam. Was aber deren 
Gültigkeit betrifft, so ist sie von demjenigen, der die Norm befolgt, wenn er sie als Norm 
befolgt, immer schon vorausgesetzt, also anerkannt, aber dennoch davon gänzlich 
unabhängig. 

Ferner glaubt Schottky, seine These vom hypothetischen Charakter des 
Rechtsgesetzes auch durch Bezugnahme auf Kant bzw. Kersting untermauern zu können. Er 
folgert aus dem Satz von Kersting: „Die Rede von seiner [des Rechtsgesetzes] Gültigkeit 
muß in der Rechtslehre selber [...] bloße Behauptung bleiben.“, daß „in der Rechtslehre [...] 
eine kategorische Verbindlichkeit des Rechtsgesetzes nicht begründbar“ sei und sich dort 
nur „als un-kategorischer, also hypothetischer Imperativ aufweisen“ lasse.327 Wie die 
Tugendlehre ist auch die Rechtslehre eine Pflichtenlehre, genauer: die Lehre von den 
Rechtspflichten, und setzt, als der Metaphysik der Sitten erster Teil, wie jene als der 
Metaphysik der Sitten zweiter Teil, einen allgemeinen Teil („Philosophia practica universalis“) 
voraus.328 Dadurch bekommt das Rechtsgesetz aber keineswegs innerhalb der Rechtslehre 
bloß hypothetische Geltung. Es tritt dort als ein (spezielles) Freiheitsgesetz auf und hat 
damit, als Gesetz der reinen praktischen Vernunft, denselben kategorischen Status wie auch 
die ethischen Freiheitsgesetze. Die Rechtslehre ist eben durchaus integraler Bestandteil der 
Moralphilosophie,329 – freilich „sui generis“.  

Schließlich wirft Schottky, sich abermals auf Kersting stützend, die (rhetorische) Frage 
auf, ob nicht „eine Deduktion des rechtlichen Zwanges (und deshalb des Rechtsbegriffs 
überhaupt) aus dem Sittengesetz unmöglich und von Kant nicht geleistet worden [sei], so 
daß eine andere, a-moralische Herleitung des Rechts aus der Vernunft eine legitime, bis 
Fichte ungelöste Aufgabe war“.330 Freilich kann das Rechtsgesetz als Gesetz der äußeren 
Freiheit nicht aus dem allgemeinen Gesetz der Freiheit überhaupt „deduziert“ werden. Wohl 
aber folgt es aus dem Bezug dieses Gesetzes auf die Bedingungen, unter denen sich 
Menschen als praktische Vernunftwesen in äußerer Gemeinschaft miteinander befinden. 
Genau daraus ergeben sich der „Begriff des Rechts“, das „allgemeine Rechtsgesetz“ und die 
„Befugniß zu zwingen“.331 Und eben dadurch ist auch deren kategorische Verbindlichkeit 
sichergestellt. 

                                                
327 Richard Schottky, op. cit., S. 128. 
328 Siehe dazu die Einleitung für beide Teile der Metaphysik der Sitten. 
329 Vgl. ZeF AA 08.384 ff.: „Moral (als Rechtslehre)“ – „(als Ethik) “. 
330 Richard Schottky, op. cit., S. 129. 
331 RL AA 06.230 f. 
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Merkwürdigerweise vertritt die These vom hypothetischen Charakter des 
Rechtsgesetzes auch ein Autor, der sich in seinem Versuch, Kant gegen Rawls 
auszuspielen, gegen Kersting auf die Seite von Ebbinghaus schlägt, genauer: zu schlagen 
meint. Julius Ebbinghaus hat in einer Vielzahl von Publikationen332 zwischen 1951 und 1968 
der öffentlich erstmals von Klaus Reich 1936 vertretenen These, „die rein rationale 
Rechtslehre führ[e] gewiß nicht auf das Prinzip der Autonomie des Willens“333, in immer 
neuen, zumeist lapidaren Formulierungen verschärften Ausdruck verliehen, am bündigsten 
wie folgt: „[...] die von [Kant] aufgestellten Gesetze des Rechtes [sind] in ihrer möglichen 
objektiven Geltung ganz unabhängig [...] von der Zulässigkeit der kantischen Annahme der 
Möglichkeit eines Handelns des Menschen unter rein intelligiblen Bedingungen. [...] m. a. W. 
diese Geltung würde auch dann noch bestehen, wenn sich die von der Kritik verfochtene 
Einschränkung der Naturgesetzlichkeit auf Erscheinungen als irrig erweisen sollte.“334 
Ebbinghaus war dabei genau so entschieden wie Kant selber vom kategorischen Charakter 
des Rechtsgesetzes überzeugt.335 Eine Berufung auf ihn steht damit vor dem von Kersting 
aufgeworfenen Problem,336 die Berechtigung dieser Überzeugung bei gleichzeitigem 
Bestreiten der Notwendigkeit, dafür Autonomie des Willens vorauszusetzen, aufzuzeigen.337  

Thomas Pogge338 entwickelt das folgende Argument, durch das er die vermeintliche 
Ebbinghaus-These zu begründen glaubt: „Developing his Rechtslehre as part of a 

                                                
332Julius Ebbinghaus, „Macht und Recht“, GS I 333-335 [zuerst erschienen in: Deutsche 

Richterzeitung, 29 (1951) 43-44]; „Positivismus – Recht der Menschheit – Naturrecht – 
Staatsbürgerrecht“, GS I 356 f. [zuerst erschienen in: Archiv für Philosophie, 4 (1952) 232 f.]; „Kant’s 
Ableitung des Verbotes der Lüge aus dem Rechte der Menschheit“, GS I 418 f. [zuerst erschienen in: 
Revue Internationale de Philosophie, 30 (1954) 420 f.]; „Kant und das 20. Jahrhundert“, GS III 164-
172 [zuerst erschienen in: Studium Generale, 7 (1954) 513-524]; „Hermann Cohen als Philosoph und 
Publizist“, GS III 388 f. [zuerst erschienen in: Archiv für Philosophie, 6 (1956) 109-122]; „Die Idee des 
Rechtes“, GS II 172 f. [zuerst erschienen in: Zeitschrift für philosophische Forschung, 12 (1958) 17-42, 
515-546]; „Kants Rechtslehre und die Rechtsphilosophie des Neukantianismus“, GS II 232, 241-243 
[zuerst erschienen in: Josef Derbolav / Friedhelm Nicolin (Hrsg.), Erkenntnis und Verantwortung, 
Festschrift für Theodor Litt, Düsseldorf: 1960, S. 317-334]; Die Strafen für die Tötung eines Menschen 
nach Prinzipien einer Rechtsphilosophie der Freiheit, GS II 296-298, 304 f., 365-367 [zuerst 
erschienen in: Kantstudien Ergänzungshefte 94, Bonn: Bouvier 1968]; „Menschlichkeit, Recht der 
Menschheit und Recht des Staates“, GS II 408 f. [zuerst erschienen in: Akten des XIV. Internationalen 
Kongresses für Philosophie, Bd. 5, Wien: 1970, S. 265-271]. 

333 Klaus Reich, „Rousseau und Kant“, (Anm. 206), S. 157. 
334 Julius Ebbinghaus, „Kant und das 20. Jahrhundert“, GS III 165. 
335 Siehe etwa: „Die Idee des Rechts“, GS II 173; „Kants Rechtslehre und die Rechtsphilosophie 

des Neukantianismus“, GS II 242. 
336 Siehe dazu das nächste Kapitel (VII 2). 
337 Die „Ebbinghaus-These“, wie ich sie der Eindeutigkeit halber nennen werde, wird von 

manchen verkürzt und dadurch irreführend „Unabhängigkeitsthese“ genannt; irreführend, weil sehr 
wohl zu beachten ist, was Ebbinghaus und was er durchaus nicht unter Unabhängigkeit in diesem 
Zusammenhang verstanden hat. Daß er vor allem niemals den Faden durchschnitten hat, der die 
Rechtslehre als Teil der Metaphysik der Sitten an die dieser zugrunde liegende Idee der Menschheit 
unauflöslich bindet, könnte jeder Leser (wenn sich denn einmal ein solcher findet) bei der Lektüre von 
Julius Ebbinghaus, Zu Deutschlands Schicksalswende, 2. Aufl., Frankfurt/Main: 1947 (GS I 117-278) 
mit Händen greifen; einer moralphilosophischen Auseinandersetzung mit der Herrschaft des 
Nationalsozialismus, die ihresgleichen vergeblich suchte – bis zum Erscheinen des Buches von 
Reinhold Aschenberg, Ent-Subjektivierung des Menschen. Lager und Shoah in philosophischer 
Reflexion, Würzburg 2003.  

338Thomas W. Pogge, „Is Kant’s Rechtslehre Comprehensive?“; in: Nelson Potter et al (Hrsg.), 
Kant’s Metaphysics of Morals, Spindel Conference 1997, The Southern Journal of Philosophy, vol. 36, 
Supplement, 161-187. Nähme man übrigens Pogges Beurteilung der Argumentation von Ebbinghaus, 
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metaphysics of morals makes sense, because Kant wants to show that it has a basis in 
morality, is the only doctrine of Recht that fits into his moral philosophy. By showing that M 
entails R, Kant establishes merely a one-sided dependence of M on R; he establishes that 
R’s failure would entail the failure of M, that M cannot stand without R. And this does not 
imply, of course, that R is dependent upon (cannot stand without) M.“339 Die „Logik“ dieses 
Arguments verschleiert, worin denn genau das „Scheitern“ von R bzw. M bestehen könnte, 
so daß auch das Abhängigkeitsverhältnis selber im Dunkeln bleibt. Aber mag nun auch die 
Moralphilosophie mit der Rechtsphilosophie „scheitern“, so ist doch weder geklärt, ob die 
Moralphilosophie nicht auch notwendige Bedingungen der Möglichkeit der Rechtsphilosophie 
einschließt, noch ist geklärt, woher denn die Rechtsphilosophie in ihrer Unabhängigkeit von 
der Moralphilosophie den Charakter unbedingter Verbindlichkeit soll bekommen können, den 
Ebbinghaus jedenfalls niemals bezweifelt hat. 

Pogge stützt sich auf eine von Ebbinghaus gemachte und auf eine von diesem nicht 
gemachte Behauptung: 1) das Rechtsgesetz sei „durch den kategorischen Imperativ als das 
Gesetz der reinen praktischen Vernunft gefordert“340; 2) das Recht sei nicht vom 
kategorischen Imperativ abhängig. Und da Kersting laut Pogge „conflates the claim that the 
Categorical Imperative requires Recht with the claim that Recht is dependent on the 
Categorical Imperative, he infers from these quotes that Ebbinghaus is forced to attribute to 
Kant the absurd view that the Categorical Imperative, too, is independent from Kant’s 
teachings on freedom and autonomy.341 But there is a much more plausible way of reading 
Ebbinghaus: In the first passage, Ebbinghaus says that the categorical imperative requires 
Recht. In the second passage, Ebbinghaus denies that Recht is dependent on the 
categorical imperative. Ebbinghaus is not saying there, as Kersting has it, that the 
dependence of both legislations on the categorical imperative exists but has been 
misinterpreted. Rather, Ebbinghaus is rejecting as erroneous the interpretation that takes 
both legislations (rather than ethical legislation alone) to be dependent on the categorical 
imperative. Kersting cannot see this reading of Ebbinghaus, because he cannot see that 
Ebbinghaus, by saying that the categorical imperative requires (entails) Recht, has by no 
means conceded the dependence of Recht on the categorical imperative.“342  

Ebbinghaus selber sagt an der Stelle, auf die Pogge seine Behauptung stützen zu 
können glaubt, daß der „Versuch, das Recht in seiner objektiven Vollkommenheit als 
abhängig von der Gesetzgebung der inneren Freiheit und folglich der Ethik zu denken, eine 
im Sinne Kants völlig absurde Konsequenz ist, die man aus einer irrigen Interpretation der 
Abhängigkeit beider Gesetzgebungen vom kategorischen Imperativ als dem obersten 
moralischen, Recht und Ethik umfassenden Prinzip gezogen hat.“343 Ebbinghaus spricht hier 

                                                                                                                                                   

die in den in einschlägigen Passagen gar nicht sachlicher sein könnte, als „rather polemical“ (op. cit., 
S. 186) ernst, dann könnte leicht ein unentwegtes Bedenken in Bezug auf Vor- und Rücksicht an die 
Stelle des wirklichen Denkens treten.  

339 Thomas W. Pogge, op. cit., S. 176. 
340 Julius Ebbinghaus, „Kants Rechtslehre und die Rechtsphilosophie des Neukantianismus“, 

GS II 242. 
341 Es wird sich zeigen, daß die Sache erheblich komplizierter und nicht ganz so absurd ist, wie 

Pogge annimmt. 
342 Thomas W. Pogge, op. cit., S. 187. 
343 Julius Ebbinghaus, „Kants Rechtslehre und die Rechtsphilosophie des Neukantianismus“, 

GS II 243 (m. H.). 
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also keineswegs von der irrigen Ansicht, daß sowohl die Gesetzgebung für die innere als 
auch die Gesetzgebung für die äußere Freiheit vom kategorischen Imperativ abhängig seien; 
sie sind es nach Kant und auch nach Ebbinghaus, aber sie sind es nach Ebbinghaus in 
unterschiedlicher Weise. Pogges Kritik an Kersting ist somit ebenso hinfällig wie sein 
Versuch, Ebbinghaus zu verteidigen. Was Kersting tatsächlich, wie nunmehr zu zeigen ist, 
nicht erkennt und daher bezweifelt, ist die Richtigkeit der Interpretation jener Weisen von 
Abhängigkeit durch Ebbinghaus. 

 

 

2) Die Autonomie des Willens als vermeintlicher Grund kategorischer Rechtsgeltung 

 

Die Auseinandersetzung mit der Ebbinghaus-These hat einige vorzügliche Arbeiten 
hervorgebracht, welche die These als falsch zu erweisen suchen und damit zu einer 
erneuten und sorgfältigeren Beschäftigung mit dem Problemkreis zwingen. Ohne die darin 
unternommenen großen Anstrengungen wäre wohl kaum so klar ans Licht gekommen, daß 
sie nicht nur samt und sonders scheitern müssen, sondern daß jene These sogar zu 
verschärfen ist: Die Rechtslehre als solche kann nicht nur, sondern sie muß sogar in völliger 
Unabhängigkeit von Kants Lehre von der Autonomie des Willens entwickelt werden.  

Einer der ersten Kritiker der These war Reinhard Brandt. Allerdings begnügt sich 
dessen Kritik344 mit dem Hinweis auf Kants Verwendung von Lehrstücken der Kritik der 
reinen Vernunft im Rahmen der Rechtslehre345 und mit der Bemerkung, daß Kant an der 
Stelle, auf die sich Ebbinghaus für den negativen Freiheitsbegriff bezieht,346 „ausdrücklich im 
Satz vor dem Zitat die Freiheit, die Ebbinghaus meint, in einer transzendentalen Idee der 
Freiheit begründet sieht“. Die naheliegende Frage, was denn trotz des Zitatkontextes, der 
Ebbinghaus mit Gewißheit vollkommen vertraut war, diesen zu seiner Bezugnahme bewegt 
haben könnte, wirft Brandt nicht auf. 

Die erste gründliche Auseinandersetzung mit der Ebbinghaus-These lieferte 1972 die 
bereits erwähnte Dissertation von Scholz.347 Von einer Beachtung in Kreisen der 
Kantforschung konnte man aber wohl erst sprechen, nachdem sich Kersting zuerst 1982 und 

                                                
344 Siehe Reinhard Brandt, Eigentumstheorien von Grotius bis Kant, Stuttgart-Bad Cannstatt: 

Frommann-Holzboog 1974, S. 256. Inzwischen hat Brandt seine Gegenposition ausführlicher 
formuliert. Siehe Reinhard Brandt, „Habermas und Kant“, in: DZPhil, 50 (2002) 58 ff. 

345 „wie die Raum-Zeit-Lehre, die Kategorien, die Möglichkeit einer Antinomie“ (op. cit., S. 256). 
346 KrV AA 03.363 (B 562). 
347 Gertrud Scholz, Das Problem des Rechts in Kants Philosophie, Köln: Dissertation 1972. 
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1983 in zwei Aufsätzen348 und dann 1984 in seiner Habilitationsschrift349 die Position von 
Scholz weitgehend zu eigen gemacht und ihr öffentliche Resonanz verschafft hatte.350 

Scholz referiert einleitend zunächst korrekt die Auffassung von Ebbinghaus, daß 
einerseits das Problem der Freiheit des Willens erst jenseits der Rechtslehre beginne351 und 
andererseits das Rechtsgesetz eine notwendige Folge des allgemeinen Sittengesetzes sei352 
und in seiner möglichen Verbindlichkeit unter dem kategorischen Imperativ stehe.353 

Unter der Voraussetzung der Konsistenz dieser Auffassung sieht sie zwei 
Möglichkeiten der Interpretation: entweder müsse der kategorische Imperativ, als das 
oberste moralische, Recht und Ethik umfassende Prinzip,354 als ein „von dem Prinzip einer 
inneren, Freiheit des Willens voraussetzenden, Gesetzgebung unterschiedenes Prinzip“ 
begriffen werden; oder „die Ableitbarkeit des Rechtsgesetzes aus dem kategorischen 
Imperativ zeig[e] nur, daß [...] alle Rechtspflichten zugleich indirekt ethische Pflichten sind. 
Dann bestünde immer noch die Möglichkeit, daß die objektive Geltung der Rechtsgesetze 
auch unabhängig vom kategorischen Imperativ dargetan werden kann.“ Diese erhielten dann 
„um mit Fichte zu sprechen, durch den kategorischen Imperativ als das Prinzip der inneren 
Gesetzgebung nur ‘eine neue Sanktion für das Gewissen’.“ Scholz sieht die zweite 
Interpretation durch Ebbinghaus selber bestätigt, der „die Gültigkeit des Rechtsgesetzes 
unabhängig vom kategorischen Imperativ allein mittels des Satzes vom Widerspruch [...] 
durch den Nachweis, daß dem Rechtsgesetz widersprechende Grundsätze sich selbst 
widersprechen, [darzutun beanspruche]“.355  

Schon diese einleitende Skizze enthält eine die spätere Kritik von Scholz bestimmende 
falsche Weichenstellung. Die Möglichkeit, die objektive Geltung des Rechtsgesetzes auch 
unabhängig vom kategorischen Imperativ darzutun, ist bereits durch die Feststellung von 
Ebbinghaus, daß das Rechtsgesetz in seiner möglichen Verbindlichkeit unter dem 
kategorischen Imperativ stehe, ausgeschlossen. Was aber die angebliche Bestätigung durch 
Ebbinghaus betrifft, so liegt allen von Scholz dafür angegebenen Stellen, so verschieden die 
einzelnen Formulierungen dort auch sein mögen, doch nie etwas anderes zugrunde als das 
wohlvertraute Prinzip der Tauglichkeit zu einem allgemeinen Gesetz. Daß dabei einige Male 

                                                
348 Wolfgang Kersting, „Sittengesetz und Rechtsgesetz – Die Begründung des Rechts bei Kant 

und den frühen Kantianern“, in: Reinhard Brandt (Hrsg.), Rechtsphilosophie der Aufklärung, 
Symposium Wolfenbüttel 1981, Berlin / New York: de Gruyter 1982, 148-177; Ders., „Neuere 
Interpretationen der Kantischen Rechtsphilosophie“, (siehe Anm. 246) 282-298. 

349 Wolfgang Kersting, WF; teilweise korrigiert in: Ders., „Die verbindlichkeitstheoretischen 
Argumente“, (siehe Anm. 194); sowie in der Einleitung zu 2. Auflage von: Ders., WF; und schließlich 
noch einmal zusammengefaßt in: Ders., Kant über Recht, Paderborn: Mentis 2004, S. 11-57. 

350 Übrigens findet sich die von Scholz und Kersting vorgetragene Argumentation im 
Wesentlichen schon bei Jacob Sigismund Beck, Commentar über Kants Metaphysik der Sitten, Halle: 
1798; ND Brüssel 1970, 52 ff.; zitiert bei: Rainer Friedrich, Eigentum und Staatsbegründung in Kants 
Metaphysik der Sitten, Kantstudien Ergänzungshefte 146, Berlin / New York: de Gruyter 2004, S. 30. 

351 Siehe Julius Ebbinghaus, „Kant und das 20. Jahrhundert“, GS III 168. 
352 Siehe Julius Ebbinghaus, „Die Idee des Rechts“, GS II 173. 
353 Siehe Julius Ebbinghaus, „Kants Rechtslehre und die Rechtsphilosophie des 

Neukantianismus“, GS II 242; vgl. Ders., „Empirismus und Apriorismus in der Moral“, GS I 298. 
354 Siehe Julius Ebbinghaus, „Kants Rechtslehre und die Rechtsphilosophie des 

Neukantianismus“, GS II 243. 
355 Siehe Gertrud Scholz, op. cit., S. XX. 
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von „Widerspruch“ die Rede ist, unterscheidet diese Stellen nicht von vielen ähnlichen in der 
Grundlegung zur Metaphysik der Sitten, denen ebenfalls jenes Prinzip zugrunde liegt. 

Erstaunlicherweise vertritt Scholz selber die Ansicht,356 das Rechtsgesetz sei laut 
Kant357 gar kein Imperativ;358 denn es verlange nicht, daß man selbst seine Freiheit 
einschränken solle. Im Rechtsgesetz sei die objektive Notwendigkeit von Handlungen 
lediglich gedacht. Dieser Gedanke sei aber keineswegs identisch mit dem Bewußtsein der 
Nötigung der Willkür durch die Vernunft. Der im „du sollst“ zum Ausdruck kommende 
kategorische Imperativ mache darüber hinaus als objektiv notwendig gedachte, aber 
subjektiv zufällige Handlungen notwendig. Und in diesem „Notwendigmachen“ unterscheide 
sich der kategorische Imperativ vom Rechtsgesetz.359 Da juridische Gesetze nicht sich selbst 
als Bestimmungsgrund des Handelns fordern, weshalb sie für Scholz unmöglich 
kategorische Imperative sein können,360 scheint es im Hinblick auf sie „auch nicht notwendig 
zu sein, Freiheit des Willens zu ihrer Möglichkeit vorauszusetzen“. Damit stelle sich aber die 
Frage, „mit welchem Recht Kant die juridischen Gesetze überhaupt ‘Gesetze der Freiheit’ 
oder ‘moralische Gesetze’ [...] nennen kann“361. Später kommt Scholz freilich auf einem hier 
nicht näher zu erörternden Weg zu dem Schluß, das „allgemeine Rechtsgesetz [sei] in der 
allgemeinen Formel des kategorischen Imperativs enthalten“362.  

Scholz kommt in ihrer Arbeit insgesamt zu dem der Ebbinghaus-These 
widersprechenden Ergebnis, daß es für den Menschen praktische Gesetze bzw. 
kategorische Imperative und damit Verbindlichkeit und Pflichten überhaupt nur unter der 
Voraussetzung der Möglichkeit rein rationaler Willensbestimmung gibt, und zwar unabhängig 
von der Forderung der Pflicht als Triebfeder.363 Was aber speziell das Rechtsgesetz betrifft, 
so entstammt es für sie nicht etwa der juridisch-gesetzgebenden, „rechtlich-praktischen 
Vernunft“364 als einem eigenen, „von der reinen praktischen Vernunft zu unterscheidende[n] 
Vermögen“, „sondern juridisch gesetzgebend ist die reine praktische und als solche ethisch 
gesetzgebende Vernunft, sofern ihre Gesetze äußeren Zwang möglich machen zu 
Handlungen oder Unterlassungen, die sie als reine praktische Vernunft allein durch die 
gesetzgebende Form der Maxime notwendig macht.“365  

Nun ist auch gemäß der von Ebbinghaus vertretenen Auffassung die rechtlich-
praktische Vernunft keineswegs als ein von der reinen praktischen Vernunft zu 
unterscheidendes Vermögen zu begreifen. Vielmehr ist sie diese in ihrem Bezug auf den 

                                                
356 Siehe Gertrud Scholz, op. cit., S. 37 ff. 
357 Scholz verweist auf RL AA 06.231. 
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Wolfgang Kersting, „Die verbindlichkeitstheoretischen Argumente“, (siehe Anm. 194) 64. 

359 Siehe Gertrud Scholz, op. cit., S. 43 f. 
360 Siehe Gertrud Scholz, op. cit., S. 44; 56. 
361 Siehe Gertrud Scholz, op. cit., S. 69. 
362 Gertrud Scholz, op. cit., S. 149 
363 Siehe Gertrud Scholz, op. cit., S. 187 (siehe auch S. 188 f.). 
364 RL AA 06.254. 
365 Gertrud Scholz, op. cit., S. 211. 
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äußeren Gebrauch der Willkür.366 Wohl aber ist sie eben deshalb von der „ethisch-
praktischen Vernunft“367 zu unterscheiden, die sich auf den inneren Gebrauch der Willkür 
bezieht. Obwohl Kersting eben diese Unterscheidung macht, kommt er dennoch zu einem 
mit Scholz, da er ihre Arbeit nicht erwähnt und also noch nicht zu kennen scheint, 
merkwürdig übereinstimmenden Ergebnis: Die praktische Vernunft ist „juridisch 
gesetzgebend, insofern ihr Gesetz den Zwang zu solchen Handlungen für moralisch möglich 
erklärt und zuläßt, die um ihrer praktischen Notwendigkeit willen auszuführen sie als ethisch 
gesetzgebende Vernunft verlangt.“368 Nun, die reine Vernunft ist juridisch gesetzgebend, 
indem sie ein Gesetz für den äußeren Willkürgebrauch von jedermann gibt. Mit diesem 
Gesetz – und nur mit ihm – ist dann notwendig auch der Zwang zu solchen Handlungen für 
moralisch (= juridisch) möglich erklärt und zugelassen, die um ihrer juridisch-praktischen 
Notwendigkeit willen auszuführen sie als juridisch (und keineswegs als ethisch!) 
gesetzgebende Vernunft verlangt. So ist es das Rechtsgesetz und nicht das Tugendgesetz 
und überhaupt kein ethisches Gesetz, das etwa die Einhaltung von Verträgen verlangt, diese 
Einhaltung also für rechtlich notwendig und genau deswegen bei Nichteinhaltung den Zwang 
für rechtlich möglich erklärt. 

Kersting versucht auf mehr als fünfzig Seiten zu zeigen, warum Kant trotz der laut 
Kersting auch für die Geltung der Rechtslehre als Teil der Moralphilosophie notwendig 
vorauszusetzenden Autonomie des Willens berechtigt und genötigt war, in der Rechtslehre 
selber auf die Triebfeder der Pflicht zu verzichten. Nun ist nicht zu übersehen, daß Kant 
selbst dazu (fast) kein Wort geschrieben hat. Kersting nennt dies einen „Verzicht auf jede 
argumentative Einbettung“369. Aber die Sachlage, die er skizziert, dürfte doch wohl auch dem 
Autor der Kritik der praktischen Vernunft und der Rechtslehre bekannt gewesen sein, wenn 
auch vielleicht nicht als Problemlage. Auch Reich und Ebbinghaus hielten offenbar eine 
längere Beweisführung und Begründung nicht für erforderlich; jedenfalls behandeln beide die 
Sache in äußerster Kürze und mit großer Selbstverständlichkeit.370 Angesichts zweier 
Autoren von einem solchen Maß an Gründlichkeit und Sorgfalt liegt zumindest der Verdacht 
nahe, daß es sich bei jenen fünfzig und vielen anderen Seiten gleichsam um einen Aufwand 
aus Mißverständnis handelt. Denn daß ausgerechnet diese beiden Autoren eine These 
vertreten haben sollten, die nach Auskunft ihrer Kritiker der gesamten praktischen 
Philosophie Kants auf eine in die Augen springende Weise widerspricht, bringt die 
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zahlreichen Kant-Forscher in Erinnerung, die sogar bei diesem die plattesten Inkonsistenzen, 
Widersprüche und ähnlich Unstatthaftes entdecken zu können glauben. So dürfte es wohl 
eher ratsam sein, nach bewährter Methode sich den anscheinend krassen Fehler exzellenter 
Autoren genauer anzusehen. 

Doch zuvor zur Position von Kersting: Dieser behauptet, mit der Autonomie des Willens 
würde auch der Verbindlichkeitsanspruch der Rechtslehre kollabieren371 und entsprechend 
wäre der kategorische Imperativ ein Hirngespinst, wenn Freiheit nicht zu retten wäre.372 
Diese Behauptung steht und fällt allerdings ihrerseits mit der Bindung des Rechtsgesetzes 
an die Autonomie des Willens. Man könnte vielleicht die Gefahr jenes Kollapses dadurch 
bannen, daß man das Rechtsgesetz aus dieser Bindung befreit. 

Kersting vertritt die Auffassung, daß zwar die Erfüllung einer Rechtspflicht um der 
Pflicht willen und damit die Autonomie des Willens keine „Entstehungsvoraussetzung 
rechtlichen Handelns“ sei, daß aber für die unbedingte (kategorische) Verbindlichkeit auch 
einer Rechtspflicht die Annahme der Autonomie des Willens unentbehrlich sei. Nicht also die 
Befolgung, wohl aber die Geltung des Rechtsgesetzes habe Kants transzendentale 
Freiheitslehre zu ihrer Voraussetzung. Der Ebbinghaus-These sei eine „irrige Interpretation 
des Lehrstücks von der zweifachen Vernunftgesetzgebung vorzuwerfen“.373 Das 
Rechtsgesetz sei zwar nicht die ratio cognoscendi der Freiheit, wohl aber „wie das 
Sittengesetz selbst auf die Freiheit als seine ratio essendi angewiesen“374. 
„Prinzipienrationalität“ und der Anspruch unbedingter Verbindlichkeit seien strikt zu 
unterscheiden.375 Die Verwirklichungsbedingungen des Rechts seien nicht dessen 
Geltungsgrund. Was „rechtsphilosophisch notwendig“ sei, sei der „Nachweis der 
Verbindlichkeit“ des Rechts „und damit der praktischen Notwendigkeit der 
Willkürbestimmung nach Rechtsregeln“.376 Die Kritik der praktischen Vernunft nun entwickele 
die „Gesetzgebung der reinen praktischen Vernunft als Geltungsgrund der praktischen 
Philosophie in allen ihren Teilen“.377 Damit bekomme auch die Rechtslehre „eine neue 
geltungstheoretische Grundlage“. Die „Freiheit eines vernünftigen Wesens unter moralischen 
Gesetzen [sei] eine unabdingbare Geltungsvoraussetzung des Rechtsprinzips“. Das 
kantische Rechtsgesetz sei „ein praktisches Vernunftgesetz“ und nicht eine „analytisch aus 
dem Begriff der äußeren Freiheit zu gewinnende koexistenztechnische Verstandesregel“.378 
„Der Begriff des praktischen Gesetzes [...] verlangt die Möglichkeit einer rein vernünftigen 
Willensbestimmung als Voraussetzung. Beginnt das Problem der Willensfreiheit erst jenseits 
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der Rechtslehre [GG. so Ebbinghaus], dann gibt es in der Rechtslehre keine Berechtigung, 
von Recht, Pflicht und Verbindlichkeit zu reden [...]“.379 

Auch Hariolf Oberer ist wiederholt als Bestreiter der Ebbinghaus-These aufgetreten. 
Anfänglich, wenn auch vor langer Zeit, hatte er sich einmal in einer Weise geäußert, die 
manchen Leser in ihm einen Vertreter dieser These sehen ließ. Er bestritt damals nämlich, 
daß es überhaupt eine „Interdependenz im Sinne der Gemeinsamkeit des transzendentalen 
Idealismus für alle Bereiche der praktischen Philosophie einschließlich der 
Rechtsphilosophie“ geben könne. Sofern in Kants praktischer Philosophie transzendentaler 
Idealismus anzutreffen sei, falle er „allein in den Geltungsbereich der Ethik, nicht der 
Rechtslehre“. Es sei ja „ein entscheidendes Kriterium für die Trennung von Ethik und 
Rechtslehre“, daß zu Recht in jener „nur vom positiven Freiheitsbegriff der sittlichen 
Autonomie“, in dieser aber „nur vom negativen Freiheitsbegriff des äußeren 
Willkürgebrauches im Sinne fehlender Nötigung durch Antriebe der Sinnlichkeit“ die Rede 
sei. Möge nun „dieser negative Freiheitsbegriff noch so sehr auf eine positive Ergänzung 
verweisen und hindrängen, – seine Nutzung in der Rechtslehre bleib[e] unabhängig vom 
transzendentalen Idealismus des positiven Freiheitsbegriffs.“ Nach einem uneingeschränkt 
positiven Verweis auf Ebbinghaus kommt Oberer zu dem Schluß, es sei „trivial, festzustellen, 
daß diese Art Interdependenz [GG. gemeint ist formale Interdependenz der Grenzbeziehung 
und der Systemeinheit zwischen Systemgrundlegungen und Systemausführungen, zwischen 
Kritik und Metaphysik] nicht eine solche inhaltlicher Gemeinsamkeiten bzw. Identitäten, 
sondern nur die formale, systematische Interdependenz der gegenseitigen Verträglichkeit auf 
Grund gegenseitiger Abgrenzung und Einordnung in ein Ganzes sein“ könne. Und es sei 
„bislang nirgendwo zwingend erwiesen worden, daß die Rechtslehre, um systematisch mit 
Kants kritischer Ethik zusammenbestehen zu können, am transzendentalen Idealismus 
teilhaben müßte.“ Transzendentaler Idealismus in der Rechtslehre würde „dieser allen Sinn 
rauben und die Unterscheidung von Ethos und Recht vernichten“.380 

Nun ist ja das ebenso Charakteristische wie zugleich allein Strittige der Ebbinghaus-
These die Behauptung, daß nicht nur im Hinblick auf den Befolgungsmodus von 
Rechtspflichten als solchen, sondern auch im Hinblick auf deren Geltungsmodus ein 
Rückgriff auf die im transzendentalen Idealismus gründende Freiheitslehre gänzlich unnötig 
sei. Zumindest eine täuschende Ähnlichkeit mit dieser Behauptung ist der soeben zitierten 
Passage wohl kaum abzusprechen. Oberer jedoch sprach diesbezüglich später von 
Mißverständnissen. Es dürfte sich lohnen, diesen mit einer kleinen hermeneutischen 
Anstrengung auf den Grund zu gehen. 

Die in dem oben zitierten Text von ihm formulierte „Negation des transzendentalen 
Idealismus in der Rechtslehre“ enthalte, so klärt Oberer den Leser nunmehr auf, nicht mehr 
als „die bekannte Ebbinghaus-These, wonach man, um Recht zu beanspruchen und Recht 
zuzudenken, den positiven, transzendentalphilosophisch fundierten Freiheitsbegriff der Kritik 
der praktischen Vernunft nicht benötigt.“381 Da wird aber doch die Frage unvermeidlich: Was 
will er denn noch mehr mit Bezug auf die Rechtslehre bloß als solche? Recht impliziert das 
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Vorliegen eines zureichenden allgemeingültigen Grundes. Ob man für sich selbst ein Recht 
beansprucht oder einem Anderen ein Recht zudenkt, – stets setzt man für Anspruch bzw. 
Zuerkennung deren objektive Geltung voraus. Oberer scheint nun aber zu meinen, daß zwar 
das Rechtsleben funktioniere, d. h. das Recht befolgt werde, weil seine Geltung de facto 
anerkannt werde, daß aber damit nicht auch schon diese Geltung selber objektiv begründet 
sei. So attestiert er Kersting, daß dieser „aus guten Gründen die [...] Vorstellung [verwerfe], 
nach Kant sei das Recht nicht auf Sittlichkeit begründet“. Ohne die positive praktische 
Freiheitslehre besitze „der Rechtsbegriff letztendlich keinen Gegenstand und keine Geltung“. 
Unser „unwiderlegliches Bewußtsein [...] uns auch durch Begriffe des Verstandes und durch 
Regeln, die von der Vernunft hervorgebracht werden, zum Handeln bestimmen zu können, 
[...] genügt tatsächlich für die Begründung der Realmöglichkeit, nach Rechtsgesetzen zu 
handeln. Also hat Ebbinghaus ganz recht, wenn er erklärt, daß dieser schlichte empirische 
Freiheitsbegriff für das faktische Rechtsleben völlig ausreicht.“382 Allerdings sagt Ebbinghaus 
entscheidend mehr, daß nämlich dieser Freiheitsbegriff auch für den 
Verbindlichkeitsanspruch des Rechtsgesetzes genüge, dessen objektive Geltung also auf 
diesem basiere. Oberer dagegen befindet, die transzendentale Freiheitslehre gehe zwar 
nicht den Juristen, wohl aber den Rechtsphilosophen etwas an. 

Die ganze Rechtslehre könne, so äußert er sich an anderer Stelle, „nicht ohne 
Rückgriff auf den praktischen Freiheitsbegriff gewonnen werden“. Das Recht könne „nicht 
durch eine Dienstfunktion gegenüber der Sittlichkeit definiert werden. Dennoch bleib[e] das 
Sittengesetz und d.h. die Freiheit als sittliche Autonomie ratio cognoscendi [sic!] auch der 
rechtlichen Freiheit und Geltungsgrund aller apriorischen (kategorischen) Rechtsimperative. 
[...] Auf der Vorstellung eines äußeren Gebrauchs dieser [GG. positiv als moralische 
Autonomie bestimmten] Freiheit beruh[e] das Recht.“ Die Ebbinghaus-These berufe sich „zu 
Unrecht auf den empirischen Begriff der äußeren Freiheit, da dieser als bloß negativer jedem 
unbedingten (rein rationalen) Sollen beziehungslos gegenüber steht. [...] daß aber von der 
rechtlichen Freiheit als einer unbedingt gesollten Willkürbestimmung nicht ohne Rückbezug 
auf das Sittengesetz als Prinzip der Willensfreiheit gesprochen werden kann, bleibt [davon, 
„daß Willensfreiheit innerhalb der Rechtslehre kein mögliches Thema ist“] unabhängig richtig 
und bildet den Grund der Möglichkeit einer philosophischen Theorie unbedingter rechtlicher 
Geltung“. „Das Rechtsgesetz gebietet äußere Handlungen und Unterlassungen unmittelbar 
und kategorisch, ohne Rücksicht auf die Triebfeder. Der kategorische Gebotscharakter folgt 
aus dem übergeordneten Sittengesetz“.383 

Der Vertreter der Ebbinghaus-These sieht sich damit genötigt zu zeigen, daß der mit 
dem Rechtsgesetz verbundene Verbindlichkeitsanspruch, obwohl auch er ein unbedingter 
ist, dennoch durchaus nicht die Möglichkeit der reinen Vernunft, für sich selbst praktisch zu 
sein, also Autonomie des Willens zur notwendigen Voraussetzung hat.384 

                                                
382 Hariolf Oberer, Rezension von: Wolfgang Kersting, Wohlgeordnete Freiheit, Berlin / New 

York: de Gruyter 1984; in: Kant-Studien, 77 (1986) 118 f. 
383 Hariolf Oberer, Rezension von: Kristian Kühl, Eigentumsordnung als Freiheitsordnung. Zur 

Aktualität der kantischen Rechts- und Eigentumslehre. Freiburg/München 1984, in: Kant-Studien, 79 
(1988) 370 ff. Das letzte Zitat könnte auch von Ebbinghaus stammen, wäre dann freilich anders zu 
verstehen. 

384 Obwohl auch ich in verschiedenen Veröffentlichungen die „Ebbinghaus-These“, freilich nicht 
sehr konsistent, vertreten habe, so habe sie doch nie zu begründen versucht. Noch heute scheinen 
mir wie damals die von Reich und Ebbinghaus an den verschiedenen, oben genannten Stellen 



 62 

 

 

3) Die Unabhängigkeit kategorischer Rechtsgeltung von der transzendentalen Freiheitslehre 

 

Daß die Erfüllung einer Rechtspflicht nach der Lehre Kants nicht dieser Pflicht als 
Triebfeder bedarf, ist unstrittig. Die Geister scheiden sich jedoch an der Frage, ob es möglich 
sei, von einem unbedingt verbindlichen Imperativ zu sprechen, ohne zugleich Autonomie des 
Willens und mit dieser die Gültigkeit der Lehre vom transzendentalen Idealismus 
vorauszusetzen. Also geht es um die Fragen: Was verleiht dem kategorischen Imperativ den 
bindenden Charakter, und gibt es diesbezüglich Unterschiede zwischen dem ethischen und 
dem juridischen Imperativ? Was also haben die beiden gemeinsam, und was unterscheidet 
sie? Warum sollte speziell der juridische Imperativ ohne jene Voraussetzung dennoch 
bindend sein? Einige wesentliche Schritte auf dem Weg zu einer Antwort sind bereits getan 
worden.  

Oberer bestreitet entschieden die in Frage stehende Möglichkeit. Er meint, „mit dem 
empirischen Freiheitsbegriff [sei] zwar die Wahlfreiheit klar, aber weder die 
Vernunftnotwendigkeit, dieser Freiheit aus reiner Vernunft Gesetze vorzuschreiben, noch die 
Möglichkeit, solche Gesetze auch aus rein moralischer Triebfeder zu befolgen“. Die 
empirische Freiheitsvorstellung „genüg[e] nicht, um darzutun, daß Recht (und rechtliche 
Freiheit) unbedingt sein soll, ganz gleichgültig, ob wir ein Interesse daran haben oder 
nicht.“385  

Oberers Rede von der Möglichkeit, Gesetze auch aus rein moralischer Triebfeder zu 
befolgen, hat an dieser Stelle gar keinen erkennbaren Sinn. Für die Befolgung von 
Rechtsgesetzen bedarf es doch einer solchen Möglichkeit überhaupt nicht. Außerdem ist sie 
ja durchaus nicht ausgeschlossen; im Gegenteil kann jeder, sollte er sie haben und von ihr 
Gebrauch machen wollen, dies ungehindert tun. Es hat nur keine rechtliche Relevanz. Und 
„[w]enn die Absicht nicht ist Tugend zu lehren, sondern nur, was recht sei, vorzutragen, so 
darf386 und soll man selbst nicht jenes Rechtsgesetz als Triebfeder der Handlung vorstellig 
machen.“387 

Was aber die geforderte Vernunftnotwendigkeit betrifft, so liegt sie unmittelbar in der 
durch die reine Vernunft getroffenen Feststellung, daß sich äußere Freiheit im 
unvermeidlichen raum-zeitlichen Miteinander von Subjekten solcher Freiheit nur als 

                                                                                                                                                   

insgesamt gegebenen Gründe (wie schon die von Kant selber, freilich eher angedeuteten als 
ausgeführten) völlig überzeugend und hinreichend zu sein. Allerdings hat sich die „Streitlage“ mit den 
seitdem bezogenen Gegenpositionen erheblich geändert. Deren „Front“ ist zu breit und zu erfolgreich, 
als daß man sich weiterhin mit einem bloßen Hinweis auf die Ausführungen von Ebbinghaus 
begnügen könnte. Wenn dieser den Zugang zur kantischen Rechtslehre für seine Gegenwart (1968) 
durch die Erinnerung an den Neukantianismus (Cohen, Stammler, Radbruch) noch immer versperrt 
sah (siehe Julius Ebbinghaus, Die Strafen für die Tötung eines Menschen nach Prinzipien einer 
Rechtsphilosophie der Freiheit, GS II 298), so muß man jetzt in dieses Urteil jene Positionen 
einbeziehen. 

385 Hariolf Oberer, Rezension von: Wolfgang Kersting, Wohlgeordnete Freiheit, Berlin / New 
York: de Gruyter 1984; in: Kant-Studien, 77 (1986) 119 f. 

386 Im Sinne von „bedarf man (es) nicht“, „ist es nicht nötig“, „muß man nicht eigens“. 
387 RL AA 06.231. 
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allgemeingesetzlich bestimmte, und das heißt: als rechtliche Freiheit denken läßt.388 In ihrer 
Idee ist die äußere Freiheit bedingungslos, also tatsächlich ganz gleichgültig, ob wir ein 
Interesse daran haben oder nicht, auf die Bedingung ihrer rechtsgesetzlichen 
Übereinstimmung mit der äußeren Freiheit von jedermann eingeschränkt; und nur deswegen 
darf das, was der Idee nach schon der Fall ist, von Anderen389 in der Wirklichkeit auch 
„tätlich“ gleichsam „hergestellt“ werden.390 Und dies sagt die reine Vernunft „als ein Postulat, 
welches gar keines Beweises weiter fähig ist“391 und auch keinen benötigt. Für einen Beweis 
bedürfte es irgendeiner Bedingung, auf die er sich stützen könnte und müßte. Für die reine 
rechtlich-praktische Vernunft gilt jedoch bedingungslos der Satz: so wahr der Mensch als ein 
zu äußerem freiem Handeln befähigtes Wesen in einer möglichen Handlungsgemeinschaft 
mit Anderen ist, so wahr ist er im äußeren Gebrauch seiner Willkür rechtsgesetzlich 
eingeschränkt. Daß jede äußere Freiheit durch das objektive Recht auf die Bedingung ihrer 
gesetzlichen Vereinbarkeit mit der äußeren Freiheit aller Anderen eingeschränkt ist, folgt 
nach dem Satz vom Widerspruch aus der Idee der Vereinigung von Subjekten äußerer 
Freiheit in einem durch sie bedingten Ganzen.392 Anstatt zu sagen: „Recht soll unbedingt 
sein“, stellt die Vernunft gleichsam fest: „Mit einer vernünftigen Gemeinschaft äußerer 
Freiheit ist Recht gegeben.“ Das Rechtsgesetz wird gleichsam als solches „identifiziert“. Das 
rechtsgesetzliche Eingeschränktsein ist notwendige und allerdings zugleich auch 
zureichende Bedingung der jeweiligen Freiheit im äußeren Verhältnis. Jeder gegen dieses 
Eingeschränktsein und damit gegen die Geltung des Rechtsgesetzes erhobene Einwand mit 
dem Anspruch auf rechtliche Erheblichkeit würde eben jene Geltung voraussetzen und sich 
damit selbst widersprechen.  

Bestreiten kann man die Geltung des Rechtsgesetzes nur um den Preis des 
Personseins, also um den Preis der Möglichkeit, ein Subjekt von Rechten zu sein;393 und 
damit zugleich um den Preis, überhaupt etwas mit rechtlicher Relevanz bestreiten zu 
können.394 Der allen Menschen als praktisch-vernünftigen Naturwesen gemeinsame Wille zu 
beliebigem äußerem Handeln ist aus der Perspektive der Vernunft zugleich ein 
gemeinschaftlicher Wille zum Recht. Wer überhaupt – für Menschen unausweichlich – 
Zwecke, welche auch immer (!),395 handelnd verwirklichen will, will implizit auch das 

                                                
388 Siehe etwa RL AA 06.231.15-16. 
389 Der Fremdzwang ist das juridische Gegenstück zum ethisch geforderten Selbstzwang. 
390 Siehe RL AA 06.231.16-17. 
391 Siehe RL AA 06.231.17-18. Von einer Anknüpfung „an die aus der ‚Kritik der praktischen 

Vernunft’ bekannte These von der Unerweislichkeit der Freiheit“ kann hier freilich keinerlei Rede sein. 
Siehe Kristian Kühl, Eigentumsordnung als Freiheitsordnung. Zur Aktualität der kantischen Rechts- 
und Eigentumslehre. Freiburg / München: Alber 1984, S. 100. 

392 „Willkühr in Gemeinschaft [...] ist Einheit der äußeren Willkühr vor der Vernunft. Ein anderer 
Begrif der freyheit ist an sich vernunftwiedrig.“ (Refl 6854, HN AA 19.180). 

393 Wenn Kersting schreibt: „Subjekt der ethischen Gesetzgebung [werde ich nur dann], wenn 
Vernunft meinen Willen unmittelbar bestimmt [...] Subjekt der rechtlich-äußerlichen Gesetzgebung bin 
ich schon immer.“ dann scheint er gar nicht zu ahnen, wie nahe er damit der Ebbinghaus-These 
kommt. Siehe Wolfgang Kersting, WF, S. 184. 

394 Mit gutem Grund läßt Aischylos in „Der gefesselte Prometheus“ die personifizierte Gewalt 
kein einziges Wort sagen. 

395 Wenn Ebbinghaus schreibt, der das Rechtsgesetz (nicht etwa auch der das Tugendgesetz) 
wollende Wille sei ein Wille, „mit dem in Übereinstimmung zu sein jederzeit für jeden menschlichen 
Willen bloß vermöge der natürlichen Bedingungen seines Wollens überhaupt möglich ist“, dann 
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Rechtsgesetz als die Bedingung, unter der allein die Verwirklichung der je eigenen 
Zwecksetzung in der Gemeinschaft mit anderen Handelnden notwendig möglich ist. Als 
Mensch, d. h. als Zwecke realisierendes Wesen, ohne Recht in Gemeinschaft mit Anderen 
leben zu wollen, bedeutete den performativen Widerspruch, sich in seiner äußeren Freiheit 
als der Unabhängigkeit von der nötigender Willkür Anderer von Anderen abhängig zu 
machen. 

In ähnlicher kritischer Absicht wie Oberer wirft Kersting die Frage auf, ob „wir andere 
darum zur Rechtskonformität zu verpflichten [vermögen], weil rechtswidriges Verhalten 
irrational ist“396. Nun sind es aber unmittelbar gar nicht wir, die Andere dazu verpflichten, 
sondern diese sind selber dazu verpflichtet; und der Grund für ihr Verpflichtetsein liegt im 
Gesetz des Rechts selber als der Bedingung, ohne welche schon eine Gemeinschaft von 
Menschen bloß als (äußerlich) freien Wesen gar nicht möglich ist. Wollen Menschen sich gar 
mit irgendwelchen anderen Menschen zur gemeinsamen Verwirklichung irgendwelcher 
Zwecke, also nach ihrem Belieben zu einem bestimmten Handeln, vereinen können, müssen 
sie allemal bereits mit allen anderen hinsichtlich ihrer äußeren Freiheit überhaupt gesetzlich 
vereint und somit vom Belieben aller anderen unabhängig, also eine Gemeinschaft von 
Rechtssubjekten sein, wobei die Idee der Vereinigung zu einer solchen Gemeinschaft ihren 
Ursprung in der reinen Vernunft hat. 

Objektive Notwendigkeit einer Handlung bedeutet, daß sie jederzeit begangen würde, 
wenn „die Regeln der Vernunft der alleinige Bestimmungsgrund der Handlung wären“397. In 
Bezug auf den Menschen als endliches Vernunftwesen wird die im moralischen Gesetz zum 
Ausdruck kommende objektive Notwendigkeit zur moralischen Nötigung oder Verbindlichkeit 
und das entsprechende Handeln zur Pflicht. Die Verbindlichkeit, welche das Rechtsgesetz 
dem Menschen „auferlegt“, bedeutet die Forderung an jeden einzelnen Menschen, „seine 
äußere Freiheit um der Vereinigung mit der aller anderen willen einzuschränken“398. Die in 
der unbedingten Rechtspflicht implizierte objektive Notwendigkeit bezieht sich unmittelbar 
nur auf die geforderte Handlung; und demzufolge ist die Rechtspflicht auch allein durch diese 
Handlung erfüllbar. Sich diese Forderung zu eigen zu machen, ist eine Forderung der Ethik. 
Für das Rechthandeln genügt es, daß der Forderung, wie auch immer, entsprochen wird. 
Dem Anspruch des Rechtsgesetzes muß also nicht notwendigerweise und allein durch das 
Rechtssubjekt selber, dem eine Rechtspflicht auferlegt ist, Genüge getan werden.  

Nur deswegen kann im Unterschied zum Begriff der Person im ethischen Sinn der 
Begriff der Rechtsperson auch Kollektive umfassen. Wie „natürliche Personen“ sind auch 
„juristische Personen“399 in Bezug auf ihr äußeres Handeln zurechnungsfähig und 
verantwortlich. So haben etwa Staaten als solche, also unabhängig von den für deren 
Handeln wiederum verantwortlichen Politikern, im Verhältnis zueinander aus ihrer „äußeren 

                                                                                                                                                   

formuliert er auch damit nichts anderes als seine berüchtigte „These“. Siehe Julius Ebbinghaus, 
„Macht und Recht“, GS I 334 (m. H.) 

396 Wolfgang Kersting, WF, S. 140. 
397 MSVigil Vorl AA 27.488. 
398 Julius Ebbinghaus, „Positivismus – Recht der Menschheit – Naturrecht – Staatsbürgerrecht“, 

GS I 354. 
399 Kant unterscheidet in seiner Rechtslehre „physische“ und „moralische“ Personen; siehe etwa 

MS AA 06.227; RL AA 06.316; 06.343; TP AA 08.291; ZeF AA 08.344; 08.383. 
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Freiheit“400 Rechte und Rechtspflichten und können entsprechend als Staaten auch verklagt 
und verurteilt werden.401 Doch könnte das dafür zugrunde zu legende Völkerrecht gar nicht 
verbindlich sein, wenn für die Geltung von Rechtsgesetzen Willensfreiheit der 
Rechtssubjekte notwendige Voraussetzung wäre. Der Wille eines Staates im inneren wie im 
äußeren Verhältnis, um den es allein geht, ist der Wille, der sich im jeweiligen 
Entscheidungsfindungsprozeß des Staates als juristischer Person ergibt, und dem Politiker 
wiederum, der das staatliche Handeln (mit-)bestimmt, genügt seinerseits die aus Erfahrung 
bekannte praktische Vernunft, um die Rechtspflichten des Staates als gültig zu (er-)kennen 
und für deren Erfüllung zu sorgen. 

Die Rechtslehre ist mit Bezug auf das Rechtsgesetz „ein bloßes theoretisches 
Erkenntnis der möglichen Bestimmung der Willkür, d.i. praktischer Regeln“.402 Kant 
unterscheidet hier nicht wie üblich zwischen theoretischer und praktischer Erkenntnis, 
sondern zwischen (theoretischem) Erkennen einer Pflicht und deren (praktischer) 
Befolgung.403 Dieser Unterscheidung korrespondiert die zwischen principium diiudicationis 
und principium executionis.404 Das bloß theoretisch erkannte Gesetz stellt eine Handlung 
„objectiv als nothwendig“ vor,405 macht sie „zur Pflicht“406, stellt also eine „Verbindlichkeit“ 
fest, wobei die „theoretische Erkenntnis“ des Rechtsgesetzes sich auf die moralische 
Möglichkeit bzw. Unmöglichkeit des äußeren Willkürgebrauchs im Verein mit Anderen 
bezieht. Dieses Gesetz ist als die objektive Bedingung möglicher Rechtmäßigkeit von 
Handlungen ein Prinzip für deren Beurteilung; und die Behauptung von Rechtmäßigkeit und 
Unrechtmäßigkeit ist nichts anderes als die Behauptung einer objektiven Notwendigkeit. 
Auch das strikte Recht „gründet sich nun zwar auf dem Bewußtsein der [GG. durch das 
Rechtsgesetz jedermann auferlegten] Verbindlichkeit eines jeden nach dem Gesetze; aber 

                                                
400 RL AA 06.347. 
401 Byrd weist zu Recht auf die Geltung des “honeste vive”-Grundsatzes auch für Staaten hin. 

Auch diesen ist es rechtlich untersagt, sich durch ihr Handeln ihrer “Rechtspersönlichkeit” zu begeben. 
Siehe B. Sharon Byrd, „The State as a ‚Moral Person’“, in: Proceedings of the Eighth International 
Kant Congress, Memphis 1995, Milwaukee: 1995, vol. I, part 1, 175 f. 

402 MS AA 06.218. 
403 „Es ist aber eine solche völlig isolirte Metaphysik der Sitten [...] nicht allein ein 

unentbehrliches Substrat aller theoretischen, sicher bestimmten Erkenntniß der Pflichten, sondern 
zugleich ein Desiderat von der höchsten Wichtigkeit zur wirklichen Vollziehung ihrer Vorschriften.“ 
(GMS AA 04.410). „Setzen wir dagegen praktische Erkenntnisse den speculativen [und nicht den 
„theoretischen“] entgegen: so können sie auch theoretisch sein, wofern aus ihnen nur Imperative 
können abgeleitet werden. Sie sind alsdann, in dieser Rücksicht betrachtet, dem Gehalte nach (in 
potentia) oder objectiv praktisch. Unter speculativen Erkenntnissen nämlich verstehen wir solche, aus 
denen keine Regeln des Verhaltens können hergeleitet werden, oder die keine Gründe zu möglichen 
Imperativen enthalten. [...] Dergleichen speculative Erkenntnisse sind also immer theoretisch, aber 
nicht umgekehrt ist jede theoretische Erkenntniß speculativ; sie kann, in einer andern Rücksicht 
betrachtet, auch zugleich praktisch sein.“ (Logik AA 09.86 f.; ohne Kants Hervorh.; vgl. auch 
PPPowalski Vorl AA 27.97 f.)  

404 In der Vorlesung zur Moralphilosophie unterscheidet Kant zwischen „principium der 
Diiudication der Verbindlichkeit“ und „principium der Execution oder Leistung der Verbindlichkeit“, 
zwischen „Richtschnur und Triebfeder“, objektivem und subjektivem Grund des Handelns. 
(MPKaehler, S. 55 f.; ebenso MPCollins Vorl AA 27.274) Obwohl Kant später auch als moralische 
Triebfeder allein die reine praktische Vernunft bzw. die Achtung vor deren Gesetz zugelassen hat, so 
unterscheidet er doch weiterhin die Vernunft als Triebfeder von der gesetzgebenden Vernunft, durch 
welche die moralische Maxime zum Grund der Verbindlichkeit wird. 

405 MS AA 06.218; vgl. MS AA 06.222: „als objectiv-nothwendig denkt und nothwendig macht“. 
406 MS AA 06.218. 
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die Willkür darnach zu bestimmen, darf und kann es, wenn es rein sein soll, sich auf dieses 
Bewußtsein als Triebfeder nicht berufen, sondern fußt sich deshalb auf dem Princip der 
Möglichkeit eines äußeren Zwanges, der mit der Freiheit von jedermann nach allgemeinen 
Gesetzen zusammen bestehen kann.“407 Es setzt also allenfalls die Kenntnis der 
Verbindlichkeit als einer solchen voraus. Dazu aber genügt die auf reine praktische Vernunft 
als Erkenntnisvermögen gegründete Rechtslehre als „bloße Wissenslehre“408. Sollte die 
Kenntnis der objektiven Notwendigkeit des Rechtsgesetzes keine subjektiv verbindende und 
treibende Kraft haben,409 wie es denn bei einem Wesen ohne Bestimmbarkeit durch reine 
praktische Vernunft und damit ohne „Empfänglichkeit des Gemüths für Pflichtbegriffe 
überhaupt“410 entschieden der Fall wäre, so wird die Befolgung des bedingungslos geltenden 
Rechtsgesetzes, also dessen Wirksamkeit, durch die „schickliche[.] Triebfeder“411 der 
Androhung und notfalls der Ausübung äußeren Zwanges bewirkt werden.412 

Die hier waltende „Prinzipienrationalität“413 – so greift der Kritiker den entscheidenden 
Streitpunkt wieder auf – führe lediglich zu hypothetischen Imperativen, die als solche nur für 
denjenigen verbindlich seien, der äußerlich frei sein wolle und deswegen „aus Klugheit“ die 
durch das Rechtsgesetz bestimmten Bedingungen erfüllen müsse. Und für die Einsicht in 
diese Bedingungen genüge in der Tat reine Vernunft als Erkenntnisgrund; ihrer als 
Ausführungsgrund bedürfe es dazu nicht. Aber Kant erhebe ja auch für das Rechtsgesetz 
und die ihm entsprechenden Imperative den – von den Vertretern der Ebbinghaus-These 
durchaus eingeräumten und sogar ebenfalls vertretenen – Anspruch unbedingter 
Verbindlichkeit. Eben dieser Anspruch setze jedoch positiv verstandene Freiheit der Willkür 
zwingend voraus.  

Man darf daraus, daß jemand einen Rechtsimperativ möglicherweise nur aus Neigung, 
etwa zwecks Vermeidung der angedrohten Konsequenzen, befolgen kann, nicht schließen, 
es handele sich deswegen bloß um einen hypothetischen Imperativ. Der Rechtsimperativ ist 
durchaus ein kategorischer, gebietet somit seine Befolgung unabhängig von den Gründen – 
welchen auch immer –, die man für seine Befolgung haben oder auch sogar nicht haben 
mag, wobei im letzteren Fall der angedrohte Zwang aktuell wird. Subjektiv hat die Vernunft 

                                                
407 RL AA 06.232. 
408 TL AA 06.375. Johann Gottlieb Buhle, Ideen zur Rechtswissenschaft, Moral und Politik, 

Göttingen: 1799, S. 44: „Die juridische Regel des freyen Handelns bedarf der Sanction der ethischen 
Gesetzgebung, um für den Willen des Subjects gesetzlich zu werden. Objectiv bleibt sie ein bloßer 
Kanon der äußern Beurtheilung des Rechts“ oder auch des richtigen Gebrauchs der äußeren Freiheit. 
– Wenn Kersting erklärt, „praktische necessitas und praktische necessitatio treten beim Recht 
auseinander“ (siehe Wolfgang Kersting, WF, S. 105), dann scheint er abermals nicht zu ahnen, wie 
denkbar nahe er mit dieser Aussage der Ebbinghaus-These ist. Dahinter „versteckt“ sich nämlich der 
Unterschied zwischen reiner Vernunft als praktisch-erkennender und als praktisch-bestimmender (= 
für sich selbst praktischer) Vernunft, deren zwei Arten von Gebrauch nur im ethischen Verhalten 
zusammenkommen. 

409 „Die moralischen Gesetze haben an sich selbst keine vim obligatoriam, sondern enthalten 
nur die norm. Sie enthalten die objectiven Bedingungen der Beurtheilung, aber nicht die subjectiven 
der Ausübung.“ Refl 7097, HN AA 19.248. 

410 TL AA 06.399. 
411 MS AA 06.219. 
412 „Die Regel der handlungen muß allenthalben moralisch seyn, d.i. so daß mein wille zugleich 

allgemein zum Gesetz dienen könne; aber der Bewegungsgrund [...] kann auch als triebfeder der 
Zwang seyn.“ Refl 7273, HN AA 19.300. 

413 Wolfgang Kersting, WF, S. 90; 140. 
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dann einen bloß regulativen Gebrauch, objektiv aber durchaus einen konstitutiven. Sie ist 
objektiv, wenn auch nicht zugleich subjektiv gesetzgebend. Die Freiheitsgesetze sind als 
„Producte der reinen Vernunft“414 „Vorschrift[en] des Verhaltens“415, auch wenn die Vernunft 
nicht als reine praktisch ist, wenn nämlich der Adressat die Freiheitsgesetze nicht oder 
jedenfalls nicht um ihrer selbst willen befolgt oder gar als solche gar nicht befolgen kann, 
sondern etwa auf Grund eines Naturgesetzes, durch welches erst das praktische 
Vernunftgesetz mit der Handlung verknüpft wird. Im letzteren Fall ist reine Vernunft sogar 
verhaltenswirksam, wenn sie auch nicht als solche den Verhaltensgrundsatz bestimmt. 
Rechtlich relevant ist aber allein der Unterschied zwischen Befolgen und Nichtbefolgen des 
in reiner Vernunft gründenden Rechtsgesetzes (Legalität416 bzw. Illegalität). 

In Anlehnung an die Dissertation von Scholz behauptet Kersting,417 Kants praktische 
Philosophie lasse einen bloßen „Legalitätsimperativ“ nicht zu; und da das Rechtsgesetz die 
Triebfeder der Pflicht nicht verlange, sei es daher überhaupt kein kategorischer Imperativ. 
Dem ist zu entgegnen, daß vielmehr jeder kategorische Imperativ ein bloßer 
„Legalitätsimperativ“ insofern ist, als er die mögliche Allgemeingesetzlichkeit der Maximen 
des Handelns, also „Legalität“, und sonst nichts gebietet. Kerstings Behauptung gründet in 
seiner irrigen Meinung, im kategorischen Imperativ (tout court) „[falle] Dijudikations- und 
Exekutionsfunktion [zusammen]“.  

Wäre durch den kategorischen Imperativ die Pflicht zu gesetzmäßigem Handeln bereits 
als solche an die Triebfeder der Pflicht gebunden, wäre somit diese Triebfeder selber 
Bestandteil der kategorisch gebotenen Maxime, dann wäre die Rede von „Pflichterfüllung 
aus Pflicht“ pleonastisch, weil andere Arten von Pflichterfüllung ausgeschlossen wären, 
während für Kant gerade die Möglichkeit, seine Pflicht auch auf andere Art zu erfüllen, ein 
Spezifikum von Rechtspflichten darstellt. Da man, um etwas aus Pflicht tun zu können, die 
Pflicht bereits haben muß, kann der Inhalt eines kategorischen Imperativs in seiner 
Verbindlichkeit nicht vom Modus seiner Befolgung abhängen. Legalität ist für sich und somit 
unabhängig von der (zusätzlich Moralität bewirkenden) Triebfeder der Pflicht kategorisch, 
nämlich aus reiner praktischer Vernunftgesetzgebung, geboten.  

Es wird also gerade nicht, wie Kersting unterstellt,418 eine „begründungslogische 
Independenz der Rechtsphilosophie von der Konzeption reiner praktischer Vernunft“ 
behauptet. Vielmehr hat die Idee des Rechts mit allen ihren Folgen ihre Quelle allein in der 
Vernunft;419 sie ist ein reines Vernunftprodukt, das analytisch aus dem bloßen Begriff der 
äußeren Freiheit in einer auf Vernunft beruhenden Gemeinschaft mit Anderen hervorgeht; 
und dies wiederum keineswegs – wie Kersting zu suggerieren fortfährt – als 

                                                
414 KrV AA 03.520 (B 828). 
415 KrV AA 03.521 (B 831). 
416 Wie die Handlungen sein würden, „wenn sie auch alle durch den Zwang erpreßt werden 

müßten“ (Refl 7261, HN AA 19.297). 
417 Siehe zum Folgenden Wolfgang Kersting, WF, S. 103 f. 
418 Wolfgang Kersting, Kant über Recht, Paderborn: Mentis 2004,, S. 35. 
419 Wenn Ebbinghaus einmal auf ein natürliches Interesse der Menschen an dem 

Vorhandensein und Einhalten von Rechtsregeln hinweist, dann heißt dies nicht, daß er auch die 
unbedingte Verbindlichkeit des Rechtsgesetzes auf dieses Interesse gründet. Dafür kommt nur die 
reine Vernunft in Betracht. Siehe Julius Ebbinghaus, Die Strafen für die Tötung eines Menschen nach 
Prinzipien einer Rechtsphilosophie der Freiheit, GS II 305. 
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„koexistenztechnische Verstandesregel im Dienste der Nützlichkeit“420, sondern als auf die 
Menschen als äußerlich freie Wesen notwendig bezogene Idee der Vernunft. Das Gesetz 
des Rechts macht bestimmte äußere Handlungen deswegen notwendig, weil nur so die freie 
Willkür hinsichtlich ihres äußeren Gebrauchs mit sich selbst auch kollektiv zusammenstimmt. 
Und der Begriff des praktischen Gesetzes verlangt entgegen der Meinung von Kersting als 
Voraussetzung nicht „die Möglichkeit einer rein vernünftigen Willensbestimmung“421, sondern 
nur die Möglichkeit (Fähigkeit)422 seiner Befolgung.423 Eben dazu reicht aber im Falle des 
Rechtsgesetzes die von Menschen alltäglich praktizierte Freiheit nachweislich aus. Nur im 
Falle des Tugendgesetzes ist auch die Fähigkeit erforderlich, es um seiner selbst willen und 
also durch reine Vernunft bestimmt zu befolgen. 

Nimmt man Kants Begriff eines „äußeren Rechts überhaupt“, der bekanntlich „gänzlich 
aus dem Begriffe der Freiheit im äußeren Verhältnisse der Menschen zu einander 
hervor[geht]“424, so ist evident, daß es schon die erkennende, nicht erst die auch den Willen 
zuoberst bestimmende reine Vernunft ist,425 die „sagt“ (sic!) – und nur dieses sagt sie426 – , 
daß die äußere Freiheit in ihrer Idee allgemeingesetzlich eingeschränkt sei (sic!) und 
deswegen auch von jedermann „thätlich“ eingeschränkt werden dürfe. Die Idee des Rechts 
„hat objective Realität in Ansehung äußerer Verhältnisse nach Gesetzen der Freyheit blos 
dadurch daß sie gedacht wird.“427 Für das Eingeschränkt-Sein wie für das Eingeschränkt-
Werden-Dürfen wird die Forderung, daß die Pflicht auch Triebfeder sei, von Kant 
ausdrücklich abgewiesen. 

Der Grund der objektiven Notwendigkeit, in Übereinstimmung mit dem Rechtsgesetz 
zu handeln, liegt allein in der durch die juridische Vernunft erkannten Richtigkeit solchen 
Handelns mit Bezug auf äußere Freiheit; so wie der Grund der objektiven Notwendigkeit, in 
Übereinstimmung mit einer mathematischen Regel zu rechnen, in der durch die 
mathematische Vernunft erkannten Richtigkeit solchen Rechnens liegt. Der Fähigkeit aber, 
die juridische bzw. mathematische Regel um ihrer selbst willen zu befolgen, bedarf es weder 
für die objektive Gültigkeit der Regel, noch für deren Erkenntnis, noch für deren Befolgung. 

Die von Fichte mit Bezug auf das Rechtsgesetz gemachte und in dem hier erörterten 
Zusammenhang von Kersting kritisch verwendete Unterscheidung428 zwischen bloßem 
Denkgesetz und Sittengesetz ist irreführend. Dem durch bloßes Denken mit „logischer 
Konsequenz“ erkannten Sachverhalt, also dem Rechtsgesetz, kommt in der Tat 

                                                
420 Wolfgang Kersting, Kant über Recht, Paderborn: Mentis 2004, S. 35. 
421 Wolfgang Kersting, WF, S. 141. 
422 Ultra posse nemo obligatur. 
423 Ethische und juridische Gesetze haben infolge der unterschiedlichen Voraussetzungen 

bezüglich der Fähigkeit zu ihrer Befolgung auch eine unterschiedliche Adressatenmenge, wobei die 
Adressatenmenge der ethischen Gesetze eine echte Teilmenge der Adressatenmenge der juridischen 
Gesetze ist, wie umgekehrt und in anderer Hinsicht die juridischen Gesetze als indirekt-ethische eine 
echte Teilmenge der ethischen Gesetze sind. 

424 TP 08.289 (m. H.; ohne Kants Hervorh.). 
425 So auch Reich: „Die ratio pura wird hier nur als Erkenntnisvermögen des Rechts und 

Unrechts in Anspruch genommen, nicht als Bestimmungsgrund der Willkür.“ (Klaus Reich, „Rousseau 
und Kant“, [Anm. 206], S.157). 

426 Siehe RL 06.231.16 
427 VARL HN 23.330 (m. H.). 
428 Siehe Wolfgang Kersting, WF, S. 171 ff.  
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„Denknotwendigkeit“ zu. Insofern könnte man es auch ein Denkgesetz nennen. Aber es ist 
zugleich im Unterschied etwa zu dem für seine Erkenntnis verwendeten Satz des 
Widerspruchs erheblich mehr. Es ist eben kein Gesetz für richtiges Denken, sondern für 
richtiges Handeln. Man könnte sagen, es komme ihm praktische Wahrheit zu.429 Die in ihm 
zum Ausdruck kommende objektive Notwendigkeit ist keine bloß logische, sondern eine 
juridische Notwendigkeit, die sich aus der Natur der äußeren Freiheit in 
Handlungsgemeinschaft mit Anderen ergibt und sich zugleich auf eben diese Freiheit 
bezieht. Dieses Gesetz hat nicht etwa nur, wie gerne eingewendet wird, hypothetische 
Geltung, nämlich für denjenigen, der richtig handeln will. Vielmehr gilt es bedingungslos für 
jedermann. Die Bedingungslosigkeit bezieht sich auf den Inhalt, nicht auf den Modus der 
Pflichterfüllung. Aber natürlich weist auch ein guter Wegweiser nur die richtige Richtung; 
gehen muß der Wanderer den Weg schon selber. Zu gewährleisten ist die Befolgung eines 
praktischen Gesetzes überhaupt nur dann, wenn ihre Zufälligkeit auf Grund bloß sinnlicher 
Triebfedern ausgeschlossen ist. Dieser Ausschluß erfolgt mit Bezug auf das ethische Gesetz 
durch die Bindung der Befolgung an die Pflicht als Triebfeder, mit Bezug auf das 
Rechtsgesetz durch die Möglichkeit äußeren Zwanges. 

Die objektive praktische Notwendigkeit des moralischen Gesetzes bekommt für den 
Menschen den Charakter der Nötigung und wird damit subjektiv zur Verbindlichkeit (Pflicht), 
weil das moralische Gesetz notwendig als selbstgegeben gedacht werden kann.430 Der 
schöne Ausspruch: „Frei gehorcht man besser.“ läßt sich noch schärfer fassen: „Gehorchen 
(und nicht bloß der Gewalt weichen) kann man überhaupt nur frei.“ Der Befehl zu gehorchen 
ist ebenso sinnlos wie der Befehl, frei zu sein.431 Gehorchen kann man letztlich nur sich 
selbst. Ein moralisches Gesetz ist das Gesetz eines Willens, der „durch seine Maxime sich 
selbst zugleich als allgemein gesetzgebend betrachten [kann]“432, und entsprechend ist seine 
Maxime die Maxime eines Willens, „der zugleich sich selbst als allgemein gesetzgebend zum 
Gegenstande haben könnte“433. „Der Wille wird also nicht lediglich dem Gesetze 
unterworfen, sondern so unterworfen, daß er auch als selbstgesetzgebend und eben um 
deswillen allererst dem Gesetze (davon er selbst sich als Urheber betrachten kann) 
unterworfen angesehen werden muß.“434 Die Verbindlichkeit des Gesetzes besteht in dem 
Gebundensein an es (Verbundensein) durch Selbstbindung an es als das eigene Gesetz. Ein 

                                                
429 Ein Seitenblick auf Hobbes empfiehlt sich. Unrecht ist für diesen etwas, das 

vernünftigerweise gar nicht gewollt werden kann; es ist eine praktische Absurdität. „Das Unrecht ist 
[...] eine Art Absurdität im Verkehr, wie die Absurdität eine Art Unrecht in der Disputation ist.“ (Thomas 
Hobbes, De Cive III 3) So ist etwa die Unterlassung eines Vertragsbruchs ein bedingungsloses 
„dictamen rectae rationis“, weil ein Vertrag zwar vielerlei Bedingungen enthalten kann, nur keine 
solchen, die den Willen zu seiner Erfüllung selber betreffen; weil ein Vertrag also hinsichtlich seiner 
Verbindlichkeit überhaupt nur als bedingungslos gedacht werden kann. Also ist die Regel „pacta sunt 
servanda“ ein kategorischer Imperativ. 

430 Der Begriff der „notwendigen Möglichkeit“ ist im Rahmen der kantischen Philosophie von 
größter Wichtigkeit, die allerdings oft nicht beachtet wird. Geradezu klassisch: „Man muß wollen 
können, daß eine Maxime unserer Handlung ein allgemeines Gesetz werde.“ GMS AA 04.424 (ohne 
Kants Hervorh.); ebenso KpV AA 05.132. 

431 Es sei an Hanns Dieter Hüsch erinnert, der einen Schuldirektor in scharfem Kommandoton in 
den Pausenhof hinunterbrüllen läßt: „Ungezwungen! Ungezwungen!“. 

432 GMS AA 04.434. 
433 GMS AA 04.432. 
434 GMS AA 04.431 (2., 3. und 4. Hervorh. von mir) 
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moralisches Gesetz ist unbedingt verbindlich, weil jedermann notwendig seine Zustimmung 
hat geben können.  

Selbstgesetzgebung ist der Verbindlichkeitsgrund eines jeden kategorischen 
Imperativs.435 „Was oder wer ihn verpflichtet. Das ist sein eigener Wille als allgemein a priori 
gesetzgebend betrachtet, die moralisch-practische Vernunft durch den categorischen 
Imperativ.“436 „[...] was meine Freiheit betrifft, so habe ich selbst in Ansehung der göttlichen, 
von mir durch bloße Vernunft erkennbaren Gesetze keine Verbindlichkeit, als nur so fern ich 
dazu selber habe meine Beistimmung geben können ([...] durchs Freiheitsgesetz meiner 
eigenen Vernunft [...])“.437 Diese ist der oberste Grund aller moralischen Verpflichtung. Daher 
ist sowohl für die Rechtslehre als auch für die Ethik / Tugendlehre der Begriff der 
Selbstgesetzgebung ebenso zentral wie sein Wechselbegriff der Freiheit. Doch hat er wie 
dieser in den beiden Lehren eine durchaus unterschiedliche Bedeutung.  

In der Ethik geht es nicht allein um die Form (Gesetzestauglichkeit) der 
Handlungsmaximen, sondern um deren Materie, also um ein Gesetz für diese. Eine Maxime 
für die Annahme meiner Handlungsmaximen ist nur als meine eigene möglich; und deshalb 
kann auch ein darauf bezogenes Gesetz trotz seiner Allgemeinheit nur als je eigenes 
gedacht werden. Es muß wirklich selbstgegeben sein und unabhängig von jedem möglichen 
Interesse um seiner selbst willen befolgt werden;438 und das heißt: reine Vernunft muß 
praktisch sein.439 Damit führt der Begriff der Selbstgesetzgebung im Rahmen der Ethik über 
die gegebene Bestimmung hinaus auf „Autonomie des Willens“ als transzendentale 
Freiheit.440  

In Bezug auf den inneren Gebrauch der Freiheit „muß das Subject sich selbst [...] das 
Gesetz geben“441. Dies geschieht durch das wirkliche Praktischwerden der eigenen reinen 
Vernunft, indem diese sich im moralischen Bewußtsein442 „als ursprünglich gesetzgebend [...] 
ankündigt“443 und dann natürlich in jedem Handeln aus Achtung vor dem Gesetz.  

Im Falle der Ethik handelt es sich um die je eigene Gesetzgebung hinsichtlich des je 
eigenen inneren Gebrauchs der freien Willkür. Das ethische Gesetz kann nur gedacht 
                                                

435 „[A]lle Verbindlichkeit [beruht] auf der Freiheit selbst [...], und [hat] darin insoweit ihren Grund 
[...], als die Freiheit unter der Bedingung betrachtet wird, unter welcher sie allgemeines Gesetz seyn 
kann [...].“ MSVigil Vorl AA 27.523 (m. H.). 

436 VARL HN AA 23.344.  
437 ZeF AA 08.350. 
438 Man kann – und eben dies geschieht in der in der Kantforschung durchweg als eine der drei 

Formeln des kategorischen Imperativs verstandenen Formulierung (GMS AA 04.432.03-04) – „die 
Lossagung von allem Interesse beim Wollen aus Pflicht [...] in dem [kategorischen] Imperativ selbst 
durch [...] eine Bestimmung, die er enthielte, mit [andeuten]“. Siehe GMS AA 04.431 f. (m. H.). 

439 In diesem Umstand mag der Grund dafür liegen, daß in der Literatur häufig auch die 
Triebfeder der Pflicht als ein Bestandteil des kategorischen Imperativs angesehen wird. 

440 Siehe dazu GMS AA 04.446 f.; 04.461; KpV AA 05.33. Die Rede von transzendentaler 
Freiheit als ratio essendi des moralischen Gesetzes und also als Bedingung der Möglichkeit eines 
kategorischen Imperativs bezieht sich nicht auf die unbedingte Geltung des Imperativs, sondern auf 
dessen unbedingte Befolgung. Diese setzt für den inneren Gebrauch der freien Willkür absolute 
Spontaneität voraus. 

441 VATL HN AA 23.387 f.; vgl. auch VARL HN AA 23.345.02-03; ferner TL AA 06.439. 
442 und in der Stimme des Gewissens, das zu haben bzw. die zu hören selber allerdings nicht 

Pflicht sein kann! Vgl. TL AA 06.399 ff. 
443 KpV AA 05.31 f. 
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werden als das Gesetz des je eigenen (autonomen) Willens in Bezug auf Maximen der 
Zwecksetzung, durch die der Wille zugleich allgemein gesetzgebend für alle praktisch-
vernünftigen Wesen ist, obwohl die Maximen tatsächlich nur jeweils die eigenen sind. Der je 
eigene Wille ist Urheber des Gesetzes und Gesetzgeber (Urheber der Verbindlichkeit nach 
dem Gesetz).444 

In Bezug auf den äußeren Gebrauch der Freiheit genügt es, wenn „blos die allgemeine 
practische Vernunft“445 dem Subjekt das Gesetz gibt.446 Dies kann ebenfalls mit moralischem 
Bewußtsein und aus Achtung vor dem Gesetz geschehen. Aber die Selbstgesetzgebung 
muß hier nicht durch den eigenen Willen erfolgen. Es genügt, daß der in der Gesetzgebung 
zum Ausdruck kommende „Wille[..] überhaupt, der auch der Wille Anderer sein“447 kann,448 
notwendig als der eigene Wille gedacht werden kann.449 

Im Falle der Rechtslehre handelt es sich um die Selbstgesetzgebung der vereinigt 
gedachten Menschheit hinsichtlich des äußeren Gebrauchs der freien Willkür von 
jedermann. Das Rechtsgesetz kann nur als das Gesetz „des Willens überhaupt“ als des 
Urhebers des Gesetzes gedacht werden, wobei Gesetzgeber „auch der Wille Anderer sein 
könnte“.450 Es unterscheidet sich vom ethischen Gesetz in zweifacher Hinsicht: es betrifft 
nicht das innere, sondern das äußere Handeln; und nicht nur das je eigene, sondern das 
Handeln von jedermann im äußeren Verhältnis zu allen Anderen. Es gebietet jedermann ein 
äußeres Handeln nach Maximen, nach denen es mit dem äußeren Handeln von jedermann 
allgemeingesetzlich kompatibel ist. Der Urheber des Rechtsgesetzes kann nur als der 
vereinigte Wille Aller gedacht werden, in welchem der eigene vernünftige Wille zwar 
notwendig enthalten ist, aber eben als mit dem Willen von jedermann vereinigt und nicht 
etwa als durch seine subjektive Maxime allgemein gesetzgebend zum Willen Aller 
verallgemeinert.451 Nicht der „Wille eines jeden der auf alle gehet, ist Urheber des 
Rechtsgesetzes, sondern „der vereinigte Wille aller der auf einen jeden geht“.452 Für die 
Rechtsgesetzgebung ist der je eigene Wille nie als einzelner relevant, sondern immer nur als 
in der Einheit des vereinigten Willens Aller enthaltener Wille. Die bereits zitierte Passage aus 
der Grundlegung zur Metaphysik der Sitten ließe sich entsprechend bezüglich des Rechts 
wie folgt lesen: Der Wille wird also im Hinblick auf das äußere Handeln in 
Handlungsgemeinschaft mit Anderen nicht lediglich dem Gesetze unterworfen, sondern so 

                                                
444 Siehe MS AA 06.227; Refl 6099, HN AA 18.452.12-13; Refl 6769, HN AA 19.156. 
445 VATL HN AA 23.387 f.; RL AA 06.335: „die reine rechtlich-gesetzgebende Vernunft (homo 

noumenon)“.  
446 „[...] das Gesetz [...] blos als aus Deiner Vernunft [nicht] auch als aus Deinem Willen 

entsprungen betrachtet [...]“ (VATL HN AA 23.388). 
447 TL AA 06.389.  
448 MS AA 06.223: „[...] daß eine Person keinen anderen Gesetzen als denen, die sie (entweder 

allein [GG. in der Ethik], oder wenigstens zugleich mit anderen [GG. im Recht]) sich selbst giebt, 
unterworfen ist.“ 

449 „Alle Rechtsgesetze müssen aus der Freiheit derer hervorgehen die ihnen gehorchen 
sollen.“ (VATP, HN AA 23.129; m. H.) 

450 TL AA 06.389. 
451 Eine solche Verallgemeinerung würde zu einem universal-reziproken Widerspruch führen 

und damit die Lösung des Rechtsproblems prinzipiell unmöglich machen.  
452 VARL HN AA 23.284. „a. für mich selbst allgemein in Ansehung aller Handlungen b. 

allgemein für jedermann gegen einander ethic und ius“ (VATL HN AA 23.376; siehe auch daselbst). 
Man beachte den Unterschied der Reihenfolge: für mich selbst allgemein – allgemein für jedermann! 
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unterworfen, daß er auch als mitgesetzgebend und eben um deswillen allererst dem Gesetze 
(davon er selbst sich gemeinsam mit allen Anderen als Mit-Urheber betrachten kann) 
unterworfen angesehen werden muß.453 

Die Bestimmung des Rechts als des Inbegriffs der Bedingungen, unter denen die 
äußere Freiheit, „wenn ihre Maxime zum allgemeinen Gesetz gemacht wurde“, mit sich 
selbst zusammenstimmt,454 läßt sich somit als die Antwort auf die Frage verstehen, welches 
Gesetz der Einschränkung der äußeren Freiheit notwendig als von jedermann selbst 
gegeben gedacht werden könne.  

Entsprechend steht Fremdzwang der Idee des „Willens überhaupt“ dann durchaus 
nicht entgegen, wenn er jederzeit als die Exekution eines durch das gezwungene 
Rechtssubjekt selber (mit-)gegebenen, also aus dessen eigenen Willen entsprungenen 
Gesetzes gedacht werden kann. Auch die Ausübung äußeren Zwanges steht damit unter der 
Bedingung, daß ihr jedermann notwendig zustimmen könnte: sie muß selber ausschließlich 
im Dienste der Wirksamkeit des Rechtsgesetzes stehen. Dann – und nur dann – kann sie 
notwendig als selbstgewollt gedacht werden; und dann – und nur dann – ist sie nicht etwa 
gegen die äußere Freiheit gerichtet, sondern vielmehr in deren Dienst und der Idee nach 
deren Ausdruck.455 Äußerer Zwang ist nur dann legitim, wenn er zugleich notwendig als 
Selbstzwang gedacht werden kann. Denn dann – und nur dann – ist er in Übereinstimmung 
mit der Idee der Rechtsperson, indem diese456 zur Freiheit gezwungen457 wird.458 

Ein Gesetz bloß für den äußeren Willkürgebrauch kann also auch dann jederzeit als 
Gesetz des eigenen Willens gedacht werden, wenn dieser nicht selber gesetzgebend ist, 
sofern nur der das Gesetz tatsächlich gebende Wille als ein allgemeiner und damit den 
eigenen Willen einschließender Wille gedacht werden kann.459 Nur nach dem Prinzip eines 
„allseitige[n], nicht zufällig, sondern a priori, mithin nothwendig vereinigte[n] [sic!] und darum 
allein [sic!] gesetzgebende[n] Wille[ns] [...] ist Übereinstimmung der freien Willkür eines jeden 
mit der Freiheit von jedermann, mithin ein Recht überhaupt, [...] möglich.“460 Das 
Rechtsgesetz ist das oberste und allumfassende Prinzip eines „allgemeingültigen Willen[s], 
dabei jeder frei sein kann“461. Der allgemeine Wille der Menschheit als Gemeinschaft 
äußerlich freier Wesen gibt sich der Idee nach in der Person jedes einzelnen Menschen 
unabhängig von jeder äußeren Bestimmung selber das Gesetz für den äußeren Gebrauch 

                                                
453 Siehe GMS AA 04.431. 
454 Siehe TL AA 06.380. 
455 „Es kann Jemand von anderen zur Pflicht gezwungen werden, und er handelt auch alsdann 

frei.“ MSVigil Vorl AA 27.521. 
456 Einschließlich ihrer eigenen Gesetzgeber, deren „moralische Gesinnung [man] hiebei wenig 

in Anschlag bringen kann“ (ZeF AA 08.371). 
457 Vgl. schon Rousseau, Du Contrat Social, I 7. 
458 Wer nicht moralisch gezwungen werden kann, der muß pathologisch gezwungen werden. 

Siehe Refl 7004, HN AA 19.224.  
459 Vgl. hierzu Amandus Altmann, Freiheit im Spiegel des rationalen Gesetzes bei Kant, Berlin: 

Duncker & Humblot 1982, S. 76 f. 
460 RL AA 06.263. 
461 IaG AA 08.23. Mir ist bekannt , daß Kant selber an der zitierten Stelle vom öffentlichen Recht 

spricht. 
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der Willkür in Gemeinschaft mit Anderen.462 Der Mensch als Rechtsperson ist, indem er dem 
allgemeinen Menschheitswillen unterworfen ist, damit doch nur seinem eigenen 
(vernünftigen) Willen unterworfen und eben deswegen frei.463 

Das Rechtsgesetz enthält gar nichts anderes als diejenigen Bedingungen des äußeren 
Willkürgebrauchs, hinsichtlich derer der Wille von jedermann a priori mit dem Willen aller 
Anderen übereinstimmt. Es ist das Gesetz eines möglichen Willens der Menschheit, sofern 
diese nämlich „in der Einheit ihres Willens durch das Gesetz der Vereinigung der Freiheit 
aller nach Gesetzen konstituiert ist“464. Dies gilt gänzlich unangesehen der möglichen 
Triebfeder. Auch wenn die Befolgung durch äußeren Zwang bewirkt wird, so kann doch 
niemand sagen, ihm sei ein fremder Wille oktroyiert und er sei damit seiner äußeren Freiheit 
beraubt worden.465 Denn der Wille „überhaupt“, welcher der Idee des Rechts zugrunde liegt 
und welcher jemandem möglicherweise in der raum-zeitlichen Wirklichkeit von dem Willen 
„Anderer“ aufgezwungen wird, zielt ja einzig darauf, jedermann von der nötigenden Willkür 
aller Anderen unabhängig und also äußerlich frei zu machen. Das Gesetz des Rechts ist (der 
Idee nach) Ausdruck des Willens der Menschheit als „derjenigen universalen Gemeinschaft, 
in der alle möglichen Menschen zu allen möglichen Zeiten in Beziehung auf ihre (äußere) 
Freiheit vereinigt sind“466. Denn nur unter diesem Gesetz kann „der Wille aller Menschen im 
Verhältnisse möglicher äußerer Willkürhandlungen zur Einheit eines einzigen Willens 
zusammenstimmen [...]. Die Menschheit selber, gedacht als Subjekt dieses allgemeinen 
Willens, sie ist es, die für jeden einzelnen die Einschränkung seiner Freiheit auf die 
Bedingungen ihrer gesetzlichen Übereinstimmung mit der aller anderen notwendig macht.“467  

Sowohl das ethische als auch das juridische Gesetz sind als das Gesetz des eigenen 
Willens und dennoch als ein allgemeines Gesetz468 zu begreifen.469 Aber im ethischen Fall ist 

                                                
462 Die Rechtspflichten „enthalten die Beschränkung der Freyheit durchs Gesetz entweder des 

Willens der Menschheit oder der Menschen“ (VARL HN AA 23.343). „Vollkommene Verbindlichkeit ist 
die so sich auf dem Recht eines andern gründet entweder Ideals der Menschheit oder einer reellen 
Person.“ (Ebd., 23.350; m. H.) Siehe auch ebd., 23.269. 

463 Vgl. auch SF AA 07.91: „[...] republicanisch [...] regieren, d.i. das Volk nach Principien [...] 
behandeln, die dem Geist der Freiheitsgesetze (wie ein Volk mit reifer Vernunft sie sich selbst 
vorschreiben würde) gemäß sind, wenn gleich dem Buchstaben nach es um seine Einwilligung nicht 
befragt würde.“ Entsprechend ist auch ein Staat dadurch „autonom“, daß er „sich selbst nach 
Freiheitsgesetzen bildet und erhält“. (RL AA 06.318) Dabei transzendentale Freiheit auch nur zu 
assoziieren, wäre ganz abwegig.  

464 Julius Ebbinghaus, „Kants Ableitung des Verbotes der Lüge aus dem Rechte der 
Menschheit“, GS I 417. „Nach der Regel des Rechts muß eines jeden Willen mit sich selbst nach 
allgemeiner und äußerlicher Regel übereinstimen; folglich muß er gleichsam ein Wille des Gantzen 
seyn, und die actuation des Gemeinschaftlichen Willens ist die bürgerliche Gesellschaft.“ Refl 7682, 
HN AA 19.489 (m. H.). „Wir sind necessitirt durch den gemeinschaftlichen Willen [...] Was durch die 
form des gemeinschaftlichen Willens moglich ist, ist recht“. Refl 7004, HN AA 19.224; siehe ferner Refl 
6667, HN AA 19.128. In einer Vorlesung aus den 1770er Jahren spricht Kant von allgemeiner Willkür, 
gemeinschaftlicher Willkür (die auch unsere in sich begreife), Willkür im allgemeinen, arbitrium 
universale, arbitrium commune. (PPPowalski Vorl AA 27.140 f.; ähnlich Refl 7036; HN AA 19.231; Refl 
7051-7052, HN AA 19.235 f.) 

465 Vgl. Refl 7051-7052, HN AA 19.235 f. 
466 Julius Ebbinghaus, „Macht und Recht“, GS I 333. 
467 Julius Ebbinghaus, „Positivismus – Recht der Menschheit – Naturrecht – Staatsbürgerrecht“, 

GS I 353 f. (m. H.); siehe auch daselbst. 
468 Vgl. hierzu auch die grundsätzlichen Überlegungen zur Möglichkeit der Begründung 

moralischen (ethischen wie juridischen) Verpflichtetseins bei: Bernward Grünewald, „Praktische 
Vernunft, Modalität und transzendentale Einheit. Das Problem der transzendentalen Deduktion des 
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es ein Gesetz, das der je eigene Wille sich für seinen je eigenen inneren Willkürgebrauch 
gibt; es ist ein allgemeines Gesetz für die je eigenen Zwecksetzungen von Individuen.470 Im 
juridischen Fall ist es dagegen471 ein Gesetz, das der Wille der Menschheit als der in der 
Idee vereinigte Wille Aller472 sich und damit allen gemeinsam für jedermanns äußeren 
Willkürgebrauch gibt; es ist ein allgemeines Gesetz für das je eigene äußere Handeln 
innerhalb einer Gemeinschaft von Individuen.473 Nur durch diesen „Willen überhaupt“ und 
seine Gesetzgebung ist die äußere Freiheit von jedermann gesetzlich gewährleistet; und 
eben darauf beruht seine allgemeine Verbindlichkeit. Er ist der einzige denkbare Wille, der 
unmöglich jemandem Unrecht tun kann. Dieser allgemeine Wille ist bindend, weil ein ihm 
Unterworfener ihn notwendig als seinen eigenen ansehen kann.474 

Kersting scheint mit anderen Autoren der Meinung zu sein, daß es laut Kant eine 
Verbindlichkeit ohne Freiheit des Willens nicht geben könne. Sofern es dabei um die 
Bestimmung des Willens aus reiner praktischer Vernunft geht, trifft dies auch zu. Sein 
äußeres Handeln jedoch kann man auch gemäß Gesetzen der reinen Vernunft bestimmen, 
ohne es zugleich aus reiner Vernunft tun zu können. Im Falle des auf den Willen bezogenen 
Gesetzes wird dessen Verbindlichkeit nicht etwa bewiesen, sondern sie zwingt sich im 
moralischen Bewußtsein auf und hat selber in der sich hier als „Factum“ zeigenden 
Autonomie der reinen praktischen Vernunft ihren Ursprung. Von dieser Verbindlichkeit kann 
man in der Tat sagen, es könne sie nicht geben ohne Freiheit des Willens als ihre ratio 
essendi. Im Falle des Rechtsgesetzes braucht reine Vernunft gar nicht praktisch zu sein; es 
genügt das aus der Erfahrung bekannte Praktisch-Sein der Vernunft im Hinblick auf den 
äußeren Gebrauch der Willkür. Während im ersten Fall nur ein Schluß von der (im Faktum 
der eigenen Vernunft sich zeigenden) Verbindlichkeit des ethischen Gesetzes auf die 
Freiheit des Willens möglich und zugleich auch (als Schluß auf den Seinsgrund) nötig ist, 
sind mit der aus Erfahrung bekannten Freiheit des Handelns in menschlicher Gemeinschaft 
sowohl der Seinsgrund als auch der Erkenntnisgrund des Rechtsgesetzes gegeben. Dessen 
Verbindlichkeit für den Menschen liegt dann in seinem (des Rechtsgesetzes) notwendig 
möglichen Ursprung im Willen der Menschheit. 

                                                                                                                                                   

Sittengesetzes“; in: Hariolf Oberer / Gerhard Seel, Kant. Analysen – Probleme – Kritik, Würzburg: 
Königshausen & Neumann 1988, S. 127-168, bes. S. 161 ff. Grünewalds beispielgebende Arbeit 
verdiente nicht nur mehr Beachtung, sondern vor allem auch Verwendung in der 
Grundlagenforschung zu Kant. 

469 Vgl. GMS AA 04.432.29-30. 
470 Vgl. VARL HN AA 23.269. 
471 Das Rechtsgesetz schließt, worauf Ebbinghaus aufmerksam macht, „gerade jede Autonomie 

des Willens des einzelnen in Beziehung auf die Bestimmung der äußeren Freiheit aus. Es liegt […] im 
Begriffe des Rechtes als eines Prinzipes a priori der Bestimmung der äußeren Freiheit, daß keiner der 
ihm Unterworfenen eine eigene, von der Freiheit der anderen unabhängige Freiheit haben kann“. 
Julius Ebbinghaus, „Kants Rechtslehre und die Rechtsphilosophie des Neukantianismus“, GS II 242 
(m. H.; ohne die Hervorh. von Ebbinghaus). 

472 Vgl. VARL HN AA 23.216; 23.220; 23.276. 
473 Der hier festgestellte Unterschied zwischen ethisch und rechtlich gesetzgebendem Willen 

hat nicht etwa zur Folge, daß sich ethisches Gesetz und Rechtsgesetz je widersprechen könnten. 
Ihrer beider Quelle ist ja ein und dieselbe reine praktische Vernunft. 

474 „Es kan niemand den andern obligiren, als durch eine nothwendige (Verknüpfung) 
einstimung des Willens anderer mit dem seinen nach allge|meinen Regeln der Freyheit. Also kan er 
niemals den andern obligiren, als vermittelst desselben eignen Willen.“ Refl 6954, HN AA 19.212 f. 
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Auch und gerade hinsichtlich der Rede vom moralischen Prinzip ist der Unterschied 
zwischen principium diiudicationis und principium executionis genau zu beachten.475 Die 
Ablehnung der Ebbinghaus-These hat vermutlich ihren tiefsten Grund in der Annahme, die 
sogenannte „Autonomie-Formel“ in der Grundlegung zur Metaphysik der Sitten sei eine der 
verschiedenen Formeln des kategorischen Imperativs, so daß auch für den juridischen 
Imperativ als einem kategorischen notwendig Autonomie des Willens vorauszusetzen sei. 
Aber das Prinzip der Autonomie ist nicht eine (weitere) besondere Formel des kategorischen 
Imperativs,476 die wie die anderen drei besonderen Formeln ihn als Beurteilungsprinzip „der 
Anschauung [...] und dadurch dem Gefühle näher“ bringen soll.477 Dieser Imperativ fordert 
bekanntlich, daß die Maxime, nach der man handelt, jederzeit als allgemeines Gesetz 
gedacht werden kann, womit über den Urheber nichts gesagt ist. Die Autonomie-Formel 478 
fügt diesem Imperativ in der Sache nichts hinzu; auch in ihr geht es um die Tauglichkeit der 
Maximen zu einer allgemeinen Gesetzgebung. Für diese Tauglichkeit ist es vollkommen 
irrelevant, ob man die Gesetzgebung zugleich als Selbstgesetzgebung begreift. Kurz: das 
Prinzip der Autonomie des Willens berührt den Inhalt des kategorischen Imperativs gar nicht. 
Als Prinzip der Beurteilung sagt dieser eben nur, was Pflicht ist. Was jene Formel dem 
hinzufügt, ist der eigene Wille als Urheber des Gesetzes und der Verbindlichkeit nach dem 
Gesetz, also das Prinzip der Ausübung für ethische Imperative.479 – 

Da es hier nicht zuletzt um eine These geht, für die zu Recht der Name von Julius 
Ebbinghaus steht, dürfte es abschließend angemessen sein, ihn selber mit einigem von dem, 
was er ebenso bündig wie prägnant zu ihrer Verteidigung geäußert hat, zu Wort kommen zu 
lassen. 

„[...] die Tatsache, daß das Recht als das Gesetz a priori der Bestimmung der äußeren 
Freiheit durch den kategorischen Imperativ als das Gesetz der reinen praktischen Vernunft 
gefordert ist, bedeutet [...] keineswegs, daß der Wille, für dessen Autonomie das 
Rechtsgesetz konstitutiv ist, der Wille jedes einzelnen als Prinzip a priori der Bestimmung 
seiner Zwecke, und also im Verhältnis seiner möglichen inneren Freiheit sei. Vielmehr ist 
dieser rechtlich autonome Wille der Wille eines jeden, sofern er mit dem aller anderen den 
Bedingungen des Rechtes gemäß zur Einheit a priori einer mögliche Gesetzgebung der 
äußeren Freiheit aller vereinigt gedacht wird.480 Diesem allgemeinen Menschheitswillen ist in 

                                                
475 Vgl. auch Henry E. Allison, „The Concept of Freedom in Kant’s ‚Semi-Critical’ Ethics“, in: 

Archiv für Geschichte der Philosophie, 68 (1986) 96 f. 
476 Siehe hierzu auch Georg Geismann, „Die Formeln des kategorischen Imperativs nach H. J. 

Paton, N.N., Klaus Reich und Julius Ebbinghaus“, in: Kant-Studien, 93 (2002) 374-384. Jüngst dazu 
und Überlegungen von Reich und Ebbinghaus fortsetzend: Manfred Baum, „Sittlichkeit und Freiheit in 
Kants Grundlegung“, in: Kristina Engelhard / Dietmar H. Heidemann (Hrsg.), Ethikbegründungen 
zwischen Universalismus und Relativismus, Berlin / New York: de Gruyter 2005, S. 183-202. Siehe 
ferner Herbert Meyer, Kants transzendentale Freiheitslehre, Freiburg / München: Alber 1996, S. 70 f. 

477 GMS AA 04.436. 
478 Siehe GMS AA 04.434. 
479 Nur von solchen ist in GMS AA 04.431.34 – 06.432.04 die Rede.. 
480 Wenn Ebbinghaus hier eher irreführend von einem rechtlich autonomen Willen spricht, so 

hat er damit jedenfalls etwas vollständig anderes im Sinn als jene Autonomie des Willens, von der 
Kant in der Grundlegung zur Metaphysik der Sitten und in der Kritik der praktischen Vernunft spricht. 
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der Tat [...] jeder einzelne in bezug auf die mögliche Bestimmung seiner äußeren Freiheit 
vermöge des Gesetzes der reinen praktischen Vernunft bedingungslos unterworfen [...].“481 

„Jener Wille, dessen Gesetz die Zauberkraft hat, dass es einen jeden dadurch, dass er 
ihm gehorcht, frei macht – er ist es, in dem Kant die Bedingungen eines möglichen Willens 
der Menschheit und ihres Rechtes erkannte. Das Gesetz aber dieses Rechtes, recht 
verstanden, fordert garnichts anderes als Übereinstimmung aller Gesetzgebung mit den 
Bedingungen einer möglichen freien Vereinbarung (Vertrages) aller über sie. Niemand 
glaube, dass man, um die Notwendigkeit dieser Zusammenhänge einsehen zu können, der 
spezifischen Forderung der kantischen Ethik als Voraussetzung bedürfe, wonach die 
Gesetzlichkeit unserer Maximen selber den Charakter einer Triebfeder für den Menschen 
habe. Die Behauptung, dass nur ein Wille, der die Übereinstimmung der Freiheit aller nach 
Gesetzen fordert, ein Gesetz für diese Freiheit sein und also allein Verbindlichkeit haben 
könne, ist offenbar ganz unabhängig von der Frage, welche subjektiven Gründe der Mensch 
haben könne, sich dieser Verbindlichkeit gemäß zu verhalten. [...] Und also bleibt es ganz 
unbenommen, dieser Verbindlichkeit auch mit Zwangsmitteln Achtung zu verschaffen, ohne 
dass jemand sagen dürfte, dieser Zwang sei mit der Freiheit im Widerspruch.“482 

„[...]die Quelle des Rechtes der Menschheit ist die Vernunft, sofern diese sich die Idee 
apriori einer gesetzlichen Vereinigung aller Menschen in Beziehung auf die in der Erfahrung 
gegebene Möglichkeit macht, sich wechselseitig in der Freiheit zur Realisierung ihrer 
(beliebigen) äußeren Zwecke zu beschränken. Das heißt aber: sämtliche Bedingungen des 
Rechtes sind in der Natur des Menschen, so wie sie uns die Erfahrung zeigt, enthalten.“483 

 

 

 

VIII. Schwierigkeiten beim Umgang mit Kants Buchstaben 

 

1) Phaenomenon – Noumenon 

Die Ansicht, auch die kategorische Verbindlichkeit des Rechts hänge letztlich am 
transzendentalen Idealismus, findet eine gewisse verführerische Unterstützung durch die 
Tatsache, daß Kant auch in der Rechtslehre von der Unterscheidung zwischen 
Phaenomenon und Noumenon Gebrauch macht, allerdings fast ausschließlich in der Lehre 
vom Privatrecht für die spezielle Unterscheidung zwischen empirischem Besitz („possessio 
phaenomenon“) und intelligiblem Besitz („possessio noumenon“). 

Schon auf den ersten Blick läßt sich freilich erkennen, daß die „possessio noumenon“ 
unmöglich als ein „Ding an sich“, das dem, was für die Sinne in Erscheinung tritt, zugrunde 

                                                
481 Julius Ebbinghaus, „Kants Rechtslehre und die Rechtsphilosophie des Neukantianismus“, 

GS II 241 ff. 
482 Julius Ebbinghaus, „Kant’s Ableitung des Verbotes der Lüge aus dem Rechte der 

Menschheit“, GS I 418 f. 
483 Julius Ebbinghaus, „Positivismus – Recht der Menschheit – Naturrecht – Staatsbürgerrecht“, 

GS I 357 (m. H.). 
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liegt, und die „possessio phaenomenon“ nicht als dessen „Erscheinung“ zu verstehen sind.484 
Weder entspricht dem rechtlichen Besitz notwendig ein empirischer Besitz und umgekehrt; 
noch ist der Gegenstand, auf den sich der reine praktische Vernunftbegriff des bloß-
rechtlichen Besitzes bezieht, notwendig ein Sinnenwesen. Wohl aber ist der intelligible Besitz 
als solcher buchstäblich ein Verstandeswesen;485 es betrifft den rechtlichen Besitz als einen 
„bloß durch den Verstand denkbaren“ im Unterschied zum „Besitz als Erscheinung“.486 
Dieser dagegen hat als bloßer physischer Besitz überhaupt keine rechtliche Qualität.487 Es 
wäre ganz abwegig, sein Verhältnis zum bloß-rechtlichen Besitz im Sinne desjenigen 
Verhältnisses von Phaenomenon und Noumenon zu deuten, wie es aus der Kritik der reinen 
Vernunft bekannt ist. Dasselbe gilt etwa für das „durch reine Vernunftbegriffe gedacht[e] [...] 
platonische [sic!] Ideal“ einer„respublica noumenon“, die zwar „die ewige Norm für alle 
bürgerliche Verfassung überhaupt“ ist,488 aber doch ernsthaft „nicht so, wie es in der 
transscendentalen Analytik geschieht“489, als Ding an sich begriffen werden kann. Wenn Kant 
bezüglich der „respublica noumenon“ von einer Idee spricht, die „bei allen Staatsformen zum 
Grunde“ liege, nämlich als Richtschnur für die menschliche Praxis, hier: für die Politik als 
angewandte Rechtslehre, dann ist also auch hier nicht an die Art zu denken, in der gemäß 
der Lehre vom transzendentalen Idealismus die Dinge an sich den Objekten der sinnlichen 
Anschauung zugrunde liegen. 

Auch ist, wie es Manfred Baum in einer Diskussion in Marburg 2001 getan hat, 
anzumerken, daß es für einen Gebrauch der genannten, schon in den Schulen der Alten 
gemachten490 Unterscheidung durchaus nicht des Rückgriffs auf die Lehre von der Idealität 
von Raum und Zeit und die sich auf diese Lehre gründende, spezifisch kantische 
Unterscheidung zwischen „mundus sensibilis“ und „mundus intelligibilis“ bedarf. Vermutlich 
hat das Begriffspaar seinen Ursprung bei Philon von Alexandria, der in seiner Schrift „De 
opificio mundi“491 unter Verwendung platonischer Gedanken zwischen „kosmos aisthetos“ 
und „kosmos noetos“ differenziert. Augustinus bedient sich der lateinischen Äquivalente, die 

                                                
484 Vgl. RL AA 06.249. 
485 „Das Recht (formaliter) ist eine Idee der der corespondirende Gegenstand garnicht in der 

Erfahrung gegeben werden kan; also kan ius nicht in ius Noumenon und phaenomenon eingetheilt 
werden. Es kan nur in practischer Absicht gegeben in theoretischer aber nur gedacht werden.“ VARL 
HN AA 23.330. 

486 RL AA 06.255. „Alle Begriffe des Rechts sind intellectuell; um sie aber anzuwenden, um sie 
als phänomen darzustellen, bedürfen sie immer physischer Handlungen, die aber zum Besitz nicht 
nothwendig gehören, daher ist der Besitz nur intellectuell, oder die Idee, über die Sache vermöge des 
Rechts zu bestimmen. Er wird also nur gedacht, und erfordert nicht den physischen Gewahrsam des 
Objects des Rechts. Mein ist daher auch nur dasjenige, dessen Besitz von mir gedacht werden kann.“ 
MSVigil Vorl AA 27.596. 

487 „Es ist kein wahrer Wiederspruch zwischen diesen beyden Begriffen des Besitzes [des 
physischen und des rechtlichen] denn der erste ist der Besitz in der Erscheinung der als 
eigenmächtige Zueignung [...] nicht hinreichend zum blos rechtlichen Besitz und zum Mein oder Dein 
ist aber doch nothwendig dazu als Bezeichnung meines [...] Willens [...] in welchem er auch ohne den 
physischen Besitz beharret.“ VARL HN AA 23.280 f. 

488 Siehe SF AA 07.91; siehe auch KrV AA 03.247 f. (B 372 ff.). 
489 RL AA 06.249. 
490 „scholis veterum [...] audiebat“. MSI AA 02.392; siehe auch 02.395; ferner Prol AA 04.314. 
491 Kant habe, so Baum, die Unterscheidung in Griechisch und Latein in seiner lateinischen 

Übersetzung von Cudworths „The True Intellectual System of the Universe“ von Mosheim, die er 
besaß, finden können. Für Baum ist dies ein Beleg dafür, daß diese Unterscheidung völlig unabhängig 
von der Raum- und Zeitlehre der Kritik der reinen Vernunft ist. 
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dann über das Mittelalter zu Wolff und Baumgarten und schließlich zu Kant gelangen.492 Mag 
Kant auch immer in der Kritik der reinen Vernunft die Unterscheidung neu und anders 
begründen und den dazu verwendeten transzendentalen Idealismus für seine positive 
Freiheitslehre benötigen, so schließt dies durchaus nicht aus, daß er sich auch später der 
Unterscheidung als solcher in einer Weise, nenne man sie „vorkritisch“ oder nicht, bedient, 
die jene Begründung und Verwendung nicht voraussetzt.493 

Kant gibt selber in der Kritik der reinen Vernunft einen entscheidenden Hinweis: „das 
Recht kann gar nicht erscheinen, sondern sein Begriff liegt im Verstande und stellt eine 
Beschaffenheit (die moralische) der Handlungen vor, die ihnen an sich selbst zukommt. 
Dagegen enthält die Vorstellung eines Körpers in der Anschauung gar nichts, was einem 
Gegenstande an sich selbst zukommen könnte, sondern bloß die Erscheinung von etwas 
und die Art, wie wir dadurch afficirt werden, und diese Receptivität unserer 
Erkenntnißfähigkeit heißt Sinnlichkeit und bleibt von der Erkenntniß des Gegenstandes an 
sich selbst, ob man jene (die Erscheinung) gleich bis auf den Grund durchschauen möchte, 
dennoch himmelweit unterschieden.“494 

Die Handlungen, denen eine moralische Beschaffenheit „an sich selbst“ zukommt, 
dürfen selbstverständlich keinesfalls als ein „Gegenstand an sich selbst“ wie der, von dem 
wenige Zeilen später gesprochen wird, begriffen werden. Dieser „bleibt uns gänzlich 
unbekannt“495, während das Recht selber und die rechtlich-moralische Beschaffenheit einer 
Handlung sehr wohl ein möglicher Gegenstand der (praktischen) Erkenntnis sind.496 Ebenso 
wenig kann man von der sinnlich wahrnehmbaren Handlung, wie Kant es mit Bezug auf den 
Körper, von dem er spricht, tut, sagen, sie sei „bloß die Erscheinung von etwas und die Art, 
wie wir dadurch afficirt werden,“ oder ihr liege „ein Ding an sich selbst zum Grunde [...], ob 
wir dasselbe gleich nicht, wie es an sich beschaffen sei, sondern nur seine Erscheinung, d.i. 

                                                
492 Siehe hierzu Peter Probst, Kant. Bestirnter Himmel und moralisches Gesetz. Zum 

geschichtlichen Horizont einer These Immanuel Kants, Würzburg: Königshausen & Neumann 1994, S. 
21-31; Manfred Baum, „Platon und die Kritische Philosophie“‚ in: Rainer Adolphi / Jörg Jantzen 
(Hrsg.), Das antike Denken in der Philosophie Schellings, Stuttgart-Bad Cannstatt: 2003, S. 579-600. 

493 Es sei hier am Rande bemerkt, daß auch in der praktischen Philosophie insgesamt das 
Verhältnis von „mundus intelligibilis“ zum „mundus sensibilis“ ein anderes ist als in der theoretischen 
Philosophie. (Siehe dazu auch KpV AA 05.06; 05.54 ff.) In praktischer Hinsicht ist „mundus 
intelligibilis“ „die [gedachte] Welt vernünftiger Wesen, betrachtet nach objectiven Gesetzen der 
Freyheit“ (Refl 4254, HN AA 17.484 [m. H.]; vgl. GMS AA 04.438) und als rein praktische Idee auf die 
Sinnenwelt („mundus sensibilis“) bezogen, um dieser “(was die vernünftigen Wesen [GG. hinsichtlich 
ihres Wollens und Handelns] betrifft) die Form der Verstandeswelt [zu] verschaffen“. (KpV AA 05.43; 
siehe auch KrV AA 03. 524 f. [B 836]). Die Rede vom „homo noumenon“ bezieht sich auf das 
praktische Vernunftvermögen. Auch einem Schwein als Ding in der Erscheinung entspricht nach 
kantischer Lehre ein Ding an sich. Dennoch könnte man mit Bezug auf es unmöglich in praktischer 
Hinsicht von „porcus noumenon“ sprechen. Siehe hierzu auch die Kritik Schmuckers an Kemp Smith 
in: Josef Schmucker, Das Weltproblem in Kants Kritik der reinen Vernunft, Bonn: Bouvier 1990, S. 
325; sowie Josef Schmucker, Die Ursprünge der Ethik Kants in seinen vorkritischen Schriften und 
Reflektionen, Meisenheim: Hain 1961, S. 264 ff. 

494 KrV AA 03.66 (B 61); vgl. zu dieser Stelle KU AA 05.228. Siehe zu der folgenden 
Erläuterung auch die damit übereinstimmenden, ebenso prägnanten wie überzeugenden 
Ausführungen bei Manfred Baum, „Recht und Staat bei Kant“, in: Recht – Moral – Selbst. 
Gedenkschrift für Wolfgang H. Schrader, Hrsg. Von K. Hammacher und M. Heinz, Hildesheim: 2004, 
S. 24 f. 

495 KrV AA 03.65 (B 59). 
496 So bereits MSI AA 02.395. 
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die Art, wie unsre Sinnen von diesem unbekannten Etwas afficirt werden, kennen.“497 Das 
„an sich selbst“498 mit Bezug auf die Handlungen bedeutet, daß die „moralische“ 
Beschaffenheit nicht dem in die Sinne fallenden Geschehen zukommt, sondern der 
Handlung als einer zurechenbaren und unter Rechtsgesetzen stehenden Tat. Die Art, in der 
Kant hier vom Recht redet, erlaubt wohl kaum die Deutung einer Beschränkung der 
Erkenntnis auf die Erscheinung von an sich selbst unerkennbaren Gegenständen und kann 
deshalb auch nicht als Beweis dafür dienen, daß Kant schon in der Kritik der reinen Vernunft 
die Lehre vom transzendentalen Idealismus auch für die Rechtslehre beanspruche, die eben 
darum ebenfalls als „kritische“ anzusehen sei.499 Im übrigen will Kant an der zitierten Stelle 
ohnehin nur klarstellen, daß die Unterscheidung von Erscheinung (und deren möglicher 
Erkenntnis) und Ding an sich schlechterdings nichts mit dem Unterschied zwischen einer 
undeutlichen und einer deutlichen Vorstellung zu tun hat. 

Was Kant in der Grundlegung zur Metaphysik der Sitten von den zwei Standpunkten 
sagt, aus denen ein vernünftiges Wesen „sich selbst betrachten und Gesetze des Gebrauchs 
seiner Kräfte, folglich aller seiner Handlungen erkennen kann, einmal, so fern es zur 
Sinnenwelt gehört, unter Naturgesetzen (Heteronomie), zweitens, als zur intelligibelen Welt 
[GG. zu einer „einer übersinnlichen Natur und einer reinen Verstandeswelt“500] gehörig, unter 
Gesetzen, die, von der Natur unabhängig, nicht empirisch, sondern bloß in der Vernunft 
gegründet sind.“501, läßt sich auch auf Rechtsverhältnisse beziehen. Was dabei freilich zu 
beachten ist, sagt er selber in anderem Zusammenhang: „[...] es ist hier von nichts weiter, als 
dem rein moralischen und rechtlichen Verhältniß, was unter Menschen [...] statt hat, die 
Rede, worin sie als intelligibele Wesen stehen, indem man alles Physische (zu ihrer Existenz 
in Raum und Zeit Gehörende) logisch davon absondert, d.i. davon abstrahirt , nicht aber die 
Menschen diese ihre Natur ausziehen [...] im reinen Rechtsverhältnisse, welches ganz 
intellectuell ist, wird von allen physischen Bedingungen (der Zeit) abstrahirt [...]“.502  

Diese logische Absonderung und ihre entscheidende Funktion für die Rechtslehre läßt 
sich leicht begreifen, wenn man sich etwa die („wahre und einzig mögliche“) transzendentale 
Deduktion des Begriffs der Erwerbung durch Vertrag in der Rechtslehre näher ansieht. Sie 
bezieht sich auf die beiden konstituierenden rechtlichen Akte der Abgabe und der Annahme 
eines Versprechens, durch welche nach den vorbereitenden Akten des Angebots und der 
Billigung der Vertrag über die Erwerbung abgeschlossen und damit das Angebotene 
erworben wird. Nun reicht für diese Erwerbung weder die Willenserklärung desjenigen, der 
verspricht, noch desjenigen, der das Versprechen annimmt, aus. Vielmehr sind dafür die 
beiden Willenserklärungen zusammen erforderlich. Der Wille beider müßte zu einem 
                                                

497 Prol AA 04.314 f. 
498 Vgl. hierzu auch RL AA 06.249.16-17. 
499 So Hariolf Oberer, „Ist Kants Rechtslehre kritische Philosophie?“, (siehe Anm. 381) 220. 
500 KpV AA 05.43. 
501 GMS AA 04.452. 
502 RL AA 06.296 (m. H.). Schon Hobbes arbeitete mit der Idee eines vom Zeitablauf 

unabhängigen, identischen Willens ein und derselben Rechtsperson. „And there is in every breach of 
covenant a contradiction properly so called; for he that covenanteth, willeth to do, or omit, in the time 
to come; and he that doth any action, willeth it in that present, which is part of the future time, 
contained in the covenant: and therefore he that violateth a covenant, willeth the doing and the not 
doing of the same thing, at the same time; which is a plain contradiction.” Thomas Hobbes, The 
Elements of Law, Natural and Politic (Edited by Ferdinand Tönnies) London 1889; Reprint London 
1969, XVI 2; siehe auch De Cive, ch. III. 
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einzigen, gemeinsamen Willen vereinigt, beider Wille müßte zugleich erklärt werden. Dieses 
„zugleich“ ist empirisch unmöglich, da die beiden Akte der Erklärung einander immer nur in 
der Zeit folgen können, „wo, wenn der eine Act ist, der andere entweder noch nicht, oder 
nicht mehr ist“. Die sich aus dieser Unmöglichkeit ergebenden Schwierigkeiten, die rechtliche 
Erwerbung durch Vertrag zu begründen, können nur durch die transzendentale Deduktion 
des Begriffs einer solchen Erwerbung gehoben werden. Als ein rechtliches ist das Verhältnis, 
in welchem die beiden am Vertragsabschluß beteiligten Parteien zueinander stehen, „rein 
intellectuell“. Und deshalb wird der Besitz, um den es bei der Erwerbung geht, „durch den 
Willen als ein gesetzgebendes Vernunftvermögen [...] als ein intelligibeler (possessio 
noumenon) nach Freiheitsbegriffen mit Abstraction von jenen empirischen Bedingungen als 
das Mein oder Dein vorgestellt; wo beide Acte, des Versprechens und der Annehmung, nicht 
als aufeinander folgend, sondern [...] aus einem einzigen gemeinsamen Willen hervorgehend 
(welches durch das Wort zugleich ausgedrückt wird) und der Gegenstand (promissum) durch 
Weglassung der empirischen Bedingungen nach dem Gesetz der reinen praktischen 
Vernunft als erworben vorgestellt wird.“503 Ganz allgemein unterscheidet sich also der 
intelligible Besitz von dem empirischen Besitz dadurch, daß er nicht wie dieser in 
Erscheinung tritt, sondern ein durch die „reine[.] (von allen sinnlichen Bedingungen des 
Raumes und der Zeit, was den Rechtsbegriff betrifft, abstrahirende[.]) Vernunft“ postulierter, 
eben ein bloß gedachter ist, „ohne daß dadurch der Besitz [...] aufgehoben wird“.504 

Auch das Resultat der ersichtlich die Lehre von der Idealität der Zeit nicht 
voraussetzenden logischen Abstraktion von allem, was zur physischen Existenz des 
Menschen gehört, bezieht sich weiterhin auf den Menschen als ein natürliches und als 
solches den (empirischen) Gesetzen der Natur unterworfenes, zur Gattung Homo sapiens 
sapiens gehöriges Lebewesen in der Sinnenwelt, für das jedoch darüber hinaus – und nur 
darum geht es bei der logischen Absonderung – dank seiner praktischen Vernunftbegabung 
bezüglich seines Wollens und Handelns Gesetze des (äußeren) Willkürgebrauchs Geltung 
haben und das insofern zugleich zu einer intelligibelen Welt gehört, wobei die beiden ihn als 
Person bestimmenden Dimensionen wesensmäßig verschieden sind.505 Die eine ist die 
„reale“ Dimension raum-zeitlicher Wirklichkeit, der „Mensch[...] in seiner Person“506; die 
andere ist die auf diese Wirklichkeit zwar bezogene, selber aber nicht wirkliche, sondern 
„ideale“ Dimension von Geltungsansprüchen (juridisch-praktischer Art), die „Menschheit in 
seiner Person“507. Dadurch, daß der „homo phaenomenon“, „der mit Vernunft begabte 
Sinnenmensch“508 , der als solches ein physisches, unter Naturgesetzen stehendes Wesen 
ist, zugleich als ein moralisches, unter Freiheitsgesetzen des „homo noumenon“509 
stehendes Wesen begriffen wird, wird ihm Rechtspersönlichkeit zugedacht und wird er „als 

                                                
503 RL AA 06.272 f.  
504 RL AA 06.273 (m. H.). 
505 Vgl. Hans Wagner, Die Würde des Menschen, Würzburg: Königshausen & Neumann 1992, 

156 ff.; 183 ff. 
506 MSVigil Vorl AA 27.579. 
507 MSVigil Vorl AA 27.579. 
508 TL AA 06.439. 
509 „Die moralisch practische Vernunft in uns das ist die Menschheit (homo noumenon) die uns 

Gesetze giebt.“ VATL HN AA 23.398; siehe auch MArnoldt Vorl AA 29.1023. 
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Person betrachtet510“511. Der „homo noumenon“ stellt den Menschen „bloß nach seiner 
Menschheit, als von physischen Bestimmungen unabhängiger Persönlichkeit“ vor.512 Er ist 
„blos eine personificirte Idee“513 des Menschen unter Rechtsgesetzen. Der „mit jenen 
Bestimmungen behaftete[...] Mensch“514 („homo phaenomenon“) ist im Lichte dieser Idee515 
Rechtsperson.516 Als solche ist er zunächst das Subjekt des Rechts der Menschheit in der je 
eigenen Person und damit das Subjekt des Rechts auf Rechte und dann das Subjekt von 
Rechten der Menschen.517 Er ist aber beides ineins und zumal, kann das eine nicht ohne das 
andere sein; und beides ist hier juridisch und also rein rational begriffen: der Mensch hat 
bestimmte ihm zugedachte Rechte der Menschen kraft des ihm als Rechtsperson 
zugedachten Rechts der Menschheit. Auch hier kann man sich der von Kant benutzten 
Redeweise bedienen: die „moralische Beschaffenheit“, Rechtsperson zu sein und als solche 
bestimmte Rechte zu haben, kommt dem Menschen „an sich selbst“ zu, insofern er ein mit 
Bezug auf seine Handlungen zurechnungsfähiges und unter Rechtsgesetzen stehendes 
Wesen ist. Infolge der unterschiedlichen Raum-Zeit-Bedingungen, unter denen die 
Menschen jeweils stehen, unterscheiden sie sich als Rechtspersonen durch die „empirisch 
bedingt[en] oder vielmehr bestimmt[en]“518 Rechte der Menschen, die sie jeweils haben: so 
viele verschiedene Menschen – so viele verschiedene Rechtspersonen. Hinsichtlich des sie 
als solche konstituierenden Rechts der Menschheit unterscheiden sie sich dagegen durch 
nichts. Es ist die (auf jeden Menschen gedanklich zu beziehende) Menschheit in der Idee, 
durch die der Mensch zum „homo noumenon“ wird.519 Daher ist das Prinzip des Rechts der 
Menschheit „absolut und ohne Subject“ und „blos formal“, weil es auf den „homo noumenon“ 
als solchen bezogen ist, „von dem es keine empirische Bestimmungen giebt“520, wodurch er 
allerdings mitnichten zu dem aus der „transzendentalen Analytik“ zwar bekannten und 
dennoch „gänzlich unbekannt“ bleibenden Ding an sich wird. 

                                                
510 „aber nur in praktischer Rücksicht [...] — denn über das Causal-Verhältniß des Intelligibilen 

zum Sensibilen giebt es keine Theorie“. TL AA 06.439. 
511 TL AA 06.434; siehe auch MArnoldt Vorl AA 29.1019 f. 
512 RL AA 06.239.  
513 MSVigil Vorl AA 27.593. 
514 RL AA 06.239. 
515 „Die Schwierigkeit wegen des obersten Rechtsprincips ist daß man das Menschenrecht (das 

Verhältnis der Freyheit in Raum und Zeit) hat abhandeln wollen ehe man das Recht einer Person 
überhaupt (als Noumenon) unternommen hat. Daher sind die Schwierigkeiten der Anwendung der 
Principien für schwierigkeiten der reinen Principien a priori gehalten worden.“ (VARL HN AA 23.300). 

516 „Man denkt sich den Menschen zuvörderst als Ideal, wie er seyn soll [GG. hier hinsichtlich 
seines äußeren Willkürgebrauchs], und seyn kann, blos nach der Vernunft, und nennt diese Idee 
homo noumenon: dies Wesen denkt man sich zu einem andern, so, als werde dies andere von ihm 
eingeschränkt; dies ist der Mensch im Zustande der Sinnlichkeit, den man homo phänomenon nennt. 
Dies ist die Person und jenes ist blos eine personificirte Idee [...].“ (MSVigil Vorl AA 27.593). „[...] daß 
man sein intelligibles Selbst, d. i. die Menschheit in seiner Person gegen sein sensibles Wesen, d. i. 
den Menschen in seiner Person, mithin den Menschen als handelnden gegen die Menschheit als 
gesetzgebenden Theil, in Verhältniß setzt“ (MSVigil Vorl AA 27.579). 

517 Siehe RL AA 06.239 f. 
518 VARL HN AA 23.257. 
519 „[...] das Menschenrecht (das Verhältnis der Freyheit in Raum und Zeit) [...] das Recht einer 

Person überhaupt (als Noumenon) [...]“. VARL HN AA 23.300. 
520 VARL HN AA 23.257 (m. H.). 
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Zum Begriff des „homo noumenon“ kommt Kant in der Rechtslehre durch bloße 
Abstraktion von allen Raum-Zeit-Bedingungen, unter denen Menschen mit ihrem äußeren 
Handeln stehen.521 Er begreift den Menschen hinsichtlich des möglichen äußeren Gebrauchs 
seiner Willkür bloß als Verstandeswesen. Damit gewinnt er nicht nur den Begriff des Rechts 
der Menschheit als des obersten, für alle Rechte grundlegenden Prinzips des äußeren 
Willkürgebrauchs. Vielmehr erreicht er auf diese Weise zugleich und darüber hinaus auch 
die Befreiung von dem „eigentliche[n] Moment der Schwierigkeiten“, welche die Frage über 
die Möglichkeit522 der (dem Recht zugrunde liegenden) praktischen Freiheit „von jeher 
umgeben haben“.523 Diese „Freiheit im praktischen Verstande“ als die Fähigkeit, auf Grund 
beliebiger Zwecksetzung sein Handeln zu bestimmen, ist einerseits durch Erfahrung „als 
eine von den Naturursachen“ bekannt.524 Die objektive Realität dieses Freiheitsbegriffs ist 
also gesichert. Andererseits gründet sich der Begriff dieser Freiheit als der Fähigkeit, „sich 
unabhängig von der Nöthigung durch sinnliche Antriebe von selbst zu bestimmen“525 
hinsichtlich seiner Möglichkeit auf die transzendentale Idee526 der Freiheit. Damit stellt sich 
die Frage, wie eine Handlung, die als in der Zeit stattfindendes Ereignis der 
Kausalgesetzlichkeit der Natur unterliegt, zugleich frei bewirkt soll sein können.527 Die 
Rechtslehre vermeidet die Not der Antwort ganz einfach durch Vermeidung der Frage, indem 
sie, wie gesagt, von der Zeitfolge abstrahiert; und das heißt: indem sie äußere Handlungen 
als die in ihrer objektiven Realität nicht zweifelhaften Manifestationen der praktischen 
Freiheit bloß als solche nimmt und nehmen kann, ohne nach der (empirischen oder 
intelligiblen) Ursächlichkeit des sie bestimmenden Willens zu fragen bzw. fragen zu müssen. 
Die verwickelte Frage nach einer Kausalität durch Freiheit drückt die Rechtslehre also 
nicht.528 

Es überrascht daher auch nicht, daß Kants Unterscheidung zwischen „homo 
phaenomenon“ und „homo noumenon“ in der Rechtslehre eine andere Bedeutung als in der 
Tugendlehre hat.  

In der Rechtslehre kann Kant sich mit der „logischen Absonderung“ begnügen. Er 
begreift den Menschen hinsichtlich des möglichen äußeren Gebrauchs seiner Willkür 
einerseits unter Raum-Zeit-Bedingungen („mit physischen Bestimmungen behaftet“) und 
                                                

521 Das Denken des Begriffs „homo noumenon“ findet zwar in der Zeit statt; aber der Gedanke 
ist seinem Inhalt nach auf etwas Außerzeitliches bezogen. Siehe auch Bernward Grünewald, „Das 
metaphysische Problem der Freiheit. Versuch einer Revision im Ausgang von der Kantischen 
Lösung“, in: Philosophisches Jahrbuch 101 (1994) 347-357. 

522 Die Wirklichkeit der praktischen Freiheit macht dagegen gar keine Schwierigkeiten. Für 
praktische Zwecke ist damit auch die Möglichkeit nicht zweifelhaft; theoretisch aber kommt man mit 
der „transzendentalen“ Frage nach der Möglichkeit „von jeher in so große Verlegenheit“ (KrV AA 
03.310 [B 476]). 

523 KrV AA 03.363 (B 561 f.). 
524 KrV AA 03.521 (B 831). 
525 KrV AA 03.364 (B 562) (m. H.). 
526 Zur Frage, warum Kant von „Idee“ spricht, siehe Josef Schmucker, Das Weltproblem in 

Kants Kritik der reinen Vernunft, Bonn: Bouvier 1990, S. 296; 311. 
527 “Von den freien Handlungen als solchen den Zeitursprung (gleich als von Naturwirkungen) 

zu suchen, ist [...] ein Widerspruch“. RGV AA 06.40. 
528 Zu den Überlegungen in diesem Absatz hat Manfred Baum in Gespräch und Korrespondenz 

entscheidend beigetragen. Siehe auch Maximilian Forschner, „Freiheit als Schlußstein eines Systems 
der reinen Vernunft“, in: Norbert Fischer (Hrsg.), Kants Metaphysik und Religionsphilosophie, 
Hamburg: Meiner 2004, S. 148 ff. 
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andererseits bloß als Verstandeswesen („besser Gedankenwesen“529). Kurz: er nimmt den 
Menschen als praktisch-vernünftiges Naturwesen, „durch seine Vernunft, als Ursache, 
bestimmbar zu Handlungen in der Sinnenwelt“, und abstrahiert von den Bestimmungen des 
Naturwesens, um für das praktisch-vernünftige Wesen das Gesetz seiner äußeren Freiheit 
zu bestimmen.530 Dieses Gesetz aber betrifft nur die Form des Handelns ohne Rücksicht auf 
dessen Materie (in Raum und Zeit zu realisierende Zwecke) und also ohne Rücksicht auf 
den das Handeln bestimmenden Willen. 

Da es in der Tugendlehre eben darum geht, begreift Kant hier den Menschen über das 
vernünftige Naturwesen hinaus auch „seiner Persönlichkeit nach, d.i. als mit innerer Freiheit 
begabtes Wesen (homo noumenon) gedacht, [...] [als] ein der Verpflichtung fähiges Wesen 
und zwar gegen sich selbst (die Menschheit in seiner Person) betrachtet, so: daß der 
Mensch (in zweierlei Bedeutung betrachtet), ohne in Widerspruch mit sich zu gerathen (weil 
der Begriff vom Menschen nicht in einem und demselben Sinn gedacht wird), eine Pflicht 
gegen sich selbst anerkennen kann.“531  

Zwar findet sich die Betrachtung des Menschen in zweierlei Bedeutung auch in der 
Rechtslehre, wenn etwa „in mir die reine rechtlich-gesetzgebende Vernunft (homo 
noumenon) [...] mich als einen des Verbrechens Fähigen, folglich als eine andere Person 
(homo phaenomenon) sammt allen übrigen in einem Bürgerverein dem Strafgesetze 
unterwirft.“532 Aber da innere Freiheit für die bloße Vernunftbestimmung der äußeren Freiheit, 
also mit Bezug auf das Recht, keine Rolle spielt, ist hier nicht von ihr und entsprechend auch 
nicht von einer Verpflichtung, welche die Person sich selbst auferlegt, die Rede.533 

Das Gedankenwesen „Menschheit“ (homo noumenon) bezieht sich in der Rechtslehre 
wie in der Tugendlehre auf den Menschen (homo phaenomenon) als ein freies Wesen und 
auf die für ein solches Wesen gültigen (Freiheits-)Gesetze; im ersten Fall auf den Menschen 
bloß als äußerlich freies (und damit der Rechte fähiges) Wesen, im zweiten Fall auf den 
Menschen als ein auch innerlich freies (und damit der Tugend fähiges) Wesen. Der 
Unterschied zwischen Rechts- und Tugendlehre hinsichtlich der Bedeutung des „homo 
noumenon“ ergibt sich aus dem Unterschied dessen, was im Gedankenwesen jeweils 
gedacht wird. Der „homo noumenon“ der Rechtslehre ist die Idee eines Menschen, dessen 
äußerer Gebrauch seiner Willkür, der „homo noumenon“ der Tugendlehre die Idee eines 
Menschen, dessen innerer Gebrauch seiner Willkür jeweils mit reinen Vernunftprinzipien 
vollkommen zusammenstimmt. In beiden Fällen fungiert diese Idee als Urbild, Ideal, 
Richtmaß, ewige Norm.534 Objektive Realität hat sie nur, insofern sie menschliches Handeln 
bzw. Wollen bestimmt. 

Nicht nur Kants Verwendung der Begriffe Phaenomena und Noumena im Rahmen der 
Rechtslehre hat manchen Interpreten dazu verleitet, die für die Tugendlehre nicht zu 
                                                

529 Ein Zusatz in Prol AA 04.332. 
530 Wenn Kant bemerkt, daß mit Bezug auf den Menschen als vernünftiges Naturwesen „der 

Begriff einer Verbindlichkeit noch nicht in Betrachtung“ komme (TL AA 06.418), dann kann diese 
Verbindlichkeit dem Kontext entsprechend nur ethische, auf Moralität zielende Verbindlichkeit 
bedeuten. 

531 TL AA 06.418 (m. H., ohne Kants Herv.). 
532 RL AA 06.335. 
533 Vgl. TL AA 06.419; 06.439. 
534 VGl. etwa KrV AA 03.384 (B 597 f.); KpV AA 05.43; SF AA 07.91 
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bezweifelnde Unentbehrlichkeit der transzendentalen Freiheitslehre auch für die Rechtslehre 
zu behaupten. In der Tat gibt es zu dieser verschiedene Auslassungen Kants, die in 
offensichtlichem Widerspruch zu den hier vorgelegten Erörterungen zu stehen scheinen und 
denn auch gerne zur Stützung einer entgegenstehenden Position angeführt werden. Es sei 
deshalb abschließend auf die wichtigsten eingegangen. 

 

2) Freiheit in spekulativer und in praktischer Hinsicht 

„[...] – Es darf auch niemand befremden, daß die theoretischen Principien des äußeren 
Mein und Dein sich im Intelligibelen verlieren und kein erweitertes Erkenntniß vorstellen: weil 
der Begriff der Freiheit, auf dem sie beruhen, keiner theoretischen Deduction seiner 
Möglichkeit fähig ist und nur aus dem praktischen Gesetze der Vernunft (dem kategorischen 
Imperativ), als einem Factum derselben, geschlossen werden kann.“535 

Diese Zeilen finden sich in der Privatrechtslehre in § 6 als Schlußanmerkung zur 
Deduktion des Begriffs des bloß rechtlichen Besitzes eines äußeren Gegenstandes 
(possessio noumenon) nach einem (theoretische Überlegungen von den vorhergehenden 
praktischen trennenden) Gedankenstrich, so als wolle Kant nur noch, gleichsam 
abschließend, etwas zur Vermeidung eines Mißverständnisses bemerken. Auch auf sie trifft 
das zu, was oben bereits hinsichtlich des Begriffs eines intelligiblen Besitzes gesagt wurde. 

Die menschliche Willkür ist das Vermögen, nach Begriffen, nämlich auf Grund von 
Zwecken zu handeln. Dabei ist Vernunft praktisch. Der Wille wiederum ist das Vermögen, 
dem zweckhaften Handeln eine Gesetz für Maximen zu geben. Auch dabei ist Vernunft 
praktisch. Und wenn schließlich das Gesetz ein Gesetz der Vernunft selber ist, dann ist 
sogar reine Vernunft praktisch. Nun basieren zwar die praktischen Prinzipien des äußeren 
Mein und Dein ausschließlich auf der empirisch gegebenen Freiheit des Handelns. Will man 
aber die Möglichkeit dieser Prinzipien und damit die Freiheit im praktischen Verstande, für 
die sie gelten, in spekulativer Hinsicht begründen, kommt man ohne den Begriff der Freiheit 
in transzendentaler Bedeutung, auf die sich jene gründet,536 nicht aus. Freilich kann man 
diesen nicht als einen „Erklärungsgrund der Erscheinungen empirisch voraus[setzen]“537; 
vielmehr stellt das Praktisch-Werden der reinen Vernunft, also noumenale Kausalität, selber 
ein Problem für die Vernunft dar, betrifft allerdings als solches „bloß das speculative 
Wissen“538. Theoretisch bleibt die Vereinbarkeit von „Freiheit des Handelns und 
Naturnotwendigkeit der Handlung“539 unbegreiflich. Es ist daher nicht befremdlich, wenn sich 
in theoretischer Hinsicht Rechtsprinzipien überhaupt „im Intelligibelen verlieren und kein 
erweitertes Erkenntniß vorstellen“. Nur eine praktische Deduktion der Möglichkeit und 
Wirklichkeit des Freiheitsbegriffs bietet sich an, die freilich nur der Ethiker, nicht auch der 
Rechtsphilosoph benötigt. Gesichert wird die objektive Realität des auf das Praktisch-
Werden der (reinen) Vernunft bezogenen positiven Begriffs der Freiheit der Willkür durch das 
Faktum-Theorem in der Kritik der praktischen Vernunft. Für die Rechtslehre ist eine solche 
Sicherstellung jedoch nicht erforderlich, da ihr die durch Erfahrung bereits bewiesene 
                                                

535 RL AA 06.252. 
536 Siehe KrV AA 03.363 (B 561). 
537 KrV AA 03.521 (B 829 f.). 
538 KrV 03.522 (B 831). 
539 Ich übernehme diese präzise Formulierung einer privaten Äußerung von Manfred Baum. 
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praktische Freiheit im Sinne der Fähigkeit zweckhaften Handelns genügt. Hinsichtlich der 
auch in diesem Begriff der Handlungsfreiheit implizierten Idee, mit dem Gebrauch der 
eigenen Vernunft „mitten im Laufe der Welt verschiedene Reihen der Causalität nach von 
selbst anfangen zu lassen“540, kann sich die Rechtslehre mit dem Beweis der 
Nichtunmöglichkeit541 solcher Spontaneität begnügen, ja sogar schon damit, daß es keinen 
Beweis für deren Unmöglichkeit gibt.  

Ein weiterer Blick in die Kritik der reinen Vernunft mag hier von Nutzen sein. Kant sagt 
dort einerseits, der Begriff der praktischen Freiheit „gründe“ sich auf die transzendentale Idee 
der Freiheit und würde „zugleich“ mit deren „Aufhebung“ „vertilg[t]“.542 Andererseits betont er, 
daß praktische Freiheit durch Erfahrung bewiesen werden könne und „für die Vernunft im 
praktischen Gebrauch“, gleichsam diesseits bloß spekulativer Fragen, auch ausreiche.543 Die 
beiden Stellen, die eine aus dem Dialektik-Teil und die andere aus der Methodenlehre 
(Kanon) der Kritik der reinen Vernunft, sind immer wieder als einander widersprechend und 
als offenbar aus verschiedenen Entwicklungsphasen stammende und von Kant für das 
veröffentlichte Werk zusammengestückelte Denkflicken angesehen worden.544 Doch lassen 
sie sich mühelos als zueinander komplementär erkennen.545 

Der von Kant in diesem Zusammenhang verwendete Begriff der praktischen Freiheit 
steht als Freiheit des Wollens im Sinne beliebiger Zwecksetzung und Freiheit des Handelns 
im Sinne beliebiger Zweckverwirklichung in seiner objektiven Realität durch Erfahrung fest. 
Wie gezeigt, reicht dies für die Rechtslehre völlig hin. Aber auch die Moralphilosophie im 
strengen Sinne, also Ethik bzw. Tugendlehre, kann sich da, wo es „nur [...] um die Vorschrift 
des Verhaltens“ geht, mit der empirisch erwiesenen praktischen Freiheit begnügen.546 
Niemand benötigt für das seinem moralischen Bewußtsein entsprechende Handeln die Lehre 
vom transzendentalen Idealismus und von der damit verbundenen transzendentalen Freiheit. 
„Die Frage wegen der transscendentalen Freiheit betrifft bloß das speculative Wissen, 
welche wir als ganz gleichgültig bei Seite setzen können, wenn es um das Praktische zu 
thun ist [...].“547 „Ein jedes Wesen, das nicht anders als unter der Idee der Freiheit handeln 
kann, ist eben darum in praktischer Rücksicht wirklich frei, d.i. es gelten für dasselbe alle 
Gesetze, die mit der Freiheit unzertrennlich verbunden sind, eben so als ob sein Wille auch 

                                                
540 KrV AA 03.312 (B 478). 
541 Siehe dazu etwa die Thesis der 3. Antinomie. 
542 KrV AA 03.363 f. (B 561 f). 
543 KrV AA 03.521 f. (B 830 f.). 
544 Übrigens findet sich in einer Vorlesung Kants über Metaphysik vermutlich aus den 1770er 

Jahren auf knapp vier Seiten im Wesentlichen das vereint, was in der Kritik der reinen Vernunft auf 
Dialektik- und Kanon-Kapitel verteilt ist. Dabei zeigt sich überdies, warum die Positionen in diesen 
beiden Kapiteln nicht nur miteinander verträglich, sondern gleichsam synoptisch zu nehmen sind. 
Siehe MPölitz Vorl AA 28.267-271. 

545 Ein speziell diesem Thema gewidmeter Artikel von mir wird im Jahrgang 2007 der Kant-
Studien erscheinen. 

546 KrV AA 03.521 (B 831). 
547 KrV AA 03.522 (B 831 f.); fast wörtlich bereits 03.521.31-33 (B 831); vgl. auch 03.521.03-07 

(B 829 f.) Auch bei der (dritten) Frage nach dem, was man hoffen darf, die „praktisch und theoretisch 
zugleich“ ist, „führt“ das Praktische wiederum „nur als ein Leitfaden zu Beantwortung der 
theoretischen und, wenn diese hoch geht, speculativen Frage“ (KrV AA 03.523 [B 833]). 
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an sich selbst und in der theoretischen Philosophie gültig für frei erklärt würde“.548 Mit dem 
zweifachen Verweis549 auf die Auflösung im Rahmen der 3. Antinomie macht Kant darauf 
aufmerksam, daß mit dem dort geführten Nachweis, daß „Freiheit und Natur [...] bei eben 
denselben Handlungen [...] zugleich und ohne allen Widerstreit“550 angenommen werden 
können, Freiheit im positiven Verstande also denkbar und somit nicht unmöglich ist,551 nach 
„hinreichende[r] Erörterung“552 der diesbezügliche theoretische Einwand553 hinfällig ist und 
deshalb auch die Ethik mit dem Begriff der praktischen Freiheit im Sinne einer Freiheit des 
Wollens zu arbeiten theoretisch berechtigt ist. Für die Rechtslehre und deren 
Geltungsanspruch mußte der Einwand ohnehin nicht entkräftet werden; denn in ihr wird nur 
praktische Freiheit im Sinne einer Freiheit des Handelns als Seinsgrund des Rechtsgesetzes 
vorausgesetzt, und deren objektive Realität steht gar nicht in Frage. 

Sogar die Sicherung der objektiven Realität der Freiheit im positiven Sinn, wie sie in 
der Kritik der praktischen Vernunft durch Rekurs auf das moralische Bewußtsein als ein 
„Factum der Vernunft“ (das in der moralischen Praxis freilich immer schon vorausgesetzt ist) 
erfolgt, dient nur dazu, ein theoretisch nicht lösbares Problem dennoch zu lösen, – zur 
Befriedigung eines Bedürfnisses der Vernunft. Kant setzt damit den „Schlußstein“554 in das 
Gebäude seines Systems der reinen Vernunft. Das Faktum-Theorem der Kritik der 
praktischen Vernunft, das die Lösung des von der Kritik der reinen Vernunft offen 
gelassenen Freiheitsproblems bringt, ist in der für es allein relevanten Hinsicht, der 
praktischen, nicht nur vom transzendentalen Idealismus unabhängig,555 sondern es ist 
seinerseits dessen praktische Bestätigung. Nur als Abwehr theoretischer Bedenken gegen 
die praktische Metaphysik ist das Freiheitspostulat der Kritik der praktischen Vernunft von 
Bedeutung, jedoch weder für die Erkenntnis der Vorschrift des Verhaltens, noch für 
praktizierte Moralität.556 Die Forschung wird daher auch die Rolle der Kritik der praktischen 
Vernunft mit Bezug auf die Metaphysik der Sitten insgesamt, also einschließlich Ethik / 
Tugendlehre, gründlich zu überdenken und dabei zu erörtern haben, inwiefern sie dafür 

                                                
548 GMS AA 04.448 (2. und 3. Hervorh. von mir). Kant bemerkt dazu in einer Anmerkung: 

„Diesen Weg, die Freiheit [GG. hypothetisch] nur als von vernünftigen Wesen bei ihren Handlungen 
bloß in der Idee zum Grunde gelegt[e] zu unserer Absicht hinreichend anzunehmen, schlage ich 
deswegen ein, damit ich mich nicht verbindlich machen dürfte, die Freiheit auch in ihrer theoretischen 
Absicht [GG. Bedeutung?] zu beweisen. Denn wenn dieses letztere auch unausgemacht gelassen 
wird, so gelten doch dieselben Gesetze für ein Wesen, das nicht anders als unter der Idee seiner 
eigenen Freiheit handeln kann, die ein Wesen, das wirklich frei wäre, verbinden würden. Wir können 
uns hier also von der Last befreien, die die Theorie drückt.“ (ebd.; m. H. außer der ersten). Refl 7062, 
HN AA 19.239: „Der Begrif der freyheit, so fern er der Natur entgegengesetzt wird, wird hier so 
angenommen, wie ihn jeder voraussetzt, der praktische qvaestionen thut, da man etwas thun soll; die 
schwierigkeiten können nur im Munde dessen gelten, der dieses praktisch läugnet.“ Siehe auch GMS 
AA 04.455 f.; RezSchulz AA 08.13; RPölitz Vorl AA 28.1068. 

549 KrV AA 03.521.07 (B 830); 03.522.12-14 (B 832). 
550 Siehe KrV 03.368 (B 569). 
551 Vgl. KpV AA 05.03.19-20. 
552 KrV AA 03.522 (B 832). 
553 Vgl. KrV AA 03.16.23-25 (B XXV); 03.18.15-21 (B XXIX). 
554 KpV AA 05.03. 
555 Vgl. schon MPölitz Vorl AA 28.269.18-21. 
556 Siehe zu den diversen hier vorgetragenen Erörterungen ergänzend und sehr erhellend: 

Josef Schmucker, Die Ursprünge der Ethik Kants in seinen vorkritischen Schriften und Reflexionen, 
Meisenheim am Glan: Anton Hain 1961, S. 373 ff. 
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überhaupt als eine „Grundlegungsschrift“ angesehen werden kann bzw. angesehen werden 
muß.557  

In einer späten Reflexion, in der Kant zur „Veranlaßung der Critik [der Sinnlichkeit]“ 
Stellung nimmt, bemerkt er zunächst, daß die durch den Prädeterminismus bedrohte Moral 
„durch die speculative Vernunft ohne Critik Gefahr [laufe]“, fährt jedoch fort: „Aber selbst hier 
würde doch die Macht der Moralischen Gesinnung die speculation überwiegen können.“ Es 
ist dann bezeichnenderweise erst die in der Kritik der reinen Vernunft aufgeworfene „dritte 
Frage“ nach dem, was man hoffen darf, wenn man das getan hat, was man tun sollte (die 
einzige der drei Fragen, die praktisch und theoretisch zugleich ist),558 die unabweislich zu 
einer genauen Bestimmung der Möglichkeit, des Umfangs und der Grenzen unseres 
spekulativen Erkenntnisvermögens nötigt.559 

Henry Allison schreibt zu der Passage aus dem „Kanon“: „it [...] seems that at the time 
of the original conception of the Critique of Pure Reason, Kant held that the ultimate 
reducibility of freedom to nature is not incompatible with morality.”560 Diese Lesart scheint mir 
an der Sache vorbei zu gehen, und sie findet auch keineswegs, wie Allison suggeriert, eine 
Bestätigung in dem, was Kant wenige Seiten später über die “herrlichen Ideen der 
Sittlichkeit” schreibt.561 Davon, daß Freiheit „letzten Endes“ auf Natur zu reduzieren sei, ist 
bei Kant mit keiner Silbe die Rede; und die These aus der „Dialektik“, daß praktische Freiheit 
zusammen mit der transzendentalen Freiheit vertilgt würde,562 wird im „Kanon“ mit keiner 
Silbe bestritten, wie umgekehrt auch nichts von dem, was im „Kanon“ behauptet wird, in der 
„Dialektik“ bestritten wird. Kant sagt, wie bereits zitiert, lediglich, daß wir die „Frage wegen 
der transscendentalen Freiheit“, deren Bestehen er selber dort 4 (vier) Mal feststellt, als eine 
„bloß speculative Frage [...] bei Seite setzen können“.563 Daß sich der praktische Begriff der 
Freiheit auf deren transzendentale Idee gründet, bleibt weiterhin „überaus merkwürdig“564, 
nur ist es hier dennoch „ganz gleichgültig“, weil es nicht vor die Vernunft im praktischen 
Gebrauch gehört.565 Ich vermag nicht zu erkennen, daß und warum Kant diese These in 
späteren Jahren nicht mehr hätte vertreten können. Tatsächlich hat er sie weiterhin 
vertreten. So arbeitet er 1783 in seiner Argumentation gegen moralphilosophischen 
Skeptizismus und Fatalismus566 mit derselben Unterscheidung zwischen praktischer und 
transzendentaler Freiheit und entsprechend zwischen einer praktischen (moralischen) und 

                                                
557 Vgl. hierzu bereits die vorzügliche Einleitung zur Kritik der praktischen Vernunft von Paul 

Natorp, AA 05.489-498. 
558 KrV AA 03.523 (B 833). 
559 Siehe Refl 6317, HN AA 18.625 f. 
560 Henry E. Allison, “Practical and Transcendental Freedom in the Critique of Pure Reason”, in: 

Kant-Studien 73 (1982) 277. 
561 Siehe KrV AA 03.527 (B 841). Zur Kritik an der „herrschenden“ Deutung dieser Stelle siehe 

Georg Geismann, „Sittlichkeit, Religion und Geschichte in der Philosophie Kants“, in: Jahrbuch für 
Recht und Ethik, 8 (2000) 467-472; Dieter Schönecker, Kants Begriff transzendentaler und praktischer 
Freiheit, Berlin / New York: De Gruyter 2005, S. 127 ff. 

562 Siehe KrV AA 03.364 (B 562). 
563 KrV AA 03.521 (B 831). 
564 KrV AA 03.363 (B 561). 
565 Siehe KrV AA 03.522 (B 831). 
566 Siehe RezSchulz AA 08.13; ferner MMron Vorl AA 29.896-903. 
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einer transzendentalen (spekulativen) Frage wie im Kanon-Kapitel der Kritik der reinen 
Vernunft.567 

Unter Bezugnahme auf Kants handschriftlichen Nachlaß behauptet Kersting: „Im 
Zentrum der kritischen Moralphilosophie Kants [GG. durch welche auch die Rechtslehre 
„eine neue geltungstheoretische Grundlage“ erhalte] steht die Einsicht, daß die Moral mehr 
braucht als den [GG. an dieser Nachlaß-Stelle verwendeten] Begriff von Freiheit.“568 Dort569 
ist zu lesen: „In der Moral bedürfen wir keinen andern Begrif von freyheit, als daß unsere 
Handlungen der Erfahrung gemäß nicht am faden des Instinkts fortlaufen, sondern 
Reflexionen des Verstandes sich unter die triebfedern einmischen“. Diese Freiheit vom 
Instinkt erfordert nach Kant „Regelmäßigkeit im praktischen Gebrauch des Verstandes“, die 
wir uns „blos dadurch als möglich vor[stellen], daß unser Verstand [die Willkür] an 
Bedingungen knüpfe, welche sie mit sich selbst einstimmig machen.“ Und eben hier fährt 
Kant fort: „Woher aber dieser Gebrauch des Verstandes wirklich werde, ob er selbst seine in 
der Reihe der Erscheinungen vorbestimte Ursache habe oder nicht: ist keine praktische 
Frage.“ Es genüge (festzustellen oder zu wissen), daß nur Gesetze der Vernunft die 
Einstimmung der Willkür mit sich selbst bewirken können. Der zuletzt zitierten These widmet 
Kant eine längere Anmerkung: Darüber, daß wir den „Gesetzen der Einstimmung“ folgen 
sollen oder nicht und ob unsere Handlungen ihnen gemäß oder zuwider seien, könne kein 
Streit sein. Wohl aber sei ein „wichtiger Streit“ möglich über die Frage, ob jene Gesetze oder 
ihr Gegenteil jemals mit Gewißheit bestimmende Ursachen des menschlichen Verhaltens 
werden. Kant beschließt seine Anmerkung: „Die Nothwendigkeit der Handlungen aus 
Verstande, sofern man sich dessen bedient, ist gewiß, und auch, daß man sich seiner 
bedienen müsse.“ Kant wirft also die Frage auf, ob reine Vernunft selber praktisch werden 
könne, und erklärt sie auch hier zu einer nicht-praktischen Frage; und das heißt doch wohl: 
zu einer Frage, deren Antwort wir für unsere Praxis und deren moralische Beurteilung nicht 
benötigen.570 Für diese genügt es, uns der durch reinen Vernunftgebrauch bewiesenen 
Notwendigkeit bestimmter Handlungen bewußt zu sein und tatsächlich entsprechend zu 
handeln. Wir bedürfen für unsere (moralische) Praxis keiner (theoretischen) Erkenntnis der 
transzendentalen Freiheit; das Bewußtsein der Verbindlichkeit des moralischen Gesetzes 
reicht hin, um gar nicht anders als unter der Idee jener Freiheit zu handeln. Die These 
Oberers, die transzendentale Freiheitslehre gehe zwar nicht den Juristen, wohl aber den 
Rechtsphilosophen etwas an, kann somit wie folgt korrigiert werden: sie geht weder den 
Juristen, noch den Rechtsphilosophen etwas an, und darüber hinaus nicht einmal die 
ethische Praxis, sondern allein den Philosophen, dem es um die Sicherung des ethisch 
relevanten Freiheitsbegriffs gegen spekulative Einwände zu tun ist. Das moralische Gesetz 

                                                
567 Siehe KrV AA 03.523 (B 833); vgl. auch 03.310 (B 476). 
568 Wolfgang Kersting, WF, S. 134. 
569 Refl 6859, HN AA 19.182 (m. H.). 
570 Daran, daß Freiheit im positiven Verstande auch der Freiheit, von der er hier spricht, zu 

Grunde liegt, läßt Kant durchaus keinen Zweifel. Siehe besonders Refl 6859, HN AA 19.182, die 
Zeilen 16-17, 28-34; sowie Refl 6860, HN AA 19.183, besonders die Formulierung: „Wir können uns 
keinen Begrif davon machen, wie eine bloße Form der Handlungen könne die Kraft einer triebfeder 
haben. Indessen muß dieses doch seyn, wenn moralität statt finden soll [...]“ (m. H.). Es ist auch nicht 
weiter verwunderlich, da Kants spätere Moralphilosophie, wie Schmucker und Andere gezeigt haben, 
zum Zeitpunkt der Niederschrift der in Rede stehenden Reflexion in allen wesentlichen Zügen 
feststand. 
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ist die ratio cognoscendi der Freiheit571 (im positiven Verstande) freilich allein auf Grund 
seiner Verbindlichkeit. Nur unter deren Voraussetzung ist der Schluß auf diese Freiheit 
erlaubt. Für die bloße Handlungsfreiheit ist eine solche Folgerung allerdings gar nicht 
erforderlich; und daher ist die (nur diese Freiheit voraussetzende) Rechtslehre von der 
„kritischen“ Freiheitslehre unabhängig. 

Baum weist zu Recht darauf hin, daß „bei der Ausführung des von Kant lange 
gehegten Plans einer Metaphysik der Sitten als eines vollständigen Systems aller Rechts- 
und Tugendpflichten [...] die Möglichkeit der praktischen Freiheit gar kein Thema“ sei, 
jedenfalls werde „keine der Rechts- und Tugendpflichten und auch die allgemeine ethische 
Pflicht der Tugendhaftigkeit der Gesinnung in der Erfüllung aller Pflichten nicht aus der 
Freiheit des vernunftbestimmten Willens eigens begründet“.572 Der Grund, genauer: zwei 
Gründe dafür sind jetzt leicht zu erkennen. Zu einer Thematisierung gab es zumindest in der 
schließlich veröffentlichten Metaphysik der Sitten schon deswegen keinen Anlaß, weil das 
Thema da bereits abgehandelt war. Aber Baums Feststellung trifft nicht nur auf die 
ausgeführte Metaphysik der Sitten zu, sondern auf die ganze, jahrzehntelange Arbeit an 
jenem Plan. Der zweite Grund liegt schlicht in der Tatsache, daß es in einer Metaphysik der 
Sitten, und zwar in ihren beiden Teilen, gar nicht um Freiheit und deren Möglichkeit in Bezug 
auf raum-zeitliche Wirklichkeit geht, sondern um die praktische Gesetzgebung (also um die 
Beantwortung der Frage: was soll ich tun?) für den (äußeren bzw. inneren) Gebrauch einer 
Freiheit, die jeweils als gegeben vorausgesetzt wird und, da die Absicht allein „aufs Thun 
oder Lassen gerichtet“573 ist, auch vorausgesetzt werden darf.574 

 

3) Die Freiheit der Person und der Mechanismus der Natur 

In diesem Zusammenhang mag auch eine Bemerkung zu einer Stelle im 
„Elternrecht“575 sachdienlich sein. Kant schneidet dort in einer Anmerkung zu § 28 mit Bezug 
auf die Unmöglichkeit, sich von der Erschaffung freier Wesen durch Gott einen Begriff zu 
machen, die Frage nach dem Verhältnis von Naturnotwendigkeit und Freiheit an. Zwar sei 
die Freiheit in moralisch-praktischer Hinsicht durch den kategorischen Imperativ „wie durch 
einen Machtspruch der Vernunft“ bewiesen. Aber in theoretischer Hinsicht könne die (selbe!) 
Vernunft „die Möglichkeit dieses Verhältnisses einer Ursache zur Wirkung“ nicht begreiflich 
machen, weil sowohl die Ursache als auch die Wirkung übersinnlich seien. Was man ihr 
allein zumuten könne, sei bloß, die Widerspruchslosigkeit im Begriff der Erschaffung freier 
Wesen zu beweisen. Eben diesen Beweis führt Kant dann selber, indem er zeigt, daß der 
scheinbare Widerspruch verschwindet, wenn man bezüglich des Kausalverhältnisses 
zwischen Schöpfergott und Mensch als freiem Wesen auf eine theoretische Erklärung mit 
der dafür unvermeidlichen Zeitbedingung verzichtet und jenes Verhältnis bloß „in moralisch-

                                                
571 Siehe KpV AA 05.04. 
572 Manfred Baum, „Freiheit und Verbindlichkeit in Kants Moralphilosophie“, in: Jahrbuch für 

Recht und Ethik, 13 (2005) 35. 
573 KrV AA 03.521 (B 831). 
574 Vgl. hierzu auch Josef Schmucker, Die Ursprünge der Ethik Kants in seinen vorkritischen 

Schriften und Reflexionen, Meisenheim1961, S. 263 ff. 
575 Siehe RL AA 06.280 f.; siehe auch VARL HN AA 23.261; ferner RGV AA 06.50 Anm. 
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praktischer, mithin nicht-sinnlicher Absicht“ als Fall der reinen Kategorie der Kausalität 
„(ohne ein ihr untergelegtes Schema)“ denkt.  

Nach dieser Beweisführung beantwortet Kant schließlich noch die zu erwartende Frage 
nach dem Sinn seiner Anmerkung. Im Haupttext hatte er von Kindern als Personen 
gesprochen und dann erklärt, es sei unmöglich, „sich von der Erzeugung eines mit Freiheit 
begabten Wesens durch eine physische Operation [GG. den Zeugungsakt] einen Begriff zu 
machen“. Die zuvor hier „in einer Metaphysik der Sitten“ angestellte „Nachforschung bis zu 
den ersten Elementen der Transscendentalphilosophie“ werde, so sagt Kant nun zum 
Abschluß der Anmerkung, der „philosophische Rechtslehrer“ angesichts der „Schwierigkeit 
der zu lösenden Aufgabe“ und der „Nothwendigkeit, hierin den Rechtsprincipien genug zu 
thun“, „nicht für unnöthige Grübelei erklären, die sich in zwecklose Dunkelheit verliert“. Diese 
Schlußbemerkung bezieht sich auf das Problem, das der Rechtsphilosoph im Haupttext zu 
bewältigen hat. Worin besteht dieses Problem und seine besondere Schwierigkeit und wie 
wird den Rechtsprinzipien Genüge getan? 

In dem zwei kurze Paragraphen umfassenden Kapitel zum „Elternrecht“ stellt sich für 
Kant die rein privatrechtliche Frage nach der „Pflicht der Erhaltung und Versorgung“ der 
„Kinder als Personen“.576 Diese sind aus der „Zeugung“ hervorgegangen; sie sind 
(biologisch) das „Erzeugniß“ (oder Produkt) der Eltern. In Bezug auf dieses ihr Erzeugnis 
haben nun, so behauptet Kant, die Eltern die Pflicht der Versorgung, bis die Kinder 
„vermögend sind, sich selbst zu erhalten“. Aber weder die Geburt noch gar die Zeugung sind 
die Quelle des Rechts des Kindes auf seine Versorgung durch die Eltern. Vielmehr hat das 
Kind mit dem Geborensein, insofern es Person ist, dieses Recht unmittelbar durch das 
Gesetz des Rechts, „d. i. ohne daß ein besonderer rechtlicher Act dazu erforderlich ist“. 

Die bisher nur behauptete Sorgepflicht der Eltern für ihre Kinder als ihre Erzeugnisse – 
und nur darum geht es hier – hat Kant nun zu begründen. Er stellt zunächst fest, daß „das 
Erzeugte“, also das geborene und nunmehr zu erhaltende und zu versorgende Kind, Person 
sei.577 Da es nun laut Kant unmöglich ist, „sich von der Erzeugung eines [GG. solchen] mit 
Freiheit begabten Wesens durch eine physische Operation einen Begriff zu machen“; – da 
für uns somit die Frage, wann, wo und wie für ein unter Gesetzen der Natur stehendes 
Lebewesen die „Freiheitsbegabung“ erfolgt, ganz sinnlos ist, können (und müssen) wir uns in 
praktischer (nicht etwa in theoretischer!) Hinsicht an den „Act der Zeugung“ halten und ihn 
„als einen solchen an[...]sehen, wodurch“ später nicht nur ein Mensch („Weltwesen“), 
sondern eine (Rechts-)Person („Weltbürger“) „ohne ihre Einwilligung auf die Welt gesetzt und 
eigenmächtig in sie herüber gebracht“ wurde; „für welche That auf den Eltern nun auch eine 
Verbindlichkeit haftet, sie, so viel in ihren Kräften ist, mit diesem ihrem Zustande zufrieden zu 
machen“. Jenes „wodurch“ darf auf keinen Fall im Sinne einer theoretischen 
Kausalerkenntnis gelesen werden, deren Unmöglichkeit Kant ja ausdrücklich feststellt. Er 
spricht korrekterweise vom Akt und nicht vom Zeitpunkt der Zeugung. Die Eltern sind auf 

                                                
576 Dazu, daß es hier nicht etwa auch um Embryonen geht und daß Kants Ausführungen schon 

deswegen nicht gegen die „verbrauchende“ Forschung an menschlichen embryonalen Stammzellen in 
Anspruch genommen werden können, siehe Georg Geismann, „Kant und ein vermeintes Recht des 
Embryos“, in: Kant-Studien, 95 (2004) 443-469. 

577 Siehe auch dazu die in der vorhergehenden Anmerkung genannte Arbeit, die im übrigen hier 
als Vorlage dient. 
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Grund jenes Aktes578 als Erzeuger ihrer Kinder als Personen „anzusehen“. Entsprechend 
wird der Akt lediglich in praktischer Hinsicht so angesehen, als ob er der Grund für die 
spätere Hervorbringung eines Weltbürgers (und nicht bloß eines Weltwesens als eines 
„Gemächsels“ der Eltern) wäre; die theoretische Behauptung, er sei auch der Grund, also die 
Ursache, jener Hervorbringung, ist damit nicht verbunden. 

Wenn Kant von einem Herüberbringen und Herüberziehen einer „Person ohne ihre 
Einwilligung“ auf bzw. in die Welt spricht, dann drückt er mit dieser mythologischen 
Vorstellung nicht etwa eine theoretische Erkenntnis aus. Der Gedanke des „Transports“ einer 
Person in unsere Erfahrungswelt bezieht sich darauf, daß dem Kind, insofern es Person ist, 
„moralische Persönlichkeit“ und damit praktische Freiheit sowie, als dieser zugrunde liegend, 
transzendentale Freiheit zugeschrieben werden muß, also etwas, das, wenn es das denn 
positiv gibt, nur zu einer intelligiblen Welt gehören kann. Dieser Gedanke ist nur eine „Idee“; 
aber sie ist „ganz richtig[.] und auch nothwendig[.]“, freilich – wie Kant eigens hervorhebt – 
nur „in praktischer Hinsicht“, um sich nämlich etwas, das theoretisch gar nicht erklärbar ist, 
zumindest „für die rechtlich normierte Praxis angemessen vorstellbar zu machen“.579 Es ist 
diese Idee, die es möglich macht, die Erzeuger von Kindern „nach Rechtsbegriffen“580 als für 
deren Aufzucht verantwortlich anzusehen. 

Die schwierige Aufgabe des philosophischen Rechtslehrers besteht also darin, unter 
Beachtung der Prinzipen des Rechts das praktische Verhältnis zwischen Eltern und Kind zu 
bestimmen und dabei im Hinblick auf die Metaphysik als ganze einem möglichen 
theoretischen, aus der Fatalismus-Diskussion wohlbekannten Einwand zu begegnen. 
Dessen Entkräftung gelingt ihm mit Hilfe transzendentalphilosophischer Argumente, die 
übrigens selber dabei den Rahmen der Anmerkung nicht verlassen, d. h. auf die Rechtslehre 
als solche gar keinen Einfluß nehmen. Seinen eigenen Gang kann der Rechtslehrer auch 
ohne sie gehen und tut es auch. Denn weder für die Bestimmung der Rechtsperson benötigt 
er sie, noch für die Bestimmung der Sorgepflicht der Eltern hinsichtlich eines Wesens, für 
das als „Weltwesen“ zweifelsfrei sie ursächlich sind und das überdies „Weltbürger“ (Person) 
ist. Nur für das aus der möglichen Frage nach der Ursächlichkeit (und darauf gegründeten 
Verantwortlichkeit) in Bezug auf eine Person entstehende rein theoretische Dilemma ist 
gleichsam transzendentalphilosophische Elementarhilfe erforderlich. Es dürfte kaum nötig 
sein zu betonen, daß auch diese Hilfe sich nur der Abstraktion von der Zeitbedingung 
bedient. Dafür wiederum bedarf es nicht notwendig der Lehre vom transzendentalen 
Idealismus, sondern lediglich der (platonischen) Unterscheidung zwischen sinnlichen 
(zeitbedingten) und übersinnlichen Gegenständen. 

Zusammenfassend läßt sich sagen: Zunächst benennt Kant auch hier das theoretische 
Problem, das sich hinsichtlich des Verhältnisses von Freiheit und Naturnotwendigkeit 
unvermeidlich und als solches unlösbar stellt. Dann folgt wieder der Hinweis auf die 
moralisch-praktische Lösung des Problems, für die „bloß“ der Beweis der logischen 
Möglichkeit eines freien Geschöpfes zu erbringen sei. Und diese Möglichkeit ergibt sich in 
der Tat, wenn man in „nicht-sinnlicher“, nämlich die praktische Freiheit betreffender Hinsicht 
von der Zeitfolge abstrahiert.  

                                                
578 Man könnte auch sagen: infolge oder wegen dieses Aktes. 
579 Diesen Gedanken und seine Formulierung verdanke ich Manfred Baum. 
580 RL AA 06.281. 
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4) Die Einteilung der Metaphysik der Sitten überhaupt 

„Warum wird aber die Sittenlehre (Moral) gewöhnlich (namentlich vom Cicero) die 
Lehre von den Pflichten und nicht auch von den Rechten betitelt? da doch die einen sich auf 
die andern beziehen. — Der Grund ist dieser: Wir kennen unsere eigene Freiheit (von der 
alle moralische Gesetze, mithin auch alle Rechte sowohl als Pflichten ausgehen) nur durch 
den moralischen Imperativ, welcher ein pflichtgebietender Satz ist, aus welchem nachher 
das Vermögen, andere zu verpflichten, d.i. der Begriff des Rechts, entwickelt werden 
kann.“581 

Während in den bisher behandelten Textstücken etwas im Rahmen der Rechtslehre 
klarzustellen war, ist jetzt, gleichsam auf höherer Ebene, etwas im Rahmen der „Metaphysik 
der Sitten überhaupt“ klarzustellen. In formaler Ähnlichkeit geschah die Klarstellung dort in 
einer Schlußbemerkung nach einem Gedankenstrich bzw. in einer Anmerkung; hier 
geschieht sie in einem eingerückten Absatz. Sachlich ist sie eine andere.  

Die zitierte Passage handelt trotz ihrer (in der Literatur angefochtenen) Plazierung in 
der Rechtslehre von der „Eintheilung der Metaphysik der Sitten überhaupt“. Die 
Differenzierung in die bloß auf die äußere Freiheit bezogene Rechtslehre und die unmittelbar 
auf die innere Freiheit bezogene Tugendlehre ist somit noch nicht erfolgt. Die Sittenlehre 
„überhaupt“ betrifft die Freiheit „überhaupt“, also die innere Freiheit inbegriffen, so wie sich 
das moralische Gesetz, wie es aus der Grundlegung zur Metaphysik der Sitten und der Kritik 
der praktischen Vernunft bekannt ist, auch – und dort vor allem – auf die innere Freiheit 
bezieht.  

Kants Antwort auf die selbstgestellte Frage läßt keinen Zweifel daran aufkommen, daß 
darin nicht von der Handlungsfreiheit die Rede ist, um die es in der Rechtslehre 
ausschließlich geht und für die es des moralischen Imperativs als Beweises nicht bedarf, 
sondern – mit Bezug auf die Metaphysik der Sitten als ganze nicht anders zu erwarten – von 
der Freiheit im negativen und im positiven Verstande. Fast beiläufig sagt Kant von dieser 
Freiheit, daß von ihr alle moralischen Gesetze ausgingen. Sie ist deren ratio essendi; ohne 
sie würden die moralischen Gesetze „in uns gar nicht anzutreffen sein“.582 Aber in uns 
anzutreffen sind diese Gesetze als uns gebietende wiederum nur in unserem durch unsere 
Vernunft „selbstgewirkten“ Bewußtsein der Unterordnung unseres Willens unter sie,583 
gleichgültig, ob sie sich (als Tugendgesetze) auf den inneren oder (als Rechtsgesetze) auf 
den äußeren Freiheitsgebrauch beziehen. Kant spricht hier ersichtlich von innerer 
Gesetzgebung, und diese macht auch die Rechtsgesetze „in dieser Beziehung betrachtet“584 
zu indirekt-ethischen Gesetzen.585 

Wenn von der Metaphysik der Sitten überhaupt die Rede ist, ist diese 
Betrachtungsweise nicht nur erlaubt, sondern geboten. Denn die mit und in der Rechtslehre 
eintretende Beschränkung auf den bloß äußeren Gebrauch der Freiheit ist noch nicht erfolgt. 

                                                
581 RL.AA 06.239. 
582 KpV AA 05.04. 
583 Siehe GMS AA 04.401. 
584 MS AA 06.214. 
585 Siehe MS AA 06.221. 
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Also darf auch noch nicht von dem inneren Gebrauch der Freiheit und der diesen 
betreffenden Gesetzgebung abgesehen werden. Vielmehr geht es noch um „reine praktische 
Vernunftgesetze für die freie Willkür überhaupt“.586 

In Bezug auf den Menschen als auch und vor allem in positivem Verstande freies 
Wesen „kann der Pflichtbegriff [GG. aber] keinen anderen als den Selbstzwang (durch die 
Vorstellung des Gesetzes allein) enthalten, wenn es auf die innere Willensbestimmung (die 
Triebfeder) angesehen ist, denn dadurch allein wird es möglich jene Nöthigung (selbst wenn 
sie eine äußere wäre) mit der Freiheit der Willkür zu vereinigen, wobei aber alsdann der 
Pflichtbegriff ein ethischer sein wird.“587 In genau dieser Bedeutung ist der Begriff im Rahmen 
der zitierten Passage zu nehmen.   

Die Tatsache, daß uns die Handlungsfreiheit als solche schon aus Erfahrung und nicht 
erst durch den moralischen Imperativ bekannt ist, wird mit der Passage ebenso wenig 
bestreitbar588 wie die These, daß es für die Rechtslehre als solche keiner anderen Freiheit 
als dieser bedarf, – auch nicht für ihre Allgemeinverbindlichkeit. „Das ius strictum sagt nur, 
was Recht ist, d. i. geschehen soll in Beziehung auf das arbitrium commune [...]. Die 
necessitatio subiectiva ist hier pathologisch. Die Ethic sagt, es sey Gut, d. i. aus motivis 
internis nothwendig, recht zu handeln. Daher gehört das Recht mit unter die Sittlichkeit.“589 
Und von eben dieser Ethik als „Sittenlehre (Moral)“, unter die das Recht indirekt „mit gehört“, 
handelt jene Passage. 

 

5) Empirismus und Apriorismus in der Rechtslehre 

„[...] wenn es keine Freiheit und darauf gegründetes moralisches Gesetz giebt, sondern 
alles, was geschieht oder geschehen kann, bloßer590 Mechanism der Natur ist, so ist Politik 
(als Kunst, diesen zur Regierung der Menschen zu benutzen) die ganze praktische Weisheit 
und der Rechtsbegriff ein sachleerer Gedanke.“591 

                                                
586 MS AA 06.214 (m. H.). 
587 TL AA 06.379 f. (m. H.; ohne Kants Hervorh.) 
588 Dies gilt auch bei einer anderen Deutung des zitierten Kant-Textes, auf die mich Manfred 

Baum aufmerksam gemacht hat und deren Möglichkeit ich nicht ausschließen möchte. Demnach kann 
der „moralische Imperativ“ auch als das juridische Gesetz „Sei ein rechtlicher Mensch“ verstanden 
werden, aus dem das Vermögen, Andere zu verpflichten, d. h. das angeborene Recht der äußeren 
Freiheit als Unabhängigkeit von eines Anderen nötigender Willkür erkannt werden kann. 

589 Refl 7014, HN AA 19.227. 
590 Wohlgemerkt: Es ist die ausschließliche, nicht etwa die durchgängige (vgl. KrV 03.365.36 [B 

565]) Bestimmtheit der Erfahrungswelt durch den Mechanismus der Natur, woran die 
Freiheitsannahme zu scheitern droht. Die vollständige Prädetermination auch des Menschen mit 
seinem Wollen und Handeln unterliegt für Kant gar keinem Zweifel. (Vgl. RGV AA 06.49 f.; MSVigil 
Vorl AA 27.502 f.) Innerhalb der Grenzen der Erfahrung kann es daher Freiheit im positiven Sinn nicht 
geben. Insofern sind Naturmechanismus und Freiheit unvereinbar. Die in Kants Aufweis der 
Denkbarkeit transzendentaler Freiheit implizierte Vereinbarkeit der beiden heterogenen Arten von 
Kausalität bedeutet dagegen, daß sich eine „absolute Spontaneität der Ursachen, eine Reihe von 
Erscheinungen, die nach Naturgesetzen läuft, von selbst anzufangen“ (KrV AA 03.310 [B 474]), 
denken läßt, ohne daß dadurch die Prädeterminiertheit des Naturgeschehens tangiert würde. Die 
Zweideutigkeit der Präposition „mit“ in der immer wieder aufgeworfenen Frage, ob nach Kant Freiheit 
„mit“ Naturkausalität „kompatibel“ sei, ist vermutlich der Grund der Verwirrung, der man in der 
Diskussion über „Compatibilism“ und „Incompatibilism“ begegnen kann. 

591ZeF AA 08.372. 
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Zunächst ist daran zu erinnern, daß Kant wenige Seiten vorher gesagt hatte, daß das 
„Problem der Staatserrichtung [...] selbst für ein Volk von Teufeln [...] auflösbar“ sei, „wenn 
sie nur Verstand haben“.592 Der Ausdruck „Verstand-haben“ zielt hier auf nichts anderes als 
auf praktische Freiheit als die Fähigkeit, auf Grund beliebiger Zwecksetzung sein äußeres 
Handeln zu bestimmen. Dies schließt auch die Fähigkeit ein, die Idee einer 
Rechtsgemeinschaft als einer Gemeinschaft, durch welche die auch von jedem Teufel für die 
unvermeidliche Zweckrealisierung benötigte Handlungsfreiheit Aller gesetzlich gesichert 
wird, zu bilden und – aus welchen Motiven auch immer – durch norm-orientiertes Verhalten 
zu verwirklichen.593 Keineswegs aber schließt es ein, daß diese „Teufel“ auch innerlich frei 
sind. Entsprechend ist Kants Satz wie folgt zu lesen: Wenn es keine praktische Freiheit und 
darauf gegründetes Rechtsgesetz gibt, sondern alles, was geschieht oder geschehen kann, 
bloßer Mechanismus der Natur ist, so ist der Rechtsbegriff ein sachleerer Gedanke. Das 
Recht ist ja gar nichts anderes als Freiheitssicherungsordnung (wie der Staat nichts anderes 
ist als Rechtssicherungsordnung).  

Kant verteidigt an dieser Stelle nicht etwa die dem Naturmechanismus widerstreitende 
innere Freiheit der Zwecksetzung und Maximenwahl, sondern die dem Naturmechanismus 
ebenfalls widerstreitende und theoretisch ebenso unbegreifliche äußere Freiheit des 
Handelns.594 Warum er dies tut, obwohl diese Freiheit doch durch Erfahrung in ihrer 
objektiven Realität feststeht, lehrt ein Blick in den unmittelbar vorhergehenden Satz. Darin ist 
kritisch von einer politischen Praxis die Rede, die „auf empirische Principien der 
menschlichen Natur gegründet ist“595. Ihr setzt Kant eine solche entgegen, die auf rechtliche 
Prinzipien der menschlichen (praktischen) Freiheit gegründet ist und sich mit den daraus 
entwickelten Normen an Wesen wendet, die das Vermögen haben, solche Normen – aus 
welchem Antrieb auch immer – zu befolgen. Es geht ihm um eine aus reiner juridisch-
praktischer Vernunft stammende, also apriorische Gesetzgebung als Quelle der 
Rechtsgesetze596 und einer darauf basierenden Politik als „ausübender Rechtslehre“597.  

Ein namhafter Kollege brachte zwecks Widerlegung der Ebbinghaus-These im 
Gespräch das Beispiel, Teufel würden – klug, wie sie sind – einen bei einem Ladendiebstahl 

                                                
592 ZeF AA 08.366. Nur mit einem Volk von Idioten (in der heute veralteten medizinischen 

Bedeutung) läßt sich infolge der Unfähigkeit, die Bedeutung von Rechtsregeln und der mit ihnen 
verbundenen Konsequenzen der Nichtbefolgung überhaupt zu verstehen, das Problem nicht lösen. 
Hinsichtlich der „Teufel“ ist es gleichgültig, ob man darunter Wesen versteht, die zwar durch reine 
Vernunft bestimmbar sind, aber sich dadurch schlechthin nicht bestimmen lassen, oder aber Wesen, 
die gar nicht aus reiner Vernunft bestimmbar sind. Entscheidend ist hier, daß sie ausschließlich durch 
selbstsüchtige Neigungen bestimmt und willens sind, wenn es ihnen nützt, die Rechtsgesetze zu 
brechen; die, „ohne Kampf und Veranlassung, keine andere als böse Handlungen untern[ehmen]“  
(MSVigil Vorl AA Bestimmung 27.572 [m. H.]). Menschen mögen durch reine Vernunft bestimmbar 
sein; auf eine wirkliche Bestimmung durch dieselbe verlassen sich indessen kein Gesetzgeber und 
keine Regierung, – im Gegenteil. 

593 Vgl. Julius Ebbinghaus, „Macht und Recht“, GS I 334. Übrigens bedürfte selbst ein Volk von 
Engeln eines politischen Gemeinwesens, während die Errichtung eines ethischen Gemeinwesens für 
es ebenso überflüssig wie für ein Volk von Teufeln unmöglich wäre. 

594 Vgl. auch KrV 03.371 f. (B 576). Die besonders in der angelsächsischen Literatur verbreitete 
Rede von einem „naturalistischen“ Freiheitsverständnis ist mit Bezug auf Kant ganz unangemessen. 

595 ZeF AA 08.371 (m. H.). 
596 Siehe hierzu auch Julius Ebbinghaus, „Empirismus und Apriorismus in der Moral“, GS I 297 

f. 
597 ZeF AA 08-370 
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erwischten Mitteufel sofort an der nächsten Ecke ans Kreuz schlagen und damit eine 
Wiederholung des Verbrechens unterbinden – drakonisch, aber eben wirksam. Für Teufel sei 
die Rechtslehre eine bloße Klugheitslehre; und könne für sie auch nichts anderes sein. Kants 
Rechtslehre mit ihrem kategorischen Verbindlichkeitsanspruch sei daher auf ein Volk von 
Teufeln nicht anwendbar. Nun lassen sich zunächst auch aus der Kulturgeschichte der (nach 
der Voraussetzung von Teufeln wesenhaft unterschiedenen) Menschheit bis in die 
Gegenwart hinein beliebig viele Beispiele drakonischer (und übrigens oft gar nicht sonderlich 
wirksamer) Abschreckungsmaßnahmen anführen. Aber auch die Tatsache, daß deren Zahl 
im Laufe der Geschichte mit der Entwicklung mancher Staaten zu „Rechtsstaaten“ 
(„Republiken“ im Sinne Kants) abgenommen hat, beweist durchaus keinen Fortschritt an 
„Moralität in der Gesinnung“ der Menschheit, sondern lediglich einen Fortschritt in der 
„Legalität in pflichtmäßigen Handlungen“.598 Auch für Teufel gilt das Prinzip der 
Selbsterhaltung der Vernunft, freilich beschränkt auf das Vermögen, den äußeren Gebrauch 
der Willkür zu bestimmen. Wie die historischen Menschen werden auch die „verständigen“ 
Teufel sehen, daß sie es mit einer „Menge von vernünftigen Wesen [zu tun haben], die 
insgesammt allgemeine Gesetze für ihre Erhaltung verlangen, deren jedes aber ingeheim 
sich davon auszunehmen geneigt ist, so zu ordnen und ihre Verfassung einzurichten, daß, 
obgleich sie in ihren Privatgesinnungen einander entgegen streben, diese einander doch so 
aufhalten, daß in ihrem öffentlichen Verhalten der Erfolg eben derselbe ist, als ob sie keine 
solche böse Gesinnungen hätten.“599 Im Laufe ihrer Geschichte würden die Teufel wie die 
Menschen auf Grund ihrer durchaus selbstsüchtigen Neigungen gegeneinander den 
Mechanismus der Natur dazu benützen, das durch die allseitigen selbstsüchtigen Neigungen 
bestimmte Verhalten in rechtsstaatliche Bahnen zu nötigen. Entsprechend würde auch bei 
den Teufeln allmählich an die Stelle des drakonischen ein allgemein und jederzeit 
zustimmungsfähiges und insofern verbindliches Strafrecht treten.600 Das Prinzip auch des 
„teuflischen“ Rechts wäre keineswegs der Nutzen, sondern „die Regel der Freiheit, gemäß 
der jeder nach seinem eigenen Nutzen handeln kann unter der Bedingung, daß er jedem 
anderen grundsätzlich das gleiche Recht einräumt“601. Auch ein Teufel kann als ein äußerlich 
freies Wesen in Gemeinschaft mit Seinesgleichen nur als bedingungslos in seiner äußeren 
Freiheit freiheitsgesetzlich eingeschränkt gedacht werden. Selbst wenn das Recht seine 
Entstehung allein der Klugheit verdankt (was bei Teufeln sicher, aber auch bei der 
Menschheit wahrscheinlich ist), so basiert seine Legitimation dennoch nicht auf dem 
Selbstinteresse, sondern auf der bloßen Idee der äußeren Freiheit im äußeren Verhältnis. 
Nur für seine Wahrung muß und darf es sich auf das Selbstinteresse bzw. auf äußeren 
Zwang stützen, womit sich freilich das Recht der Teufel gar nicht von dem der Menschen 
unterscheidet. 

 

6) Der Begriff der Freiheit als Vorbegriff einer Philosophia practica universalis 
                                                

598 Siehe SF AA 07.91. 
599 ZeF AA 08.366. 
600 Man vergleiche etwa das Süditalien nach der Ankunft der Handvoll normannischer 

Abenteurer, die in ihrem Vorgehen den kreuzigenden Teufeln sehr ähnlich waren, mit dem Staat 
Friedrichs II. Siehe auch Julius Ebbinghaus, „Positivismus – Recht der Menschheit – Naturrecht – 
Staatsbürgerrecht“, GS I 356 f. 

601 Josef Schmucker, Die Ursprünge der Ethik Kants in seinen vorkritischen Schriften und 
Reflexionen, Meisenheim: Hain 1961, S. 307 (mit Bezug auf Kant). 
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„Der Begriff der Freiheit ist ein reiner Vernunftbegriff, der eben darum für die 
theoretische Philosophie transscendent, d.i. ein solcher ist, dem kein angemessenes Beispiel 
in irgend einer möglichen Erfahrung gegeben werden kann, welcher also keinen Gegenstand 
einer uns möglichen theoretischen Erkenntniß ausmacht und schlechterdings nicht für ein 
constitutives, sondern lediglich als regulatives und zwar nur bloß negatives Princip der 
speculativen Vernunft gelten kann, im praktischen Gebrauch derselben aber seine Realität 
durch praktische Grundsätze beweiset, die als Gesetze eine Causalität der reinen Vernunft, 
unabhängig von allen empirischen Bedingungen (dem Sinnlichen überhaupt) die Willkür zu 
bestimmen, und einen reinen Willen in uns beweisen, in welchem die sittlichen Begriffe und 
Gesetze ihren Ursprung haben. Auf diesem (in praktischer Rücksicht) positiven Begriffe der 
Freiheit gründen sich unbedingte praktische Gesetze, welche moralisch heißen [...].“602  

Diese Passage aus der Einleitung zu beiden Teilen der Metaphysik der Sitten 
entspricht der bereits erörterten, in der Einleitung vorhergehenden Passage, die besagt, daß 
die Gesetze der Freiheit als reine praktische Vernunftgesetze für die freie Willkür überhaupt 
(also auch für die äußere freie Willkür) zugleich innere Bestimmungsgründe derselben sein 
müssen.603 Sie trifft entsprechend dem Ort, an dem sie steht, durchaus auch auf die 
Rechtslehre zu, wenn man diese nämlich, was man bekanntlich nicht immer muß bzw. darf, 
als indirekt-ethische Lehre nimmt. „In dieser Beziehung“ gründen sich letztlich ihre 
unbedingten Gesetze auf den (in praktischer Rücksicht) positiven Begriff der Freiheit. Aber 
es bedarf dieses Begriffes nicht für die Bestimmung und unbedingte Geltung der 
Rechtsgesetze. In nichts anderem jedoch besteht die Unabhängigkeit der Rechtslehre von 
der Ethik und vom transzendentalen Idealismus. Für die Rechtslehre genügt es, daß wir die 
(„theoretisch gar nicht darstell[bare]“) „Freiheit (so wie sie uns [GG. positiv] durchs 
moralische Gesetz allererst kundbar wird) [...] als negative Eigenschaft in uns, nämlich durch 
keine sinnliche Bestimmungsgründe zum Handeln genöthigt zu werden, [kennen]“.604 „Die 
Rechtspflichten folgen aus der äußeren [GG. negativ zu begreifenden] Freyheit analytisch. 
Die Tugendpflichten folgen aus der inneren [GG. positiv zu begreifenden] Freyheit 
synthetisch weil die innere uns nur durch das Moralgesetz bekannt ist.“605 Auch der ethische, 
auf den inneren Gebrauch der Willkür bezogene kategorische Imperativ wäre ein 
analytischer Satz, wenn man die Freiheit des Willens voraussetzen könnte.606 Die Freiheit 
des äußeren Handelns kann man hingegen voraussetzen; und eben deswegen ist der darauf 
bezogene kategorische Imperativ kein synthetischer Satz a priori, sondern ein analytischer 
Satz. 

Es ist ganz wichtig zu beachten, daß die Passage in der Einleitung zur Metaphysik der 
Sitten, und zwar im Kapitel „Vorbegriffe zur Metaphysik der Sitten“, also in der „Philosophia 
practica universalis“607, steht. Die Metaphysik der Sitten soll nach der Kritik der praktischen 
Vernunft deren System bringen;608 und insofern müssen zuvor die in der Kritik grundsätzlich 
erzielten Ergebnisse „einleitend“ vorgestellt werden. Es ist daher auch bezeichnend, daß erst 

                                                
602 MS AA 06.221. 
603 MS AA 06.214. 
604 MS AA 06.226 (letzte Hervorh. von mir). 
605 VAMS HN AA 23.246.  
606 Vgl. GMS AA 04.447; KpV AA 05.31. 
607 MS AA 06.221 (m. H.). 
608 Siehe MS AA 06.205. 
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im übernächsten Absatz609 von „[f]olgende[n] Begriffen“ die Rede ist, „die der Metaphysik der 
Sitten in ihren beiden Theilen gemein“ sind;610 denn den Begriff der Freiheit, von dem oben 
die Rede ist, hat die Rechtslehre mit der Tugendlehre nur als indirekt-ethische Lehre gemein, 
nicht aber qua Rechtslehre. Als solche muß man sie aber trivialerweise „betrachten“, wenn 
man sie als solche begreifen will. 

 

7) Die Pflicht aus dem Recht der Menschheit in unserer eigenen Person 

„Sei ein rechtlicher Mensch (honeste vive). Die rechtliche Ehrbarkeit (honestas iuridica) 
besteht darin: im Verhältniß zu Anderen seinen Werth als den eines Menschen zu 
behaupten, welche Pflicht durch den Satz ausgedrückt wird: »Mache dich anderen nicht zum 
bloßen Mittel, sondern sei für sie zugleich Zweck.« Diese Pflicht wird im folgenden als 
Verbindlichkeit aus dem Rechte der Menschheit in unserer eigenen Person erklärt werden 
(Lex iusti).“611  

Diese besonders wichtige, da zur Grundlage der gesamten Rechtslehre gehörende 
Passage enthält Kants Lesart der ersten Formel des Ulpian612. Sie wird bisweilen so 
interpretiert,613 als sei der obersten Rechtspflicht, um die es in ihr geht, etwas „Ethisches 
beigemischt“614. Eine solche Deutung verleitet dann leicht zu der weiteren Annahme, eben 
darin liege ein eindeutiger Beweis für die Notwendigkeit, auch für das Recht Freiheit des 
Willens vorauszusetzen. 

Die Idee der Menschheit enthält die Bestimmungen, die jedem Menschen als 
Menschen zukommen: praktische Vernunft, freie Willkür, Zurechnungsfähigkeit, kurz: 
moralische Persönlichkeit.615 Die „Menschheit“ (homo noumenon) ist in jedem Menschen 
(homo phaenomenon) als Person buchstäblich verkörpert. Entsprechend ist das Recht der 
Menschheit das für jeden Menschen, bloß weil er Mensch ist, gültige Recht. Als objektives 
Recht bedeutet es die allgemeingesetzliche Einschränkung der äußeren Freiheit auf die 
notwendigen Bedingungen ihrer Vereinbarkeit mit der äußeren Freiheit aller Anderen. 
Subjektiv ist es das angeborene, jedem Menschen kraft seiner Menschheit zustehende 
Recht auf beliebigen äußeren Gebrauch der freiheitsgesetzlich bestimmten äußeren Freiheit 

                                                
609 Dies unterschlägt der Interpret, der behauptet, daß sich allein schon aus diesem Absatz 

ergebe, daß auch die Rechtslehre die Verbindlichkeit ihrer Gesetze aus dem positiven Freiheitsbegriff 
herleite.   

610 MS AA 06.222.  
611 RL AA 06.236 (ohne Kants Hervorh.).  
612 Kenner pflegen diesem Namen hier ein „(Pseudo-)“ voranzustellen. 
613 So etwa Hariolf Oberer mit der Begründung: „weil sie keinen Fremdzwang zuläßt, sondern 

auf Selbstzwang angewiesen ist, mithin nicht zum strikten Recht gehört, sondern eine Zwischen- und 
Übergangsposition zwischen Sittlichkeit und striktem Recht einnimmt“ (Hariolf Oberer, „Nachwort“ zu: 
Adam Horn, Würzburg: Königshausen & Neumann 1991; siehe auch Adam Horn, ebd., S. 14). Oberer 
hat seine Position später mit der (klar entwickelten und gut begründeten) These revidiert, diese 
Rechtspflicht erfülle „ohne Einschränkung die Definition des strikten Rechts“. Siehe Hariolf Oberer, 
„Honeste vive. Zu Immanuel Kant, Die Metaphysik der Sitten, AA 06, 236.20-30“, in: Sabine Doyé et al 
(Hrsg.), Metaphysik und Kritik; Berlin / New York: de Gruyter 2004, S. 204. 

614 RL AA 06.232. 
615 Vgl. MS AA 06.223. 
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in Unabhängigkeit von der nötigenden Willkür Anderer,616 demzufolge sowohl das Recht auf 
den Erwerb von äußerem Meinen oder äußeren Rechten617 als auch das Recht auf Staat 
(Weltrepublik), und damit die Bedingung sowohl der Möglichkeit als auch der Notwendigkeit 
von all dem, was Kant innerhalb der Rechtslehre als Privatrecht und öffentliches Recht 
abhandelt, also deren Ursprung und Geltungsgrund.618 Mehr noch: das Recht der 
Menschheit ist qua äußere Freiheit die „oberste Bedingung aller Pflichtgesetze weil das 
Subject sonst aufhören würde ein Subject der Pflichten (Person) zu seyn und zu Sachen 
gezählt werden müßte,“619 womit auch die Rede von einem Gebrauch der freien Willkür 
überhaupt gegenstandslos würde. Als oberster620 Rechtfertigungsgrund allen legalen 
Handelns ist es auch notwendiger Rechtfertigungsgrund allen moralischen Handelns 
gegenüber Anderen. Der gesetzlichen Bestimmung des äußeren Freiheitsgebrauchs seiner 
Materie (den Zwecken) nach geht die seiner bloßen Form nach voraus.621 Daher haben 
(enge) Rechtspflichten stets Priorität gegenüber (weiten) Tugendpflichten. Auch deswegen 
ist die Tugendlehre im System der Metaphysik der Sitten der Rechtslehre nachgeordnet. 

Wie alles Recht hat auch das Recht der Menschheit ausschließlich äußeres Handeln 
zum Gegenstand. Überdies ist es „rein und mit keinen Tugendvorschriften vermengt“622. 
Denn weder bezieht es sich auf einen Zweck, den man verfolgen, noch auf eine Gesinnung, 
mit der man dies tun soll. Es ist also striktes Recht. 

Entsprechend ist die Pflicht der rechtlichen Ehrbarkeit als eine Pflicht aus dem Recht 
der Menschheit eine strenge Rechtspflicht des Menschen.623 Sie besagt nichts anderes, als 
daß die Person, das Subjekt allen möglichen Rechts, rechtlich (nicht etwa nur ethisch) 
schlechterdings nicht zur Disposition steht. Entsprechend fordert sie, daß alle unsere 
äußeren Handlungen dem Recht der Menschheit in unserer Person angemessen sind. Ihre 
Nichterfüllung ist eine Verletzung des Rechts der Menschheit.624 Diese Pflicht bestreiten und 
das Recht der Menschheit bestreiten ist einerlei. Wie das Recht der Menschheit bezieht sie 
sich allein auf die durch dieses Recht gesetzlich eingeschränkte äußere Freiheit von 

                                                
616 Kant nennt es auch das „innere Recht“ oder das „innere Meine“, womit aber dennoch meine 

äußere Freiheit als solche im Verhältnis zur äußeren Freiheit Anderer gemeint ist. Vgl. RL AA 06.237 
f.; 06.248; 06.250; 06.254. 

617 Vgl. RL AA 06.237 f.; 06.254. 
618 Zur Unmittelbarkeit der Begründung des öffentlichen Rechts aus dem Recht der Menschheit 

siehe Rainer Friedrich, Eigentum und Staatsbegründung in Kants Metaphysik der Sitten, Kantstudien 
Ergänzungshefte 146, Berlin / New York: de Gruyter 2004. 

619 VATL HN AA 23.390. 
620 „von der Menschheit selbst unmittelbar dictirt“ (MSVigil Vorl AA 27.580; siehe auch ebd., 

27.604). „Die Verbindende kraft alles Rechts liegt nicht so wohl in dem, was einer Persohn eigen ist, 
als vielmehr in dem Rechte der Menschheit. [...] Dieses Recht der Menschheit verbindet auch einen 
jeden Gegen sich selbst.“ (Refl 7862, HN AA 19.538) 

621 Vgl. ZeF AA 08.377.  
622 RL AA 06.232. 
623 Für Byrd und Hruschka handelt es sich überhaupt nicht um eine Rechtspflicht, da es nur 

äußere Rechtspflichten „gebe“, zu denen sie nicht gehöre. Siehe B. Sharon Byrd /  Joachim Hruschka, 
“Lex iusti, lex iuridica und lex iustitiae in Kants Rechtslehre“, in: Archiv für Rechts- und 
Sozialphilosophie, 91 (2005) 496 f. 

624 „Daß die Menschheit in unsrer eignen Persohn gewisse rechte habe, die unverletzlich und 
unveräußerlich seyn, und die unsere freyheit über uns selbst zu disponiren einschränken, imgleichen 
anderer ihre.“ Refl 7080, HN AA 19.244. 
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jedermann, hat also nur das zum Gegenstand, „was in Handlungen äußerlich“625 ist, ohne 
dafür innere Bestimmungsgründe zu fordern.626  

Das Besondere an ihr liegt darin, daß es sich bei ihr im Unterschied zu allen anderen 
Rechtspflichten um eine Pflicht handelt, die man unmittelbar nicht gegen Andere, sondern 
gegen sich selbst, genauer: gegen die Menschheit in der eigenen Person hat. Diesen Bezug 
auf die je eigene Person hat Kant im Sinn, wenn er diese Rechtspflicht eine innere nennt,627 
obwohl sie in anderer Beziehung, insofern sie nämlich das Verhältnis der bloß äußeren 
Freiheit zur äußeren Freiheit Anderer betrifft, d. h. als Rechtspflicht durchaus eine äußere 
Pflicht ist, weil nämlich für ihre Erfüllung keine innere Handlung der Maximenannahme 
verlangt wird.628 Auch ist sie wie alle Rechtspflichten629 bloß prohibitiv und negativ. Sie geht 
auf die Unterlassung äußerer Handlungen mit Bezug auf uns selbst, aber in unserem 
Verhältnis zu Anderen, und kann deshalb hinsichtlich dieses Verhältnisses auch Gegenstand 
einer äußeren Gesetzgebung sein. Auch korrespondiert ihr ein Zwangsrecht gegen jeden 
Anderen, der ihre Erfüllung verhindern will. Man darf bei der Rede von einer inneren 
Rechtspflicht gegen sich selbst nicht aus dem Auge verlieren, daß es auch bei ihr um das 
Verhältnis einer Rechtsperson zu möglichen anderen Rechtspersonen geht. 

Man mag darüber spekulieren, warum bei Kant in Bezug auf diese Rechtspflicht die 
Grenze zur Ethik nicht so klar und eindeutig wie sonst gezogen zu sein scheint. In einer 
Reflexion aus den späten 1770er Jahren nennt er den Grundsatz „honeste vive“ das 
„ethische principium, das die „Rechtschaffenheit (der Gesinnung)“ verlange.630 Aber auch in 
den Vorarbeiten zur Rechtslehre und ähnlich in den Vorarbeiten zur Tugendlehre gehört es 
für ihn als „innere[s] Recht“ zur Ethik.631 Das Schwanken Kants hinsichtlich der 
systematischen Zuordnung der Pflicht zu rechtlicher Ehrbarkeit scheint mir weniger, wie man 
gemeint hat, auf terminologischer Unsicherheit zu beruhen, als mehr dem Wechsel der 
Perspektive, die Kant jeweils einnimmt, zuzuschreiben zu sein. Jene Pflicht ist, obwohl sie 
eine innere, d. h. sich selbst geschuldete Pflicht ist, eine strenge, keinen Spielraum lassende 
Pflicht, weil sie sich unmittelbar auf (äußere) Handlungen bezieht. Insofern gehört sie 

                                                
625 RL AA 06.232. 
626„Die Pflicht Maximen anzunehmen die zur allgemeinen Gesetzgebung taugen folgt nicht aus 

dem Rechte Anderer sondern diese fordern nur Handlungen als officia. Auch nicht das Recht der 
Menschheit in unserer Person in seine Maxime aufzunehmen denn diese (die Menschheit) fordert nur 
Handlungen.“ VATL HN AA 23.381.  

627 Siehe RL AA 06.237. 
628 Siehe MS AA 06.219. So ist gemäß dem, was in den Vorarbeiten zur Metaphysik der Sitten 

steht: „Äußere Pflichten sind die der Leistungen (ihrer Wirkung nach) Innere Pflichten sind die der 
Gesinnungen.“ (HN AA 23.251; ohne Kants Hervorh.), die Rechtspflicht des „honeste vive“ fraglos 
eine „äußere Pflicht“. 

629 Sie verbieten, einer Person das Ihrige vorzuenthalten. Die für die Erfüllung dieser Pflichten 
erforderlichen Handlungen sind auch als begangene Handlungen Unterlassungen. Vgl. MSVigil Vorl 
AA 27.514. 

630 Refl 7078, HN AA 19.243. 
631 Siehe VARL HN AA 23.276; VATL HN AA 23.385 f. In den Vorarbeiten zur Tugendlehre 

gehört es deswegen „noch nicht in die Tugendlehre“, weil es keine innere Triebfeder verlange (VATL 
HN AA 23.390); und doch, freilich auf einem anderen losen Blatt, sind „alle Pflichten gegen sich selbst 
ethisch (nicht juridisch)“ (VATL HN AA 23.393; vgl. auch MS AA 06.220.32-33). Wenn auch in der 
Metaphysik der Sitten Vigilantius (MSVigil Vorl AA 27.527) das „honeste vive“ „das Princip der Ethic“ 
genannt wird, dann ist freilich zu bemerken, daß Kant dort in der Tat von einem auf Zwecke 
gerichteten Prinzip spricht. 
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unbestreitbar zum „ius strictum“. Betrachtet man sie dagegen als eine Pflicht, die nur durch 
Selbstzwang zu erfüllen ist, dann wird sie zwar durchaus nicht zu einer Tugendpflicht, da es 
weiterhin weder um einen Zweck, den man sich setzen soll, noch um eine bestimmte 
Gesinnung geht; aber es kommt doch dadurch, daß man seine Rechtspersönlichkeit nur 
selber wahren kann, wechselseitiger Zwang632 somit ausgeschlossen ist, ein dem strikten 
Recht fremdes Moment ins Spiel. Kant spricht in den Vorarbeiten zur Tugendlehre von den 
inneren (auf die eigene Person bezogenen) und den äußeren (auf andere Personen 
bezogenen) Rechtspflichten als „officia iuris interni (erga seipsum)“ bzw. „officia iuris externi“ 
und fügt für die äußeren hinzu: „sive juridica“.633 Vorher hatte er das „officium [...] 
involuntarium“ als Zwangspflicht eine „rechtliche Pflicht“ genannt.634 Entsprechend ist für ihn 
dasjenige Rechtsgesetz (lex iuris), welches auch äußerlich als ein solches gegeben oder als 
aus der Willkür eines anderen Gesetzgebers entsprungen angesehen werden kann, ein 
„rechtliches Gesetz (lex iuridica)“.635 Die Pflicht zu rechtlicher Ehrbarkeit ist, da sie sich 
ausschließlich auf die eigene Person in ihrem Verhältnis zu Anderen bezieht, keine 
Zwangspflicht; das bedeutet, daß kein Anderer eine Befugnis hat, ihre Erfüllung zu 
erzwingen.636 Nur man selber ist rechtlich befugt und zugleich rechtlich verpflichtet, „seinen 
Werth als den eines Menschen behaupten“637. Für die Erhaltung seiner selbst als 
Rechtsperson mag somit innere Nötigung, also in diesem Sinne Selbstzwang, erforderlich 
sein, ohne daß dieser freilich ein „Zwang nach einem Princip der innern Freiheit“638 zu sein 
braucht. Als Rechtspflicht ist auch das „honeste vive“ durch die Willkür Anderer nach dem 
„Princip der Freyheit“ (und nicht, wie im Fall einer [GG. weiten] Tugendpflicht, durch die 
eigene Willkür nach dem „Princip der Zweke“) bestimmt.639 Nur ist bei ihr als einer Pflicht 
gegen sich selbst der „Andere, dessen Willkühr die unsere nach Gesetzen bestimt“, nicht 
„ein Mensch außer uns“, sondern „die Idee der Menschheit in uns“640 (homo noumenon),641 
das in Freiheit handelnde Wesen.642 Diese im Recht der Menschheit in seiner eigenen 

                                                
632 Siehe dazu RL AA 06.232 f. 
633 Siehe VATL HN AA 23.395. 
634 Siehe VARL HN AA 23.251. Auch in der Metaphysik der Sitten Vigilantius (MSVigil Vorl AA 

27.582 ff.) nennt Kant nur die äußeren Rechtspflichten rechtliche Pflichten. Vgl. auch MPCollins Vorl 
AA 27.271 ff.   

635 Siehe VARL HN AA 23.256 f. 
636 Vgl. VARL HN AA 23.276; MSVigil Vorl AA 27.581 f. Zur möglichen Rechtslage im 

bürgerlichen Zustand siehe Julius Ebbinghaus, Die Strafen für die Tötung eines Menschen nach 
Prinzipien einer Rechtsphilosophie der Freiheit, GS II 328 f. 

637 RL AA 06.236. 
638 TL AA 06.394. 
639 Die Verbindlichkeit, „wo das nöthigende Subject eine andere Person seyn muß, [ist] die 

rechtliche wo es eben dieselbe Person seyn muß die ethische Verbindlichkeit. Im ersten Falle wird der 
obligatus durch die Willkühr eines andern nach Gesetzen der Freyheit, im zweyten blos durch die 
Vorstellung des Gesetzes genöthigt.“ VARL HN AA 23.345. 

640 VARL HN AA 23.268 f. (m. H.). 
641 VARL HN AA 23.350: „Vollkommene Verbindlichkeit ist die so sich auf dem Recht eines 

andern gründet entweder Ideals der Menschheit oder einer reellen Person.“ VATL HN AA 23.390: „die 
freye Willkühr der Person steht selbst unter der Idee ihrer Persönlichkeit wornach sie in Handlungen 
die auf sie selbst gehen durch sich selbst genöthigt wird und moralisch gezwungen nach der Analogie 
mit dem Zwange eines Anderen“.  

642 MSVigil Vorl AA 27.603: „die Pflichten gegen sich selbst beziehen sich nicht auf den 
Menschen als ein physisches Subjekt, sondern jederzeit auf das Recht der Menschheit in seiner 
Person, oder das Recht was sie auf ihn und seine Person hat“. MSVigil Vorl AA 27.626: „Alle Pflichten 
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Person wurzelnde Verpflichtung des Menschen gegen sich selbst könnte der Grund dafür 
gewesen sein, daß Kant sie trotz ihres nach seinem Urteil unzweifelhaft strikt juridischen 
Charakters (auch) der Ethik zugeordnet hat.643 Mit dem Verweis auf die mit dem 
Selbstzwang verbundene innere Triebfeder644 wechselt Kant allerdings645 die Perspektive, 
indem er nunmehr diese Rechtspflicht in indirekt-ethischer Beziehung betrachtet. Denn als 
bloße Rechtspflicht verlangt sie gerade nicht, „daß die Idee der Pflicht gegen sich selbst 
zugleich die Triebfeder der Handlungen sey“646. Es genügt eben, daß man 
rechtspflichtgemäß, aus welchen Beweggründen auch immer, handelt; zugleich aber kann 
die Nötigung dazu nur ein Selbstzwang sein.647 

Wie immer man aber Kants Lesart der ersten Formel des Ulpian deuten mag, so läßt 
sich jedenfalls mit Gewißheit feststellen, daß sich dadurch kein Einfallstor für den 
transzendentalen Idealismus in die Rechtslehre öffnet. Soweit von der Formel etwas in die 
Ethik (im engen oder weiten Sinn) gehört, ist es kein Gegenstand der Ebbinghaus-These. 
Soweit die Formel aber – als das Recht der Menschheit und als die Pflicht aus diesem – zur 
„eigentlichen Rechtslehre“ gehört, trifft für es ohne Einschränkung all das zu, was bereits zur 
Rechtslehre überhaupt gesagt wurde. Sowohl die Geltung als auch der Modus der Befolgung 
der Pflicht zu rechtlicher Ehrbarkeit als einer strengen Rechtspflicht sind unabhängig von der 
Antwort auf die Frage, ob der Wille des Menschen frei ist. Für das Rechthandeln genügt es, 
daß man de facto jedermann, sich selbst (mit dem „honeste vive“) eingeschlossen, als 
Person und nicht als Sache behandelt. Dies – und nur dies – ist die oberste einschränkende 
Bedingung, unter der aller äußerer Freiheitsgebrauch moralisch steht. 

Für ihre Stellung und Funktion innerhalb der Rechtslehre ist diese Pflicht allein als eine 
solche des strikten Rechts in Betracht zu ziehen. Als Rechtsperson, die er kraft seiner 
Menschheit ist, hat der Mensch das Recht zu jeder beliebigen äußeren Handlung, soweit 
diese mit jedermanns äußerer Freiheit nach einem allgemeinen Gesetz zusammen bestehen 
kann. Daß die Behandlung einer Rechtsperson, sei diese ein Anderer oder man selbst, als 
(willenlose, unzurechnungsfähige) Sache, etwa durch (Selbst-)Versklavung, dieser 
Bedingung nicht genügt, liegt auf der Hand. „Honeste vive“ bedeutet deshalb für Kant die 
Rechtspflicht, sich durch den äußeren Gebrauch seiner Freiheit im Verhältnis zu Anderen 
nicht selber zur Sache zu machen bzw. machen zu lassen. Aufgeben kann ein Mensch seine 
(ihm kraft seiner Menschheit zukommende) Rechtspersönlichkeit ohnehin ebenso wenig wie 
die damit verbundene Zurechnungsfähigkeit. Er kann ihr nur zuwiderhandeln, indem er sich 

                                                                                                                                                   

also, die ihm in Rücksicht seiner eigenen Person obliegen, nehmen auf ihn als noumenon oder als ein 
in Freiheit handelndes Wesen Bezug“. Vgl. damit auch TL AA 06.418! 

643 Deshalb gehört für Kant zwar die Frage, ob jemand über sich selbst zum Gebrauch seines 
Körpers von Anderen durch Vertrag zu disponieren befugt sei, zur Rechtslehre, die nicht das 
Verhältnis zu Anderen betreffende Frage hingegen, ob jemand über sich selbst zum eigenen 
Gebrauch seines Körpers zu disponieren befugt sei, zur Ethik. Siehe VATL HN AA 23.399. 

644 „[D]enn wenn die Triebfeder der Handlung nicht die Pflicht selbst wäre was würde uns sonst 
moralisch nöthigen da die Handlung aus uns selbst entspringen soll [...]“. (VATL HN AA 23.393; siehe 
auch MSVigil Vorl AA 27.543). 

645 Gleichsam gezwungenermaßen, insofern eine moralische Nötigung aus dem Recht eines 
Anderen und durch dessen Willkür hier nicht in Betracht kommt. 

646 VATL HN AA 23.390. 
647 Deswegen gehört diese Pflicht gegen sich selbst für Ebbinghaus als innere Verpflichtung in 

die Ethik. Siehe Julius Ebbinghaus, Die Strafen für die Tötung eines Menschen nach Prinzipien einer 
Rechtsphilosophie der Freiheit, GS II 329. 
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Anderen zum bloßen Mittel macht.648 Und eben dazu hat er – dies besagt die Rechtspflicht 
des „honeste vive“ – kein Recht. Denn ein (das Recht der Menschheit notwendig 
voraussetzendes) Recht auf den Verstoß gegen das Recht der Menschheit enthält in sich 
einen Widerspruch. Als Rechtsakt betrachtet würde der Verzicht auf Rechtssubjektivität 
seinem Inhalt nach genau das negieren, was er seiner Form nach voraussetzt: daß der 
Verzichtleistende eine Rechtsperson ist. Der Verzicht ist daher rechtswidrig und nichtig.649 
Dies bedeutet in Bezug auf das Privatrecht, daß niemand durch eine entsprechende 
Verzichtserklärung eines Anderen ein Recht erwirbt; und in Bezug auf das öffentliche Recht, 
daß jeder Staat, der den Verzicht positiv-rechtlich möglich macht, dadurch selber die ihn 
legitimierende Grundlage und insofern den Anspruch auf Gehorsam verliert. Somit ist auch 
hinsichtlich dieser Rechtspflicht gegen sich selbst eine äußere Gesetzgebung und die 
Ausübung äußeren Zwanges rechtlich nicht nur möglich, sondern im Verhältnis zu Anderen 
auch geboten. 

Vor jeder anderen Rechtspflicht650 ist die Wahrung der je eigenen Rechtssubjektivität 
„schlechterdings nothwendig[...] in Ansehung des Rechts der Menschheit“651. Die 
Rechtspflicht der Selbsterhaltung als Person enthält eine innere Bedingung äußerer 
möglicher Gesetze.652 Mich selbst gegenüber Anderen nicht zur Sache zu machen bzw. nicht 
von Anderen zur Sache machen zu lassen, ist die auf mich bezogene und durch mich zu 
erfüllende Bedingung dafür, daß eine äußere Gesetzgebung für die äußere Freiheit und also 
eine Rechtsgemeinschaft von Menschen möglich ist. Diesem mich verpflichtenden Recht der 
Menschheit als objektivem Recht entspricht mein subjektives Recht als das Vermögen, jeden 
Anderen zu verpflichten, mich als Person zu behandeln. Allerdings folgt die Pflicht, keinen 
anderen Menschen zur Sache zu machen, schon aus dem Recht der Menschheit in der 
eigenen Person.653 Denn „[w]enn es möglich ist, auch nur einen einzigen Menschen als eine 
bloße Sache anzusehen, so hat damit die gesamte Menschheit [GG. und somit auch ich 
selber] ihr Recht verloren.“654 „Die Verbindende kraft alles Rechts liegt nicht so wohl in dem, 
was einer Persohn eigen ist, als vielmehr in dem Rechte der Menschheit. Daher haben alle 
Menschen die Verbindlichkeit, das Recht jedes eintzelnen zu unterstützen. Dieses Recht der 
                                                

648 „Diese Handlung ist eine violation seiner eignen iurium, denen man nicht renunciiren kan. 
Man handelt gegen sich selbst als gegen eine personam iuridicam, d.i. er macht, daß er aufhört 
persona iuridica zu seyn“. Refl 7634, HN AA 19.474; vgl. auch Refl 7862, HN AA 19.538. 

649 Siehe RL AA 06.283; 06.330; Refl 7400, HN AA 19.357 f.; VARL 23.358 f. Kant erwägt auch 
die juridische Nichtigkeit mit Bezug auf Prostitution, Klostergelübde, Untrennbarkeit von Ehen und 
Unveränderlichkeit von Glaubensbekenntnissen. Siehe Refl 7565, HN AA 19.456; Refl 7575, HN AA 
19.459; Refl 7580, HN AA 19.460; Refl 7894, HN AA 19.547. 

650 Vgl. MS Vigilantius, Vorl AA 27.604. 
651 VATL HN AA 23.380. 
652 Siehe VARL HN AA 23.306. 
653 Indem das Bundesverfassungsgericht seinem Urteil vom Februar 2006 zum 

Luftsicherheitsgesetz das Verbot einer „Verdinglichung“ von Menschen zugrunde legte, befand es sich 
auf gut kantischem Boden. 

654 Julius Ebbinghaus, Zu Deutschlands Schicksalswende, GS I 181. Dem epochalen Werk von 
Aschenberg verdanken wir eine ebenso profunde wie überzeugende Begründung der These, daß den 
von Nazi-Deutschland begangenen Verbrechen „Singularität“ zukomme. Mit Recht sieht Aschenberg 
diese nicht in der Quantität und/oder Qualität der begangenen Verbrechen, sondern darin, daß sie das 
größtmögliche Verbrechen an der Menschheit überhaupt waren, indem sie nämlich auf deren 
Zerstörung als Menschheit gerichtet waren. Siehe Reinhold Aschenberg, Ent-Subjektivierung des 
Menschen. Lager und Shoah in philosophischer Reflexion, Würzburg: Königshausen & Neumann 
2003. 
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Menschheit verbindet auch einen jeden Gegen sich selbst. Er ist in die Menschheit 
aufgenommen acqvirirt ihre Rechte aber unter der Pflicht, die Würde derselben zu erhalten. 
Daher alle Pflichten gegen sich selbst.“655 

 

 

 

IX. Nochmals: Die Rechtslehre im System der Moralphilosophie 

 

Das moralische Grundgesetz: „handle nach einer Maxime, welche zugleich als ein 
allgemeines Gesetz gelten kann“656 bezieht sich auf allen Freiheitsgebrauch, inneren wie 
äußeren, Zwecksetzung wie Zweckverwirklichung, Wollen wie Handeln. Insofern ist die 
Rechtslehre als besondere Freiheitslehre ein integraler Teil der Moralphilosophie als 
allgemeiner Freiheitslehre, von dieser legitimiert und mit dieser durch das 
moralphilosophisch stärkst mögliche Band, durch die reine praktische Vernunft als ihre 
gemeinsame Quelle, verbunden. Aber als solche ist die Rechtslehre von den ethischen 
Implikationen der Moralphilosophie unabhängig. Denn die Beschränkung des Moralgesetzes 
auf den äußeren Freiheitsgebrauch, also auf die bloße Sphäre menschlichen Handelns, führt 
zu Gesetzen (des Rechts), die nicht nur für ihre Geltung (objektive Realität), sondern auch 
für ihre Befolgung nur die durch Erfahrung bewiesene praktische Freiheit voraussetzen. Es 
geht eben im Rechtsgesetz657 als solchem ausschließlich um die gesetzliche 
Übereinstimmung der Freiheit mit sich selbst hinsichtlich ihres äußeren Gebrauchs in 
Gemeinschaft mit Anderen, nicht wie im (auf die Triebfeder bezogenen) ethischen Gesetz658 
und im (auf die Zwecksetzung bezogenen) Tugendgesetz659 hinsichtlich ihres inneren 
Gebrauchs. 

 Wie Kant in der Vorrede zur Metaphysik der Sitten660 sagt, folgt auf „die Kritik der 
praktischen Vernunft [...] das System, die Metaphysik der Sitten“. Unter diesem 
methodischen Aspekt ist die Metaphysik der Sitten eine auf den Freiheitsgebrauch überhaupt 
bezogene allgemeine moralische Pflichtenlehre und besteht gemäß der Unterscheidung 
zwischen einem bloß äußeren und einem inneren Gebrauch der Willkür notwendig aus zwei 
Teilen, der Rechtslehre und der Tugendlehre. Daß man dem Irrtum verfallen konnte, eine 
reine Rechtslehre habe auf eine Kritik der praktischen Vernunft hinführen können, könnte, 
worauf Reich hinweist,661 seinen Grund in Kants „Methode der Darstellung der ganzen 
praktischen Philosophie nach dem Gesichtspunkt der Scheidung von kritischem und 
systematischem (doktrinalem) Teil“ haben. Hätte Kant für diese Darstellung dagegen die 
sachlich ebenfalls mögliche „Unterscheidung der vorausgesetzten Triebfedern der Willkür“ 

                                                
655 Refl 7862, HN AA 19.538. 
656 MS AA 06.225; ebenso TL AA 06.389: „Handle so, daß die Maxime deiner Handlung ein 

allgemeines Gesetz werden könne.“ 
657 Siehe etwa RL AA 06.231. 
658 Siehe etwa GMS AA 04.421; KpV AA 05.30. 
659 Siehe etwa TL AA 06.395. 
660 MS AA 06.205. 
661 Siehe Klaus Reich, „Rousseau und Kant“, (Anm. 206), S. 157 f. 
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gewählt, wäre unmittelbar augenfällig gewesen, daß es für die Rechtslehre auch als 
metaphysische keines Rückgriffs auf das Prinzip der Autonomie des Willens bedarf. Sie ist 
im Unterschied zur Tugendlehre eine „bloße Wissenslehre“, die lediglich sagt, „was zu tun 
Pflicht ist“, ohne zusätzlich mit Bezug auf das „innere[.] Princip des Willens“ zu verlangen, 
„daß das Bewußtsein dieser Pflicht zugleich Triebfeder der Handlungen sei“.662  

Dennoch bedeutet die Unabhängigkeit von dem, was für die Ethik gerade wesentlich 
ist, nicht auch, daß in und mit der Rechtslehre, wie Kersting behauptet, ein in einer 
„außermoralischen Perspektive“ vollzogener „Standpunktwechsel“ stattfindet.663 Die 
juridische Perspektive ist keineswegs eine außermoralische. Im Gegenteil: auch die 
Rechtslehre betrifft das Moralische schlechthin, nämlich die Gesetzgebung der reinen 
praktischen Vernunft; doch sie beschränkt sich auf deren Bestimmung der äußeren Freiheit. 
Deshalb wechselt sie auch keineswegs den Standpunkt, nicht einmal die Blickrichtung; nur 
nimmt sie lediglich handelnde und nicht auch wollende Menschen in den Blick. 

Kersting irrt auch mit der Ansicht, das „Zwangsthema“ werde an die „Lehre der 
gesetzgebenden praktischen Vernunft herangetragen; ein immanenter Übergang von der 
Moralphilosophie zur Rechtsphilosophie [sei] nicht möglich“.664 Die Rechtslehre ist von 
Anfang an und bis zum Ende Teil der Moralphilosophie als Metaphysik der Sitten. In deren 
Bezug bloß auf den äußeren Gebrauch der Freiheit ergibt sich die Idee des Rechts und 
ineins und zumal damit die Idee einer Zwangsbefugnis. Denn die Befugnis, denjenigen zu 
zwingen, der dem Recht Abbruch tut, ist mit dem Recht nach dem Satz des Widerspruchs 
verbunden.665 „Immanenter“ geht es kaum. Freilich ist der Übergang von der Lehre vom 
Freiheitsgebrauch überhaupt zur Lehre vom bloß äußeren Gebrauch der Freiheit keiner, der 
durch das „Problem des äußeren Zwanges“666 veranlaßt wäre. 

Ich kann Kersting auch nur halbherzig zustimmen, wenn er die „gegenwärtige 
Moralphilosophie“, woran immer er dabei denken mag, attackiert, weil sie „lediglich 
Legalitätstheorien [produziere]“.667 Wie viel damit zu erreichen ist, hat doch schon Hobbes in 
exemplarischer Weise vorgeführt. „Moralisierung“ könnte für eine Verwirklichung von 
Rechtsprinzipien eher kontraproduktiv wirken. Rechtsphilosophisch kommt es nur auf 
„Legalitätstheorien“ an; eine „Theorie der moralischen Subjektivität“, im Sinne Kerstings und 
für diesen „gerade die Hauptaufgabe einer Moralphilosophie“, zählt jedenfalls nicht zu den 
Aufgaben einer Rechtsphilosophie; und die Feststellung, daß „Legalität“ im Verhältnis zur 
„Moralität“ „negativ bestimmt“ und eine „defiziente Gestalt der inneren sittlichen Verfassung 
des Handlungssubjekts“ sei, gehört in die Ethik, nicht in die Rechtslehre. Es sei wiederholt: 
Wenn „die Absicht nicht ist Tugend zu lehren, sondern was recht sei, vorzutragen, so darf 
und soll man selbst nicht jenes Rechtsgesetz als Triebfeder der Handlung vorstellig 

                                                
662 TL AA 06.375 („bloße“ von mir hervorgehoben). 
663 Siehe Wolfgang Kersting,  WF, S. 126. Ich hatte ursprünglich die Absicht, auf die sehr ernst 

zu nehmende Position von Kersting und die von Scholz als deren Quelle im Einzelnen einzugehen; 
doch würde es den Umfang dieses Beitrags allzu sehr ausdehnen. Jeder Leser wird bei einem 
Vergleich leicht selber erkennen, welche Einwände und Gegenargumente von meiner Seite zu 
erwarten wären. Ich habe mich deshalb auf einige wenige Punkte beschränkt. 

664 Wolfgang Kersting,  WF, S. 127. 
665 Siehe RL AA 06.231 f. 
666 Wolfgang Kersting,  WF, S. 127. 
667 Wolfgang Kersting,  WF, S. 178. 
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machen“668. Auch ist die Rede von einer „defizienten Gestalt“ der Sache gar nicht 
angemessen. Jeder moralischen Handlung kommt zuerst einmal notwendig und einer 
rechtlichen Handlung als solcher auch ausschließlich Legalität zu. Daß diese nicht auch 
ausreichend für Moralität ist, macht sie nicht „negativ bestimmt“; mit ihrem Begriff ist lediglich 
keine bestimmte Triebfeder verbunden. 

Verfehlt dürfte es allerdings sein, wollte man Moralität gleichsam gegen Legalität 
ausspielen. Das Rechtsgesetz ist – wie Kersting durchaus richtig sagt669 – keine „ethische 
Entlastung“, weil es nämlich eine moralische Triebfeder nicht fordert; aber es ist aus diesem 
selben Grund auch keine „ethische Belastung“. Befolgt man es aus Neigung, so tut man 
nichts moralisch Gutes, wohl aber moralisch Richtiges. Und das ist keineswegs wenig. Strikt 
genommen ist Legalität die moralische Qualifikation einer Handlung, Moralität die moralische 
Qualifikation der Handlungsmaxime, nach der gehandelt wird.670 Für die Erfüllung von 
Rechtspflichten ist Legalität auch die hinreichende Bedingung. Man mag an mindere Qualität 
denken, wenn die Triebfeder der legalen Handlung eine Neigung und nicht die Achtung vor 
dem Gesetz ist. Doch dies tangiert eben nur die Moralität (der Gesinnung), nicht aber die 
Legalität (der Handlung), für deren eigene Qualität die jeweilige Triebfeder völlig irrelevant 
ist. Legalität ist ganz einfach das eine von zwei Momenten moralisch möglicher Handlungen. 
Zugleich ist sie übrigens dasjenige Moment, auf das es allein ankommt, wenn es um den 
moralischen Fortschritt innerhalb der raum-zeitlichen Welt geht. Deren Zustand hängt 
ausschließlich von Handlungen ab. Gesinnungen können sich – wenn überhaupt – nur in 
Erscheinungen der Legalität manifestieren. „Nicht ein immer wachsendes Quantum der 
Moralität in der Gesinnung, sondern Vermehrung der Producte ihrer Legalität in 
pflichtmäßigen Handlungen, durch welche Triebfeder sie auch veranlaßt sein mögen [sic!]; d. 
i. in den guten Thaten der Menschen, [...] also in den Phänomenen der sittlichen 
Beschaffenheit des Menschengeschlechts, wird der Ertrag (das Resultat) der Bearbeitung 
desselben zum Besseren allein [sic!] gesetzt werden können.“671 Man sollte sich daher 
hüten, aus der Tatsache, daß für Kant angeblich Legalität als solche „sittlich wertlos“672 ist, 
den erheblich weiter gehenden Schluß zu ziehen, sie sei für ihn aus moralischer Sicht 
überhaupt ohne Wert.673 Zwar ist die Erfüllung einer Rechtspflicht nichts Verdienstliches und 
insofern „ohne positiven Werth“, aber sie ist „von der größten Wichtigkeit als Bedingung zu 
irgend einem Werth“.674 

Die Stellung der Rechtslehre sowohl innerhalb der Metaphysik der Sitten als auch im 
Rahmen der gesamten praktischen Philosophie richtet sich nach den zwei „Stücken“ in aller 
Gesetzgebung675 und ist dementsprechend zu bestimmen. In Bezug auf das erste Stück hat 

                                                
668 RL AA 06.231. 
669 Wolfgang Kersting,  WF, S. 180. 
670 Vgl. KpV AA 05.151 
671 SF AA 07.91. Vgl. auch VASF, AA 23.457.  
672 Wolfgang Kersting,  WF, S. 177. Kant sagt allerdings an der angegebenen Stelle (KpV AA 

05.71) gar nicht „sittlich wertlos“. Vielmehr erklärt er nur (positiv) das Tun um des Gesetzes willen für 
das „Wesentliche [!] alles sittlichen Werths der Handlungen“. 

673 Ein Fortschreiten zum Besseren versprach sich Kant für die Menschheit vor allem von einer 
Politik globaler Republikanisierung und nicht etwa davon, ein „Weltethos“ zu propagieren. 

674 Refl 7165, HN AA 19.262. 
675 Siehe MS AA 06.218. 
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die Rechtslehre wie die Tugendlehre ihr Fundament im moralischen Grundgesetz676 und also 
in der reinen praktischen Vernunft. In Bezug auf das zweite Stück läßt sie jede Triebfeder zu; 
als eine solche bestimmen kann sie nur den äußeren Zwang. Damit entfällt Freiheit des 
Willens als Voraussetzung der Rechtslehre; denn dieser Freiheit bedarf es nur dann, wenn 
Achtung vor dem Gesetz als Triebfeder gefordert ist. Die Rolle der reinen Vernunft ist eine 
andere mit Bezug auf die Formulierung und Geltung eines Freiheitsgesetzes und eine 
andere mit Bezug auf dessen (Moralität der Maximen bewirkende) Befolgung. Dort liefert sie 
„Norm, Leitfaden, Kompaß“ , hier „Motiv, Triebfeder, Fahrtwind“677 für das Handeln. In der 
Rechtslehre spielt sie nur die erste Rolle. 

Wenn man eine praktische Philosophie dann kritisch nennt, wenn sie „die Philosophie 
des positiven Freiheitsbegriffs und seiner Bezugsmöglichkeit auf eine Realexistenz von 
innerem und äußerem Willkürgebrauch“ ist678 oder wenn sie es mit synthetischen Sätzen a 
priori zu tun hat, dann kann es im Unterschied zur Tugendlehre eine kritische Rechtslehre 
gar nicht geben, geschweige denn, daß sie nötig wäre. Und insofern es in ihr lediglich um 
Legalität geht, lassen sich sowohl die Grundlegung zur Metaphysik der Sitten als auch die 
Kritik der praktischen Vernunft mit Bezug auf die Rechtslehre bloß in einem sehr 
eingeschränkten Sinn als „Grundlegungsschriften“ ansehen; denn in ihnen geht es 
ausnahmslos immer zugleich und vor allem um Moralität. Nur mit ihrem reinen Rationalismus 
gründen sich Kants metaphysische Rechtslehre und ihr kategorischer Geltungsanspruch auf 
diese Schriften. An ihrer Einzigartigkeit ändert dieser Befund absolut nichts. Und muß sie 
auch auf das schmückende Beiwort „kritisch“ verzichten, so wird dieser Verlust durch die 
gewonnene Unabhängigkeit vom transzendentalen Idealismus wettgemacht. Immerhin ist sie 
damit nicht nur akzeptabel, sondern überzeugend auch für diejenigen, welche diesem 
Lehrstück Kants skeptisch gegenüberstehen oder es gar ablehnen.  

Auch liegt der Rechtslehre nicht jener Stein des Anstoßes679 im Weg, den die Ethik 
unausweichlich vorfindet und – so oder so – beseitigen muß. Für die Rechtslehre als solche 
ist das Geschäft der Moralphilosophie mit der Aufstellung und Entfaltung des 
Rechtsgesetzes als Beurteilungsprinzips erledigt.680 Denn alles Weitere wird durch äußere 
Erzwingbarkeit geleistet; die Möglichkeit der Befolgung eines juridischen Imperativs wirft 
daher keinerlei philosophisches Problem auf. 

Überdies macht es in der phänomenalen Welt zwar einen großen Unterschied, ob 
jemand „pflichtgemäß“ handelt oder nicht, aber nicht den geringsten, ob er es aus Pflicht 
oder aus Neigung tut. Eine (heteronom) aus Klugheit nach Freiheitsgesetzen gestaltete 
raum-zeitliche Welt unterscheidet sich von einer (autonom) aus Moralität nach solchen 
Gesetzen gestalteten durch nichts. Legalität genügt da also; und genau darum und um nichts 
sonst geht es in der Rechtslehre Kants. Weit entfernt davon, selber eine Klugheitslehre zu 
sein, ist sie vielmehr eine auf reiner Vernunft gegründete Lehre von den verbindlichen 
Handlungsgesetzen auch und gerade für eine Gemeinschaft solcher praktisch-vernünftiger 

                                                
676 Siehe MS AA 06.225; TL AA 06.389. 
677 Werner Stark, Nachwort zu MPKaehler, S. 56. 
678 Siehe Hariolf Oberer, „Ist Kants Rechtslehre kritische Philosophie?“ (siehe Anm. 381) S. 223. 
679 Siehe KrV AA 03.310 (B 476); KpV AA 05.07. 
680 Mir ist, wie ich bekennen muß, verschlossen geblieben, warum die Gegner der Ebbinghaus-

These glauben konnten, deren juridisches principium executionis ohne Einschränkung billigen und sie 
dann rein geltungstheoretisch dennoch widerlegen zu können. 
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Wesen, die gar nicht anders als aus bloßer Klugheit handeln können oder wollen. Was aber 
das Gesetz der Autonomie des Willens betrifft, so kann es gar keine Realität „innerhalb der 
Grenzen der Natur“, sondern nur mit Bezug auf eine „mögliche intelligible Welt“ haben. „So 
sind es wirklich nur die Angelegenheiten des Himmelreiches, die durch die Frage der von 
Kant verfochtenen Gültigkeit des Gesetzes der Freiheit [GG. in positivem Verstande] berührt 
werden.“681 682 

 

 

 

Summary 

 

The long and comprehensive essay is an attempt to determine in great detail the 
position of the doctrine of right in Kant’s moral philosophy. 

The main subject matters are: 1) Basic concepts: free choice, will, freedom; actions 
and maxims. 2) The problem of right as a problem sui generis. 3) Moral law, law of right, law 
of ethics / virtue. 4) Right and coercion. 5) Person and imputation. 6) The validity of the law 
of right: a) hypothetical? b) categorical based on the autonomy of the will? c) categorical but 
independent of the autonomy of the will. 7) Difficulties in reading Kant: a) Phaenomenon – 
Noumenon; b) Freedom in speculative and practical respect; c) Freedom of the person and 
the mechanism of nature; d) Division of the metaphysics of morals as a whole; e) Empiricism 
and apriorism in the doctrine of right; f) The concept of freedom as a preliminary concept of a 
philosophia practica universalis; g) The duty from the right of humanity in our own person.  

Possibly the most provocative results of the essay may be formulated in the following 
way: The validity of the doctrine of right is independent of any transcendental assumptions. 
Accordingly, there cannot be, let alone, need to be a critical doctrine of right; and neither the 
Groundwork nor the Second Critique can actually be read as a veritable foundation of the 
doctrine of right. 

                                                
681 Julius Ebbinghaus, „Kant und das 20. Jahrhundert“, GS III 168 ff.; siehe auch Ders., 

„Hermann Cohen als Philosoph und Publizist“, GS III 388 f.; Ders., „Kants Rechtslehre und die 
Rechtsphilosophie des Neukantianismus“, GS. II 243. 

682 Für vielerlei ebenso freundlich-mitleidlose wie profunde, kurz: gute und hilfreiche Kritik an 
einer späten Fassung dieses Essays bin ich Manfred Baum sehr zu Dank verpflichtet. 


